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(C) 


9. Sitzung 


Bonn, den 20. Mai 1983 


Beginn: 9.00 Uhr 


Vizepräsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat soll 
Punkt 18 der Tagesordnung um einen weiteren Zu- 
satzpunkt erweitert werden, und zwar um die Bera- 
tung des Antrags der Fraktion der SPD, Bericht zur 
Lage der Natur — Drucksache 10/83 — . Ist das 
Haus damit einverstanden? — Ich sehe und höre 
keinen Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 


Ich rufe Tagesordnungspunkt 18 auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Notprogramm gegen das Waldsterben 

— Drucksache 10/35 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß (federführend) 

Ausschuß für Wirtschaft 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Ausschuß für Forschung und Technologie 

Zusatzpunkt 1 zur Tagesordnung: 

Beratung des Antrags der Fraktion DIE 
GRÜNEN 

Programm gegen Luftbelastung und Wald- 
sterben 

— Drucksache 10/67 — 

Überweisungsvorschlag: 

Innenausschuß (federführend) 

Ausschuß für Wirtschaft 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Ausschuß für Verkehr 
Ausschuß für Forschung und Technologie 

Zusatzpunkt 2 zur Tagesordnung: 

Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD, FDP und der Fraktion DIE 
GRÜNEN 

Sondergutachten „Waldschäden und Luft- 
verunreinigungen“ 

— Drucksache 10/84 — 

Zusatzpunkt 3 zur Tagesordnung: 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Bericht zur Lage der Natur 

— Drucksache 10/83 — 


Überweisungsvorschlag: 

Innenausschuß (federführend) 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Meine Damen und Herren, nach einer interfrak- 
tionellen Vereinbarung sind eine gemeinsame Be- 
ratung des Tagesordnungspunktes 18 sowie der Zu- 
satzpunkte 1, 2 und 3 und eine Aussprache von drei 
Stunden vorgesehen. Ist das Haus damit einver- 
standen? — Ich sehe und höre keinen Widerspruch. 
Es ist so beschlossen. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Laufs. 


Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr (D) 
geehrten Damen und Herren! Die Waldschäden ha- 
ben sich in den vergangenen zwei Jahren mit beun- 
ruhigender Schnelligkeit ausgebreitet. Der fast un- 
vorstellbare Gedanke einer Verödung unserer wald- 
reichen Landschaften bedrückt uns sehr. Es steht 
für uns alle außer jeder Frage: Unsere Wälder, wie 
wir sie lieben mit ihren Tannen und Fichten, mit 
ihren Kiefern, Buchen und Eichen dürfen nicht ver- 
lorengehen. Es ist nicht allein eine Frage der Holz- 
wirtschaft, des Naturhaushalts und des Klimas. 

Hier sind wir unmittelbar in unserem Lebensgefühl 
angesprochen, hier stehen wir vor einer der größten 
umweltpolitischen Herausforderungen unserer 
Zeit, zu erhalten, was zu retten ist, und zu erneuern, 
was wir in diesen Jahren verlieren. Kein vernünfti- 
ges Mittel dürfen wir zu diesem Zweck unversucht 
lassen. Wir brauchen eine mutige Vorwärtsstrategie 
zur Erhaltung unserer Wälder. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

CDU und CSU und die Bundesregierung Kohl ha- 
ben es dabei überhaupt nicht nötig, auf Anstöße 
durch die SPD und die GRÜNEN zu warten. Sie 
haben gleich nach der Regierungsübernahme ent- 
schlossen gehandelt. Ein großer Teil der im SPD- 
Antrag geforderten Punkte ist daher bereits erle- 
digt. 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 

— Wissen Sie von der SPD und von den GRÜNEN, 
vor allem Sie von der SPD, wenn Sie Ihren Antrag 
schon vor Jahren eingebracht und Ihr Notpro- 
gramm verwirklicht hätten, als Sie die Regierung 
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Dr. Laufs 

(A) stellten, hätten Sie heute unsere Hochachtung ver- 
dient. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Schily [GRÜ- 
NE]: Die CDU hat doch auch 13 Jahre ge- 
braucht!) 

Wenn Sie wenigstens die Große Anfrage der CDU/ 
CSU vom Mai 1982 zum Thema „Luftverunreini- 
gung, saurer Regen und Waldsterben“, in der alle 
hier zu beachtenden Fragen mit aller Ausführlich- 
keit und Dringlichkeit gestellt wurden, als die dra- 
matische Entwicklung für jedermann sichtbar wur- 
de, zum Anlaß umweltpolitischen Handelns genom- 
men hatten, wir hätten wertvolle Zeit gewonnen. 

Es war aber der neuen Bundesregierung Vorbe- 
halten, Vorhaben der früheren Regierung, über die 
lange Zeit erfolglos gestritten worden war, endlich 
in die Tat umzusetzen. Ich erinnere an die Verab- 
schiedung der Novelle zur TA Luft, die seit späte- 
stens 1978 als vordringlich galt, und ich verweise 
auf die verabschiedete Großfeuerungsanlagenver- 
ordnung, die nun vom Bundesrat, auf Betreiben Ba- 
den-Württembergs und Bayerns übrigens, zum Ge- 
genstand weiterer einschneidender Verschärfungen 
gemacht wurde. 

Der Bundesinnenminister hat ein Aktionspro- 
gramm zur Luftreinhaltung erstellt, das als weite- 
ren Schwerpunkt die Entgiftung der Kraftfahrzeug- 
abgase enthält und große Anstrengungen vorsieht, 
um zu einer europaweiten Bekämpfung der Luft- 
verschmutzung zu gelangen. Wir begrüßen aus- 
drücklich, daß die neue Bundesregierung die fällig 
gewordenen Maßnahmen im Rahmen unserer tech- 
nischen und wirtschaftlichen Möglichkeiten be- 
schleunigt durchsetzt. Zu diesem Zeitpunkt besteht 
überhaupt kein Anlaß zur Kritik. 

Wir sind davon überzeugt, daß Wissenschaft und 
Technik uns in die Lage versetzen werden, die ent- 
standenen Umweltschäden wiedergutzumachen. 
Das Sterben der Bäume ist für uns kein Grund, den 
Tod der Industriegesellschaft auszurufen. Unser 
Ziel ist, die Produktionsmethoden zu verfeinern 
und umweltverträglich zu machen und dabei Wirt- 
schaftswachstum und Umweltbelastung zu entkop- 
peln. Dazu brauchen wir modernste Technik. 

Es bleibt z. B. ein Rätsel, wie die Umweltpolitiker 
der SPD in ihrem Antrag lapidar behaupten kön- 
nen: „Ein Ausbau der Kernenergie ist kein Beitrag 
zur Rettung des Waldes.“ Hätten wir unsere Kern- 
kraftwerke nicht, sondern an ihrer Stelle Steinkoh- 
lekraftwerke mit modernster Emissionsminde- 
rungstechnik, so hätten allein im vergangenen Jahr, 
1982, bei 20% Kernkraftanteil an der gesamten 
Stromversorgung 160 000 t Schwefeldioxid, 130 000 t 
Stickoxide, 13 000 t Chlorwasserstoff und etwa 
gleich viel Staub unsere Umwelt zusätzlich bela- 
stet 

Es kennzeichnet übrigens die Qualität des SPD- 
Antrages, daß er von den Überlebenschancen der 
erst in Zukunft gepflanzten Bäume spricht und im 
gleichen Atemzuge die Kernenergie wegen der be- 
stehenden Planungsfristen verwirft. Meine Damen 


und Herren, diese Planungsfristen werden nicht (C) 
mehr auf SPD-Parteitagen bestimmt! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Zuruf von den GRÜNEN: Von der Indu- 
strie! — Weitere Zurufe von den GRÜNEN 
und von der SPD) 

Der Ausbau der Kernenergie wird auch und ge- 
rade wegen ihrer Umweltfreundlichkeit im Rahmen 
des Energieprogramms — und nicht, wie Sie, Herr 
Kollege Hauff, gesagt haben, zügellos — fortgesetzt 
und wird sich in den von Ihnen angesprochenen 
Zeiträumen sehr positiv auswirken. 

(Duve [SPD]: Der fanzosische Weg? — Wei- 
terer Zuruf von der SPD: Die Opposition 
brauchen Sie nicht!) 

Mit Technikfeindlichkeit dient man der Umwelt 
nicht, und fehlende Sachkenntnis erleichtert zwar 
die Meinungsbildung, dient aber der Umwelt auch 
nicht. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Der vorliegende SPD-Antrag empfiehlt die ver- 
stärkte Förderung von Forschungsvorhaben auf 
dem Gebiet des Waldsterbens. Dem stimmen wir 
nicht nur zu, sondern wir haben das auch bereits 
getan. Der Bundesforschungsminister Riesenhuber 
hat die Zahl der Forschungsvorhaben verdreifacht. 

(Duve [SPD]: Gentechnologie für ältere 
Bäume! Das ist das Naturverständnis der 

Um ° n!) (D) 

Er hat nahezu viermal soviel Mittel wie die SPD- 
geführte Bundesregierung im vergangenen Jahr 
zur Verfügung gestellt. Auch hier haben Sie die 
Wende noch nicht ganz kapiert. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Industrieresi- 
stente Bäume!) 

Es ist eine bedrückende Erfahrung, daß der Fä- 
higkeit der Natur, sich nach Verschmutzung und 
Zerstörung selbst wieder zu heilen, oft engere Gren- 
zen gezogen sind, als wir nach ersten Beobachtun- 
gen anzunehmen geneigt sind. Es fehlen oft zuver- 
lässige Aussagen der Wirkungsforschung. Die kom- 
plexen Abläufe des Waldsterbens, vor allem die 
Auswirkungen geringfügiger, aber in wechselnder 
Konzentration und Zusammensetzung ständig vor- 
handener Luftbelastungen, sind trotz großer For- 
schungsanstrengungen im einzelnen noch nicht be- 
kannt. Alles deutet darauf hin, daß das gegenwär- 
tige Waldsterben von mehreren Schadensursachen 
ausgeht, die ineinandergreifen. Es ist bei der ver- 
wirrenden Vielfalt der Einflußfaktoren nicht mög- 
lich, die unterschiedlichen Krankheitsbilder einer 
einzigen Ursache zuzuordnen. 

(Zuruf des Abg. Schily [GRÜNE]) 

— Hören Sie bitte zu! 

(Schily [GRÜNE]: Ich höre!) 

Unumstritten scheint allerdings zu sein, daß den 
Luftverunreinigungen eine bedeutende Auslöse- 
funktion bei großflächigen Erkrankungen zu- 
kommt. Es besteht die Vermutung, daß eine Kombi- 
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(A) nationswirkung von Schwefeldioxid, Stickoxiden 
und Photooxidantien besonders schädigend ist. Kli- 
matische, biotische, standortbezogene und waldbau- 
liche Faktoren sind ebenfalls von großer Bedeu- 
tung. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Nährstoff Proble- 
me! — Schily [GRÜNE]: Mehr Kunstdün- 
ger wohl?) 

Welche Schlußfolgerungen kann der Umweltpoli- 
tiker aus dieser unsicheren Lagebeschreibung zie- 
hen? Wenn Schwefeldioxid und Schwermetalle die 
Hauptursachen für Waldschäden sind, muß bei der 
Reinigung der Abgase der Feuerungsanlagen, ins- 
besondere der Kohlekraftwerke, angesetzt werden. 

(Duve [SPD]: Besonders in Niedersach- 
sen!) 

Wenn aber Stickoxide und Photosmog die Wald- 
krankheit auslösen, so müssen vor allem die Kraft- 
fahrzeugabgase entgiftet werden. Beide Vorsorge- 
maßnahmen sind mit hohen Kosten verbunden. 

Beide Maßnahmen werden das Problem auf kei- 
nen Fall kurzfristig und, wenn sie auf unser Land 
beschränkt bleiben, auch nicht annähernd lösen 
können. Es wäre unredlich, den Eindruck zu erwek- 
ken, als könnten die vorgeschlagenen Maßnahmen 
den gegenwärtigen Verlauf der Erkrankung in 
Kürze positiv beeinflussen und heute absterbende 
Bäume retten. Die Fristen zur Umstellung von In- 
dustrie und Verkehr werden auch bei größter An- 
strengung viele Jahre betragen. Die Bereitschaft 
™ des Auslandes, aus dem z. B. die Hälfte der Schwe- 
feldepositionen in unserem Lande stammen, zu ei- 
ner progressiven Luftreinhaltepolitik entwickelt 
sich sehr zögerlich. Trotzdem werden wir beide Vor- 
sorgemaßnahmen gleichzeitig und zügig in Angriff 
nehmen. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: In den 
nächsten zehn Jahren passiert nichts; das 
kann man doch vorrechnen!) 

— Nein, nein; sofort. Wir sind ja auf dem Weg dazu. 
Wenn Sie das bitte zur Kenntnis nehmen wollten. 

Wir erwarten von der Bundesregierung, daß sie 
sich im EG-Umweltrat am 16. Juni mit großem 
Nachdruck für die Verabschiedung der EG-Richtli- 
nie zur Luftreinhaltung sowie für die Einführung 
bleifreien Benzins in Europa und die drastische 
Herabsetzung der Grenzwerte für Kraftfahrzeugab- 
gase einsetzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der SPD-Antrag spricht mit großem Pessimis- 
mus davon, daß schnelle Entscheidungen jedenfalls 
den in Zukunft gepflanzten Bäumen eine Überle- 
benschance geben könnten. Wir meinen, daß es 
noch nicht zu spät ist, die Vitalität des heute noch 
weithin gesunden Waldes zu stärken. 

(Schily [GRÜNE]: Einseitige Vorleistungen 
im Umweltschutz wären gar nicht so 
schlecht!) 

Wir müssen leisten, was in unseren Kräften steht, 
damit sich die beschädigten Bestände soweit wie 
möglich erholen können. 


Der Rat der Sachverständigen für Umweltfragen (C) 
hat im Zusammenhang mit der Luftreinhaltepolitik 
die Frage der Verhältnismäßigkeit und Angemes- 
senheit diskutiert. Er empfiehlt, daß sich die getrof- 
fenen Vorsorgemaßnahmen auch dann noch recht- 
fertigen lassen müssen, wenn die heute im Vorder- 
grund stehenden neuartigen Schadensphänomene 
später eine andere Erklärung finden sollten, als sie 
in der Öffentlichkeit vielfach als schon gesichert 
unterstellt sind. 

Die Immissionsschutzberichte der Bundesregie- 
rung weisen jährliche Milliardenschäden durch 
Luftschadstoffe an Gebäuden, Kunstdenkmälern 
und bei der landwirtschaftlichen Produktion aus. 
Gesundheitsschäden müssen vermutet werden. Die 
beschleunigte Einführung von emissionsmindern- 
den Maßnahmen in der Kraftwirtschaft, in der In- 
dustrie und im Verkehr ist deshalb nicht unverhält- 
nismäßig. Es versteht sich von selbst, daß die Ko- 
sten vom Verursacher getragen werden müssen. 

Die Frage nach den industriepolitischen Folgen, 
insbesondere für unsere heimische Steinkohle, wer- 
den wir mit allem Ernst erörtern müssen. Hier lie- 
gen die harten Probleme bei der praktischen Um- 
setzung unserer notwendigen Vorsorgepolitik. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU — Dr. Möl- 
ler [CDU/CSU]: Insbesondere für Nord- 
rhein-Westfalen!) 

Für einen staatlich eingeführten Waldpfennig 
und andere Sonderabgaben werden wir uns aller- 
dings nicht erwärmen können. Wir begrüßen die 
von der Bundesregierung angeregte Einrichtung ei- 
nes Hilfswerkes „Rettet den Wald“ auf freiwilliger ' 
Basis. 

(Lachen bei der SPD und bei den GRÜNEN 
— Schily [GRÜNE]: Auf freiwilliger Ba- 
sis!) 

Lassen Sie mich zum Schluß feststellen: Der An- 
trag der SPD-Fraktion gibt uns erneut Gelegenheit, 
die nach dem Regierungswechsel verstärkten um- 
weltpolitischen Aktivitäten darzustellen. Er enthält 
keine neuen Gesichtspunkte. Seine Anliegen sind, 
soweit sie vernünftig sind, von der Bundesregie- 
rung schon zuvor energisch angepackt worden und 
dort in guten Händen. — Ich bedanke mich für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Hauff. 

Dr. Hauff (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Der deutsche Wald 
stirbt. Mit ihm sterben nicht nur die Bäume, son- 
dern es stirbt der Lebensraum für Pflanzen, für 
Tiere und für Menschen. Jetzt, wo der Wald stirbt, 
wo er von den Auswirkungen unserer Industriege- 
sellschaft bedroht ist, regen sich bei vielen Men- 
schen, für die Umweltschutz bisher eher eine Sache 
von Spinnern oder fortschrittsfeindlichen Men- 
schen war, plötzlich Betroffenheit und Angst: ein 
Fluß kippt um, eine Landschaft wird zerstört, aber 
der Wald stirbt. Schon dieser sonst nur auf Men- 
schen bezogene Begriff „sterben“, die breite Diskus- 
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(A) sion und die Betroffenheit von dieser Art der Um- 
weltverschmutzung zeigen, daß da mehr im Spiel ist 
als nur ein erwachtes Umweltbewußtsein. 

Der Präsident des Deutschen Forstwirtschaftsra- 
tes, wahrlich nicht einer Institution von Ausstei- 
gern, hat es vor wenigen Tagen auf die Formel 
gebracht: „Wenn der Wald stirbt, stirbt der Mensch.“ 
Die Verschmutzung der Luft, die die Ursache ist, 
verursacht viel Unheil: Asthma und Krebs beim 
Menschen, Sterben von Bäumen, von Pflanzen, von 
Tieren und enorme Schäden auch an Bauwerken. 

Diese Entwicklung — das ist neu — verschärft 
sich mit rasanter Geschwindigkeit. Von vielen 
Forstleuten wird von einer schlagartigen Zunahme 
der Erkrankungen berichtet; unsere Wälder sind er- 
heblich betroffen. Mindestens 10 %, so sagen uns die 
Experten, maximal 30 % sind schon jetzt zum Ster- 
ben verurteilt. Sie sind nicht „im wesentlichen in 
Ordnung“, Herr Laufs, sondern zwischen 10% und 
30% sind bereits zum Sterben verurteilt. Der Bay- 
erische Bauernverband sagt beispielsweise: „Das 
Waldsterben hat sich in Bayern in den letzten Mo- 
naten so dramatisch ausgebreitet, daß man von ei- 
ner Umweltbedrohung ungeheuren Ausmaßes spre- 
chen muß.“ 

Meine Damen und Herren, das Entscheidende ist: 
Diese Bedrohung ist keine Naturkatastrophe, son- 
dern das ist eine Zerstörung der Natur durch den 
Menschen, eine Zerstörung, die eben nicht nur die 

(B) Natur kaputt macht, sondern auch die Gesundheit 
von Menschen. Sie belastet die Volkswirtschaft mit 
gewaltigen Summen; es fehlt uns allen an frischer 
Luft. Eine Studie des amerikanischen Kongresses 
— für die Bundesrepublik gibt es keine Zahlen — 
schätzt, daß in den Vereinigten Staaten von Ame- 
rika — man muß sich das wirklich durch den Kopf 
gehen lassen — jährlich 51 000 Todesfälle von Men- 
schen auf Schwefeldioxidemissionen zurückzufüh- 
ren sind. Die Schäden der Forstwirtschaft der Bun- 
desrepublik, in unserem eigenen Lande, werden von 
Experten auf etwa 1,5 Milliarden DM geschätzt. Die 
Schäden, die an Bauwerken, an historischen Denk- 
mälern, an Brücken und an Stahlbauwerken entste- 
hen, wurden vom Umweltbundesamt auf jährlich 
3 Milliarden DM beziffert. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Nicht erst seit 
heute!) 

So, meine Damen und Herren, kann es nicht wei- 
tergehen. Es muß gehandelt werden, und zwar 
schnell. Denn wir haben zuviel Zeit verloren, weil 
wir alle — ich sage das deutlich und klar — das Pro- 
blem unterschätzt haben. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 

CDU/CSU: Sie haben doch 13 Jahre Zeit 
gehabt!) 

— Wenn Sie bereit sind, zuzuhören, merken Sie, daß 
ich das durchaus selbstkritisch sage, und zwar an 
die Adresse aller politisch Verantwortlichen in die- 


sem Lande. Für Selbstzufriedenheit ist da über- (C) 
haupt kein Anlaß! 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP — Zuruf von der CDU/CSU: 

Warum erst seit heute?) 

Wir dürfen dem Problem jetzt nicht mehr auswei- 
chen. Das ist ein Gebot sowohl ökonomischer als 
auch ökologischer Vernunft. 

Im übrigen ist das Waldsterben auch ein sehr 
gutes Beispiel dafür, wie unsinnig die Behauptung 
ist, Ökologie und Ökonomie seien sich ausschlie- 
ßende Prinzipien. Meine Damen und Herren, auf 
die Dauer ist nichts so teuer wie der Verzicht auf 
Umweltschutz, wie die rücksichtslose Zerstörung 
der Natur. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir alle müssen endlich wieder lernen, in Frieden 
mit der Natur zu leben. Oder lassen Sie es mich 
anders formulieren: Wer in der Lage ist, auf den 
Mond zu fliegen, muß in der Lage sein, den Wald 
unseren Kindern zu erhalten, und das geht auch. 

(Beifall bei der SPD) 

Allerdings gehört dazu Mut zur Wahrheit. Vor 
zwei Wochen hat der Deutsche Forstwirtschaftsrat 
uns allen etwas ins Stammbuch geschrieben, das 
keinen von uns ruhig lassen kann. Er hat nämlich 
formuliert: Die bisher ergriffenen Maßnahmen — 
einschließlich all derjenigen, die Sie, Herr Laufs, 
erwähnt haben — reichen in keiner Weise aus. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) ( D ) 

Das ist die Einschätzung. So lautet das Urteil. Sie 
reichen in keiner Weise aus: ein hartes Urteil. Es 
trifft uns alle, die wir in den letzten Jahren politi- 
sche Verantwortung getragen haben. Deswegen 
gibt es keinen Grund, hier in kleinkarierter Pole- 
mik zu machen oder ein Schwarzer-Peter-Spiel zu 
betreiben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Wenn das so ist — Sie rufen: „So ist es!“ — , um so 
unverständlicher ist und bleibt Ihre Entscheidung, 

Herr Bundesinnenminister, im Umweltschutz das 
zu verwässern, was die sozialliberale Koalition am 
1. September letzten Jahres auf Vorschlag von 
Herrn Baum beschlossen hat. 

Ich nenne z. B. Ihren Vorschlag zur Großfeue- 
rungsanlagen- Verordnung. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Die habt ihr doch 
nicht zustande gebracht!) 

Wir haben Sie deswegen kritisiert, vor allem wegen 
der langen Übergangsfristen für Altanlagen und 
wegen der zahlreichen Schlupflöcher, die Sie neu in 
die Verordnung eingeführt haben. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir haben gesagt: Wenn es erst 1993 zur Entschwe- 
felung kommt, dann ist der Wald tot, dann kommt 
jede Hilfe zu spät. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Herr Rau wollte 
nicht einmal so weit gehen!) 
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(A) Sie, Herr Zimmermann, haben das alles zunächst 
für falsch gehalten. Noch Ende Februar hielten Sie 
stur an Ihrem Entwurf fest und behaupteten, ein 
Mehr würde aber zur Zeit „zuviel des Guten“ sein, 
so Zimmermann wörtlich im Februar. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Sie haben eine Politik nach dem Motto gemacht: 
Tue möglichst wenig, aber sprich möglichst aus- 
führlich darüber. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Laufs [CDU/ 
CSU]: Aber es ist doch nach 13 Jahren der 
Untätigkeit unverfroren, so etwas zu sagen! 

— Dr. Möller [CDU/CSU]: Hören Sie sich 
doch einmal an, was Ministerpräsident 
Rau im Bundesrat dazu gesagt hat!) 

Unser heutiger Antrag ist notwendig, weil die 
Bundesregierung es an dem politischen Willen feh- 
len läßt, das Waldsterben wirklich zu bekämpfen. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Die Großfeuerungsanlagenverordnung ist ein be- 
schämendes Beispiel für eine von der Bundesregie- 
rung vertane Chance, tatsächlich alles technisch 
Mögliche zur Luftreinhaltung zu tun. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Es waren doch Ihre eigenen Parteifreunde, die den 
Entwurf der Bundesregierung im Bundesrat kriti- 

(B) siert haben, die in 26 Punkten Veränderungen, Ver- 
schärfungen durchgesetzt haben; denn es hat nicht 
ausgereicht, was der Herr Zimmermann vorgelegt 
hat. Das ist die Wahrheit. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Möller [CDU/ 
CSU]: Rau hat sich dagegen gewehrt!) 

Aber auch diese Meinungsbildung im Bundesrat 
hat den Bundesinnenminister überhaupt nicht be- 
eindruckt, und wie immer war er auch um Worte 
nicht verlegen. Nachdem er im Februar gesagt hat, 
ein Mehr sei ein zuviel des Guten, hört sich das bei 
ihm folgendermaßen an — nach der Entscheidung 
im Bundesrat — : 

Der Bundesinnenminister als Umweltminister 
hat mit den Änderungen, die der Bundesrat be- 
schlossen hat, überhaupt keine Probleme. 

Nur: Herr Bundesinnenminister, das ist doch Wort- 
geklingel. Wir wollen jetzt endlich wissen: Was ist 
richtig? Das, was Sie im Februar gesagt haben, oder 
das, was der Bundesrat jetzt beschlossen hat? 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Das haben Sie als 
Forschungsminister versäumt!) 

Was ist Ihre Position? 

(Beifall bei der SPD) 

Werden Sie im Kabinett für die Veränderungen ein- 
treten, oder werden Sie Herrn Lambsdorff zustim- 
men, der sagt, das alles sei viel zu weitgehend? — 
Nein, meine Damen und Herren, die Lage ist ernst. 


Da ist kein Platz für Ausflüchte, für Taktik und für (C) 
leere Worte. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Das ist richtig! Das 
sollten Sie an Ihre eigene Adresse sagen! 

Sie waren Forschungsminister!) 

Wir brauchen Entscheidungen, wir brauchen Lö- 
sungen, wir brauchen ganz konkrete Maßnahmen. 

Weil die bisherigen Maßnahmen, wie die Forst- 
leute sagen, bei weitem nicht ausreichen, brauchen 
wir neue Lösungen. Bei der Suche nach neuen Lö- 
sungen sind einige Schlaumeier auf den Gedanken 
verfallen, man sollte einfach schadstoffresistente 
Bäume züchten, denn dann sei das Problem im we- 
sentlichen gelöst. 

(Duve [SPD]: Science-fiction-Riesenhuber!) 

Das ist dann die schöne neue Welt unseres For- 
schungsministers Riesenhuber, die er anstreben 
will. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir Sozialdemokraten sind uns da einig mit der 
Gewerkschaft Gartenbau, Land- und Forstwirt- 
schaft, die dazu gesagt hat — ich darf mit Genehmi- 
gung des Präsidenten zitieren — : 

Die Resistenzforschung muß zur Lösung des 
Problems abgelehnt werden. Bei so drastischen 
Umweltveränderungen laufen Lösungsansätze 
über eine Resistenzforschung nur darauf hin- 
aus, daß eines Tages ein resistenter Mensch 
gezüchtet werden muß. 

(Beifall bei der SPD) (D) 

Soweit die Gewerkschaft Gartenbau, Land- und 
Forstwirtschaft. — Nein, ein Herumbasteln an den 
Symptomen genügt nicht. Wir müssen die Ursachen 
beseitigen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bravo!) 

Wir dürfen nicht davon ausgehen, das Problem sei 
mit Resistenzforschung zu lösen. 

(Beifall bei der SPD) 

Zu den vielfachen Ursachen des Waldsterbens 
müssen wir sicher sagen, daß diese im einzelnen 
noch nicht zweifelsfrei erforscht sind. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Aha!) 

Aber nach Ansicht der überwiegenden Zahl der 
Fachleute steht heute fest, daß Luftverunreinigun- 
gen — vor allem durch Schwefeldioxid und Stick- 
oxid, durch aus diesen Stoffen mittels Sonnenein- 
wirkung entstehende neue Stoffe und durch 
Schwermetalle, die über die Luft emittiert werden 
— dabei eine ganz entscheidende Rolle spielen. 

Diese Belastungen stammen zum überwiegenden 
Teil aus Kraftwerken, aus dem Verkehr, aus der 
Industrie und — zum geringeren Teil — aus Haus- 
halten. 

In all diesen Fällen handelt es sich um Prozesse 
zur Umwandlung von Energie, vor allem in Kraft- 
werken, im Verkehr und in der Industrie. Deswegen 
kommt bei der Bekämpfung des Waldsterbens einer 
veränderten Energiepolitik eine ganz entschei- 
dende Bedeutung zu. Sparsame und rationelle 
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(A) Energieverwendung, verstärkter Einsatz von Wär- 
mekraftkopplung, Ausbau der Fernwärme und re- 
generative Energiequellen sind dafür die wichtig- 
sten Stichworte. Den Dreck, der gar nicht entsteht, 
braucht man auch nicht zu beseitigen. Das ist das 
Entscheidende, wenn wir über die Energiepolitik 
nachdenken. 

Gleichzeitig müssen wir die Schadstoffbelastung 
verringern: in Kraftwerken, im Verkehr und in der 
Industrie — , und auf allen diesen Gebieten müssen 
wir gleichzeitig ansetzen. Wir dürfen nicht mit Ge- 
genmaßnahmen warten, bis alle Fragen wissen- 
schaftlich abschließend geklärt sind. Das geht 
nicht. 

(Dr. Miltner [CDU/CSU]: Optionsbe- 
schlüsse fassen!) 

Forschungslücken sind kein Grund, die Hände in 
den Schoß zu legen. Wir müssen die Forschung 
intensivieren — da sind wir uns offensichtlich 
einig — , und wir müssen gleichzeitig die Vorschrif- 
ten verschärfen. 

Wir haben unsere Vorstellungen im vorliegenden 
Notprogramm im einzelnen zusammengestellt. Un- 
ser Maßstab war: Das, was heute technisch möglich 
ist, muß so rasch wie möglich verwirklicht werden, 
um die Katastrophe abzuwenden. 

Aus diesem Notprogramm möchte ich drei beson- 
ders kontroverse Punkte herausgreifen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben ja nur 
Notprogramme!) 

(®) 

die zum Teil auch der Kollege Laufs angesprochen 
hat 

Das erste: Immer wieder hört man den Einwand, 
der Wald könnte am besten geschützt werden, wenn 
Kohle kraftwerke — so auch Sie heute morgen — 
durch Kernkraftwerke ersetzt würden. Das ist 
falsch, und zwar — bitte hören Sie genau zu — 
unabhängig von der Frage, wie die Grundeinstel- 
lung zur Kernenergie aussieht, unabhängig davon, 
ob man grundsätzlich eher ja oder eher nein zur 
Kernenergie sagt. 

Abgesehen davon, daß der Zubau weiterer Kern- 
kraftwerke — wir reden ja von heute — in den 
nächsten zehn Jahren — das ist der Planungs- und 
Bauzeitraum — keine Senkung der Emissionen aus 
Kohlekraftwerken bewirkt, könnten auch langfri- 
stig — wenn man sagt: gut, in den nächsten zehn 
Jahren nicht — die Emissionen aus Kohlekraftwer- 
ken durch Kernkraftwerke nur in bescheidenem 
Maße gesenkt werden. Denn es geht nur — und die- 
ser Diskussion müssen Sie sich stellen — , wenn 
Kernenergie die Braunkohle aus der Grundlast und 
die Steinkohle aus der Mittellast verdrängt. Als Ko- 
sten für eine solche Strategie werden von den Ex- 
perten etwa 200 Milliarden DM genannt. Das ist 
doch absurd. Auf jeden Fall aber würden die Entla- 
stungen erst in der zweiten Hälfte der 90er Jahre 
wirksam werden, und dann ist es zu spät, dann ist 
der Wald tot. 

Nein, wir brauchen die Entschwefelung der Koh- 
lekraftwerke jetzt, damit die deutsche Kohle in den 


Kraftwerken auch langfristig eingesetzt werden (C) 
kann. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ohne Rücksicht 
auf den Strompreis! — Dr. Laufs [CDU/ 

CSU]: Wir sind uns ja einig, Herr Hauff!) 

Der Jahrhundertvertrag zum Kohleeinsatz in Kraft- 
werken darf nicht angetastet werden. 

Die Kosten der Entschwefelung aller Kohlekraft- 
werke in unserem Lande sind hoch. Man muß für 
die Finanzierung neue Möglichkeiten suchen und 
darf sie nicht nur auf ein Bundesland abwälzen. 

Aber die Finanzierung darf uns auch nicht schrek- 
ken, denn sie liegt nach Auffassung der Experten in 
derselben Größenordnung wie der Bau eines einzi- 
gen Kernkraftwerks. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Das haben 
Sie doch vorher auch schon gewußt, Herr 
Hauff!) 

Wer das Waldsterben benutzt, um die Kernenergie 
durchzusetzen — was ich und wir nie getan ha- 
ben — , der streut der Öffentlichkeit Sand in die Au- 
gen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Laufs [CDU/ 

CSU]: Niemand tut das doch! Das ist doch 
keine Frage der Ausschließlichkeit!) 

Der zweite Punkt ist das Schwefelabgabengesetz 
des Landes Hessen. Der Grundgedanke dieses Ge- 
setzes ist es, die Luftverschmutzer finanziell so zu 
belasten, daß die Nichtanwendung vorhandener, 
verfügbarer umweltfreundlicher Luftreinhaltetech- ^ 
niken unwirtschaftlich wird. Das ist doch ein einfa- 
cher und klarer Gedanke: Wer den Dreck macht, 
soll auch bezahlen. Ich verstehe nicht, warum Sie, 
warum insbesondere die Bundesregierung dieses 
Gesetz ablehnen. Es entspricht doch den Aussagen 
der Union. 

Ich möchte dafür einen einzigen Zeugen zitieren, 
den Generalsekretär der Union, der CDU, nicht den 
anderen Generalsekretär, nicht also den, der für 
Sie, Herr Zimmermann, zuständig ist. Herr Geißler 
hat im August letzten Jahres folgendes ausgeführt: 

Die Belastung der Umwelt muß teurer werden. 

Der Preis für die Belastung der Umwelt war 
bisher zu billig. Je höher der Preis ist für die 
Belastung der Umwelt, desto lohnender ist die 
Erfindung und Anwendung umweltschonender 
Technologien. Der Staat muß die Anreizeffekte 
so setzen, daß sich die menschliche Erfindungs- 
kraft zugunsten der Umwelt auswirkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich sage, daß das richtig ist. Aber dann sollten Sie 
endlich dem Schwefelabgabengesetz zustimmen, 
weil das genau diesen Gedanken verwirklicht. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Laufs [CDU/ 

CSU]: Genau das wird so schnell nicht wir- 
ken! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Der dritte Punkt betrifft die internationale Zu- 
sammenarbeit, vor allem innerhalb der Europä- 
ischen Gemeinschaft. Wir brauchen diese Zusam- 
menarbeit in der Gemeinschaft und in Europa. 
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(A) Darin stimmen wir überein. Nur muß der, der das 
will, auch etwas tun. 

Sie, Herr Zimmermann, haben in der Zeit der 
deutschen Präsidentschaft innerhalb der Gemein- 
schaft die Chance dazu gehabt, etwas gegen das 
Waldsterben zu tun, aber Sie haben diese Chance 
nicht genutzt. Zur Zeit der deutschen Präsident- 
schaft hat sich nichts verbessert, was diese Fragen 
angeht, obwohl Sie auch hier wie auf vielen ande- 
ren Gebieten viel angekündigt haben. 

Bei aller Notwendigkeit, so viel internationale Zu- 
sammenarbeit wie irgend möglich zu organisieren, 
muß eines klar sein. Dort, wo wir auf unüberwindli- 
che Hindernisse stoßen, darf dies kein Alibi für 
Nichtstun sein. Wir dürfen uns zur Abwehr einer 
Katastrophe nicht hinter der Europäischen Ge- 
meinschaft verstecken. Es steht einem Land wie 
der Bundesrepublik gut an, auch einmal Vorreiter 
zu sein, möglichst zusammen mit vielen anderen 
Ländern, wenn das geht, beispielsweise bei der Sen- 
kung der Schadstoffe in den Abgasen der Autos. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Laufs [CDU/ 

CSU]: Das sagt er nach 13 Jahren Regie- 
rung!) 

Die Fraktionsvorsitzenden der Landtagsfraktio- 
nen aus der CDU und CSU haben vor kurzem in 
Konstanz eine Entscheidung gefaßt, die noch sehr, 
sehr viel weiterging. 

(Unruhe bei der CDU/CSU) 

— Hören Sie es sich doch einmal in Ruhe an, was 
* Ihre eigenen Parteifreunde beschlossen haben! Sie 
haben gesagt: „Die Abgasgrenzwerte der Automo- 
bile müssen drastisch gesenkt werden, notfalls im 
nationalen Alleingang.“ 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 

— Sie sagen „richtig“. Zur FDP kann ich sagen, daß 
Herr Morlock wörtlich das gleiche gefordert hat. 
Nur lehnt der Bundesinnenminister das ab. Wir tei- 
len die Auffassung, daß notfalls, wenn wirklich 
nichts anderes geht, auch dieser Weg beschritten 
werden muß. Was in den Vereinigten Staaten von 
Amerika und in Japan zum Schutz der Umwelt 
möglich ist, muß auch bei uns verwirklicht werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn es bis Ende 1983 nicht zu einem Beschluß in 
der Gemeinschaft kommt, muß nach unserer Auf- 
fassung die Bundesrepublik Deutschland die Rolle 
eines Vorreiters übernehmen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Das ist vielleicht 
zwiespältig!) 

Bei alledem dürfen wir nicht vergessen, daß der 
Bau von umweltfreundlichen Autos, daß der Bau 
von Entschwefelungsanlagen, von Filteranlagen 
auch dazu führen wird, daß unsere Industrie auf 
diesen Gebieten leistungsfähig und wettbewerbsfä- 
hig wird. Diese Art von Industrie — man hat sie 
auch Öko- Industrie genannt — ist eine Zukunftsin- 
dustrie, und deswegen müssen wir versuchen, die 
Nase wirklich vorn zu haben. Das sind zukunftssi- 
chere Arbeitsplätze, und es sind Wachstumsfelder. 


Es ist richtig, wenn gesagt wird: Es gibt für uns in (C) 
der Bundesrepublik keine Alternative zur Indu- 
striegesellschaft. Es ist auch richtig, wenn in der 
Regierungserklärung gesagt wird: Es gibt Alternati- 
ven in der Industriegesellschaft. 

(Beifall bei der SPD) 

Nur darf man von diesen Alternativen nicht nur 
reden, sondern man muß auch etwas dafür tun, daß 
sie verwirklicht werden, daß sie sich auch durchset- 
zen, und zwar auch gegen Widerstände, auch gegen 
den Bundesverband der Deutschen Industrie, und 
zwar, um es noch einmal zu sagen, sowohl aus öko- 
nomischen als auch aus Ökologischen Gründen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Möller [CDU/ 

CSU]: Sie haben als Verkehrsminister ge- 
schlafen! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Sie, meine Damen und Herren von der CDU, spre- 
chen mit Vorliebe sehr intensiv und sehr gern im- 
mer wieder — ich finde, im Prinzip auch mit Recht 
— von unseren Pflichten gegenüber der nachfol- 
genden Generation. Meine Bitte, meine Aufforde- 
rung an Sie ist: Nehmen Sie doch Ihre eigenen An- 
sprüche ernst, und tun Sie etwas, damit unseren 
Kindern und Enkeln eine lebendige Umwelt erhal- 
ten bleibt! Wir Sozialdemokraten sind bereit, auch 
Maßnahmen mitzutragen, die uns zunächst unpopu- 
lär erscheinen, von deren Notwendigkeit wir aber 
überzeugt sind. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das sagt er nach 13 
Jahren eigener Regierungstätigkeit!) 

Sie müssen sich jetzt entscheiden, ob Sie zu den ( D ) 
großen Worten bezüglich der Verantwortung vor 
den kommenden Generationen, die Sie immer wie- 
der gebrauchen, wirklich stehen und bereit sind, 
mit uns zusammen auch Unpopuläres durchzuset- 
zen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister des Innern. 

Dr. Zimmermann, Bundesminister des Innern: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte zuerst ein paar Sätze über die Auffindung 
der verschwundenen Seveso-Giftfässer sagen. 

(Duve [SPD]: Sie haben sie gefunden, Herr 
Minister?) 

Bereits in den letzten Wochen hatten sich die 
Hinweise verdichtet, daß die in Frankreich ver- 
schwundenen Fässer — die Spur verlor sich bei St. 
Quentin — nicht über die Grenze in die Bundesre- 
publik Deutschland gekommen sind, sondern in 
Frankreich illegal deponiert worden sind. 

(Schily [GRÜNE]: Ist das klar?) 

Das Bundesinnenministerium hat in Zusammen- 
arbeit mit den Bundesländern, den Grenzstellen 
und allen in Frage kommenden privaten Firmen 
nach intensiven Nachforschungen zweifelsfrei fest- 
gestellt, daß es keinerlei Hinweise für eine Lage- 
rung der Fässer in der Bundesrepublik Deutschland 
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(A) gab und auch ein Transit mit an Sicherheit gren- 
zender Wahrscheinlichkeit auszuschließen war. 

Dessenungeachtet haben wir alle Anstrengungen 
unternommen, um die Kontrolle von Gifttranspor- 
ten vorsorglich noch weiter zu verschärfen, obwohl 
der Vorsprung der Bundesrepublik Deutschland auf 
diesem Gebiet international ohnehin beträchtlich 
ist 

Gleichzeitig haben wir alle Möglichkeiten auf na- 
tionaler und internationaler Ebene genutzt, um den 
Verbleib der Fässer aufzuklären. Es war stets 
meine Auffassung, daß giftige Stoffe in dieser Grö- 
ßenordnung in Westeuropa nicht einfach spurlos 
verschwinden dürfen. 

Unser Bemühen um Aufklärung ist dankenswer- 
terweise auch von den betroffenen Firmen Hoff- 
mann-La Roche und der deutschen Mannesmann 
unterstützt worden, wobei Mannesmann seinen 
Einfluß auf die italienische Tochterfirma Mannes- 
mann Italiana geltend gemacht hat. 

Die konkreten Hinweise auf den illegalen Lager- 
ort der Dioxin-Fässer im französischen Anguilcourt 
haben gestern nachmittag die Regierung 
Frankreichs mit Recht alarmiert. Die endgültige 
Beseitigung ist nun eine organisatorisch-technische 
Frage; ein Problem, das Frankreich sicher in ra- 
scher Zusammenarbeit — auch nach den Angebo- 
ten der Regierung der Schweiz und der betroffenen 
Firmen — lösen wird. 

Meine Damen und Herren, zum eigentlichen The- 
ma: Bei einer Waidzustandsermittlung im Sommer 
letzten Jahres haben wir festgestellt, daß 8 % der 
Waldbestände in Deutschland mehr oder weniger 
stark geschädigt sind. In diesem Sommer — dar- 
über gibt es jetzt schon keinen Zweifel — wird eine 
neue Erhebung die Zahlenwerte mit Sicherheit 
deutlich ansteigend registrieren müssen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Ganz beängsti- 
gend!) 

Das ist eine dramatische Entwicklung. Sie voll- 
zieht sich in allen Teilen der Bundesrepublik mit 
einer explosionsartigen Geschwindigkeit. Ich habe 
mir selbst an vielen Stellen vor Ort von den zustän- 
digen Forstleuten sagen lassen, daß in diesem und 
jenem Waldbestand vor neun Monaten überhaupt 
noch keine Schäden feststellbar waren, aber auf 
einmal traten sie wie eine Explosion auf. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Wie bei uns im Sie- 
bengebirge! — Zuruf von den GRÜNEN) 

Das heißt, das Waldsterben ist in diesem Ausmaß, 
in dem es heute registriert wird, erst seit sehr 
kurzer Zeit feststellbar. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

— Ich sagte: In dieser explosionsartigen Ausbrei- 
tung ist es erst in den letzten 24 Monaten feststell- 
bar. 

(Schily [GRÜNE]: Das ist beim Krebs mit- 
unter auch so! — Weitere Zurufe von den 
GRÜNEN) 


— Ich bin erst sieben Monate im Amt; machen Sie (C) 
mich also nicht für die letzten 30 Jahre verantwort- 
lich. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Wie lange 
sind Sie denn Politiker? — Schily [GRÜ- 
NE]: Wie lange sind Sie denn im Bundes- 
tag, Herr Minister?) 

Auch das im März übergebene Gutachten des 
Sachverständigenrats für Umweltfragen über 
„Waldschäden und Luftverunreinigungen“ vermag 
immer noch keine eindeutige Ursachenzuweisung 
vorzunehmen. Alle Erklärungsversuche deuten je- 
doch darauf hin, daß der Luftverunreinigung eine 
maßgebliche Rolle zukommt. Wer die Wälder aus 
dem Hubschrauber betrachtet, sieht, daß besonders 
die Randpartien und die herausragenden Bäume 
betroffen sind. Wir haben gestern in der Minister- 
präsidentenkonferenz an einer Reihe von Beispie- 
len gesehen, daß die Einwirkung der Emissionen 
außerordentlich stark von der Windrichtung ab- 
hängt. Je nachdem, woher im wahrsten Sinne des 
Wortes der Wind weht, steigen die Werte bis zum 
Hundertfachen an. Damit möchte ich an dieser 
Stelle keinerlei geographische Schuldzuweisung 
vornehmen. Die Aussagen, die wir bisher von der 
Wissenschaft haben, reichen der Bundesregierung 
aus, um ungeachtet der Notwendigkeit der weiteren 
Erforschung der Ursachen und Zusammenhänge 
vorsorglich und schnell zu handeln. Und wir haben 
das durch die Novellierung der TA Luft und der 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung bewiesen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Ha! Ha!) 

Die heutige Opposition — und das, was Herr ^ 
Hauff gesagt hat, war meiner Meinung nach von 
einer beträchtlichen Unverfrorenheit — 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Möller 
[CDU/CSU]: Das ist kein Ausdruck!) 

hätte ausreichend und lange Gelegenheit gehabt, 
die beiden genannten grundlegenden Vorschriften 
auf den Weg zu bringen. Das hat die frühere Regie- 
rung nicht vermocht. Die Widerstände, die vor allem 
Nordrhein-Westfalen hatte, konnten nicht ausge- 
räumt werden. Bei der lezten Umweltministerkon- 
ferenz habe ich von NRW ungeheure Töne gehört — 
das war noch vor den Wahlen — , was da alles an 
Verschärfung gemacht werden müsse. Was man 
dann allerdings bei den Beratungen im Bundesrat 
gehört hat, war weniger deutlich. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: So ist es!) 

Da haben andere Länder, nämlich Baden-Württem- 
berg und Bayern, eine viel klarere Position bezo- 
gen. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Bundesminister, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord- 
neten Hauff? 

Dr. Zimmermann, Bundesminister des Innern: Ja. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte sehr. 

Dr. Hauff (SPD): Herr Bundesminister, wollen Sie 
ernsthaft bestreiten, daß Ihr Entwurf gegenüber 
dem Entwurf und den Vorschlägen, die der Kollege 
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(A) Baum im Bundeskabinett vorgelegt hat, in minde- 
stens vier entscheidenden Punkten zu einer Ver- 
wässerung geführt hat, nämlich bei den Grenzwer- 
ten für Stickoxide, bei den Ausnahmeregelungen, 
bei der Aufsplitterung von Anlagen und bei der 
Strafandrohung? 

(Beifall bei der SPD) 


Dr. Zimmermann, Bundesminister des Innern: 
Herr Kollege Hauff, Sie gehören zu den ungeduldi- 
gen jungen Leuten. 

(Lachen bei der SPD) 

Ich komme doch noch auf die Großfeuerungsanla- 
gen-Verordnung. Zu jedem einzelnen Punkt gebe 
ich Ihnen Auskunft 

(Duve [SPD]: Was verstehen Sie unter Ju- 
gend? „Jugendprotest“ im demokratischen 
Staat! — Weitere Zurufe von der SPD) 

— Ich setze da sehr großzügige Maßstäbe an, Herr 
Duve. Für mich sind 40jährige noch junge Leute. 

Jetzt, nach 13 Jahren Regierung, legt die damals 
führende Regierungspartei ein Notprogramm ge- 
gen das Waldsterben vor. Diese Bundesregierung 
bedarf dazu keines Ansporns. Ich nenne in Stich- 
worten, was in den sieben, acht Monaten unserer 
Regierungszeit geschehen ist: die Novellierung des 
wichtigen Teils III der TA Luft — das ist eine For- 
derung; die Arbeiten sind längst im Innenministe- 
rium angelaufen — , Herabsetzung der Kfz-Emis- 
(B) sionen im Rahmen der EG — das ist einer der wich- 
tigsten Punkte des Umweltministerrats am 16. Juni 
dieses Jahres unter meinem Vorsitz in Luxem- 
burg — , bleifreies Benzin — auch das ist einer der 
wichtigsten Punkte am 16. Juni. Bei mir war die 
Mineralölindustrie, bei mir war die Automobilin- 
dustrie, alle durch ihre Vorstandsvorsitzenden ver- 
treten. Beides ist technisch möglich. Nur, die Verei- 
nigten Staaten von Amerika sind ein Kontinent mit 
einem Minimum an grenzüberschreitendem Ver- 
kehr. Japan ist eine Insel. Und die Bundesrepublik 
Deutschland ist ein Durchgangsland in Europa. 

(Duve [SPD]: Sehr interessante Formulie- 
rung für unser Land!) 

Wollen Sie eigentlich den Leuten, wenn bleifreies 
Benzin eingeführt ist und Katalysatoren eingebaut 
sind, während das rundum nicht geschieht, sagen, 
daß sie ihr Auto am Brenner stehenlassen und von 
dort aus zu Fuß nach Italien gehen sollen? Oder wie 
stellen Sie sich das vor? 

(Zuruf von der SPD: Sie reden es herbei! — 
Weitere Zurufe von der SPD) 

Das ist dann nur etwas für die reichen Leute, die 
das eine Auto an der Grenze stehenlassen und mit 
einem anderen weiterfahren können. Ist das Ihre 
Klientel? 

(Erregte Zurufe von der SPD) 

Mein Gott, sowas von Weltfremdheit, wie hier zum 
Ausdruck gekommen ist, habe ich selten gehört. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Fried- 
mann [CDU/CSU]: Bei denen ist die Welt 


mit Brettern vernagelt! — Schily [GRÜNE]: (C) 

Aber Herr Minister!) 

Wir haben doch ermutigende Zeichen. Großbri- 
tannien hat eine Königliche Kommission einge- 
setzt, und die kam zu dem Schluß, der Regierung 
das zu empfehlen. Und die Regierung macht mit. 
Wenn wir außer Großbritannien und der Bundesre- 
publik Deutschland am 16. Juni noch einen weite- 
ren wichtigen Partner — das muß aber einer von 
den großen sein — finden, fangen wir sofort an. Nur 
ganz alleine geht es nicht. Ich wäre gespannt, was 
die Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland, 
als Touristenland Nr. 1 weltweit ausgewiesen, sagen 
würde, wenn Sie ihr zumuteten, ab den Grenzstatio- 
nen zu Fuß zu gehen oder vom Auto auf die Eisen- 
bahn umzusteigen. Also so einfach geht das nicht, 
und so schnell natürlich auch nicht. 

(Demonstrativer Beifall bei der SPD) 

Viertens. Abfallbeseitigungsgesetz: Noch im Som- 
mer wird eine Novelle vorgelegt. 

Fünftens. Verabschiedung der Grundsatzrichtli- 
nie Luftreinhaltung in Brüssel: Ich hoffe, daß sie in 
diesem halben Jahr unserer EG-Präsidentschaft 
verabschiedet werden kann. Die Zeichen sehen gut 
aus. 

ECE- Konvention: Bei der Sitzung am 7. bis 
10. Juni in Genf wird der deutsche Standpunkt — 
Emissionsbegrenzung an der Quelle — mit Nach- 
druck vertreten werden. 

Jeder, der Europa kennt, weiß, daß dort nichts 
von heute auf morgen geht, sondern daß das alles (d) 
ein langer und manchmal quälender Prozeß ist. 

Aber über eines gibt es keine Zweifel. 

(Zuruf des Abg. Schily [GRÜNE]) 

In all diesen Punkten ist die Bundesrepublik 
Deutschland die treibende Kraft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Dr. Hauff [SPD]: Und was haben Sie er- 
reicht!) 

Herr Schily, Ihnen sage ich nur einen Satz. Wer 
einen Antrag vorlegt in dem sich die Formulierung 
findet: 

Atomtechnische Anlagen sind unverzüglich 
stillzulegen, da sie wegen ihrer geringen Be- 
deutung für die Energieversorgung keinen we- 
sentlichen Beitrag zur Bekämpfung des Wald- 
sterbens leisten können, 

und wer auf der darauf folgenden Seite die schritt- 
weise Stillegung von hundert Kohle- und Ölkraft- 
werken verlangt, der hat jedes Recht, ernst genom- 
men zu werden, verwirkt. Jedes! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Schily [GRÜNE]: Warten Sie doch mal ab!) 

Damit bleiben in dem gesamten Antrag der Oppo- 
sition — von den GRÜNEN gar nicht zu reden — 
nur einige wenige plakative Thesen übrig, die in der 
vorliegenden Form weder haltbar noch durchführ- 
bar sind. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Mit dem Fahr- 
rad!) 
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(A) Bei der Großfeuerungsanlagen -Verordnung hatte 
ich nur folgende Alternative: Entweder sie so 
schnell wie möglich ins Kabinett zu bringen oder, 
wie vorher, in einem jahrelangen Prozeß mit Län- 
dern, Verbänden und anderen zu versuchen, sie so 
oder so zu verändern. Ich habe mich für das erste 
entschieden. Es hat sich gezeigt, daß ich richtig ge- 
handelt habe. Denn die Verabschiedung im Kabi- 
nett erfolgte rasch. Ich erklärte, daß wir allen weite- 
ren Vorschlägen gegenüber aufgeschlossen seien. 
Es sind ganz wichtige, entscheidende Vorschläge 
zur Veränderung — ich sage: Verbesserung — von 
der Mehrheit des Bundesrats gekommen. Ich, der 
Bundesinnenminister, kann jede dieser Verbesse- 
rungen und Verschärfungen — das ist ein großes 
Wort, das ich da sage; nicht alle Länder, vor allem 
nicht SPD-regierte Länder, werden damit einver- 
standen sein; das hat sich gestern in der Minister- 
präsidentenkonferenz gezeigt — mitmachen. Ob 
auch Sie dann mitmachen werden, werden wir ja 
sehen. Ich bin ziemlich sicher, daß ich sie auch in 
dieser Form durch das Bundeskabinett bekomme. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Und jetzt sage ich Ihnen noch etwas: Erstmals 
sind die Emissionswerte für Staubausstoß in mei- 
ner Vorlage verschärft worden. Erstmals wurde 
eine Verpflichtung zur Entschwefelung unterhalb 
von 400 MW vorgesehen. Erstmals wurde ein End- 
termin für die Stillegung alter Anlagen in meinem 
Entwurf genannt, während in dem bis damals vor- 
liegenden Entwurf überhaupt kein Termin für das 
Auslaufen der alten Anlagen vorhanden war, son- 

( B ) dern sie auf unbestimmte Zeit weitergelaufen wä- 
ren. 

Bund und Länder haben gestern in der Minister- 
präsidentenkonferenz eine einstimmige Entschlie- 
ßung zum Waldsterben gefaßt, eine außerordentlich 
weitgehende. Ich glaube, wir befinden uns hier auf 
einem guten Weg der Zusammenarbeit mit dem 
Bundesrat, mit seiner Arbeit in den letzten Wochen 
zu dieser Verordnung. Ich bin ihm dankbar dafür. 

Jetzt schlagen Sie eine Novellierung des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes vor, um angeblich ernst 
zu nehmende Zweifel hinsichtlich der Großfeu- 
erungsanlagen-Verordnung auszuräumen und ein 
sich abzeichnendes Prozeßrisiko zu beseitigen. 
Mein Ziel ist das baldige Inkrafttreten der Großfeu- 
erungsanlagen-Verordnung in der Fassung des 
Bundesrats, damit sie möglichst schnell ihre Wir- 
kung entfalten kann. Zweifel hinsichtlich der Ver- 
fassungsmäßigkeit der Verordnung bestehen jetzt 
nicht mehr. Das Prozeßrisiko hält sich jetzt, nach- 
dem die vom Bundesrat beschlossenen Änderungs- 
vorschläge deutlich hinter manchen Ausschußemp- 
fehlungen zurückgeblieben sind, in normalen Gren- 
zen. Sonst wäre es möglicherweise beträchtlich ge- 
wesen. Ich sehe daher zur Zeit keine Veranlassung 
zu einer Novellierung des Bundes-Immissions- 
schutzgesetzes. 

Gleichzeitig erhebt die SPD die Forderung, nach 
dem Beispiel des von der hessischen Landesregie- 
rung im Bundesrat eingebrachten Gesetzentwurfs 
den Entwurf eines Schwefelabgabegesetzes vorzule- 
gen. 


Der Bundeskanzler hat in der Regierungserklärung (C) 
deutlich gemacht, daß der verstärkte und konse- 
quente Einsatz marktwirtschaftlich wirkender In- 
strumente ein Schwerpunkt unserer zukünftigen 
umweltpolitischen Überlegungen sein muß. Unter 
diesem Gesichtspunkt haben wir die Sanierungs- 
klausel der TA Luft verbessert. Die Möglichkeiten 
für einen Ausbau dieser flexiblen Konzeption wer- 
den wir nicht nur für den Bereich der Luftreinhal- 
tung prüfen. Wir werden alle ernst zu nehmenden 
Vorschläge auf ihre Verwirklichbarkeit prüfen. Zu 
weitgehende modelltheoretische Überlegungen, wie 
sie in Teilen der Wissenschaft noch vorherrschen, 
helfen uns allerdings nicht weiter. Wir müssen uns 
auf die Lösung der wesentlichen Probleme konzen- 
trieren. Wir müssen jetzt das Machbare tun und das 
Mögliche vorbereiten. Nach dieser Maxime richten 
wir unsere Umweltpolitik aus. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord- 
neten der FDP) 

Ein Wort zum Waldpfennig. Die vorige Bundesre- 
gierung ist nicht müde geworden, bei jeder Gele- 
genheit auf das Verursacherprinzip als eine der tra- 
genden Säulen der Umweltpolitik hinzuweisen. Die- 
sem Prinzip stimme ich zu. Es muß jedoch auch 
dann angewandt werden, wenn von einem Verursa- 
cher erhebliche Aufwendungen verlangt werden, 
wie dies bei der Großfeuerungsanlagen- Verordnung 
in der Tat der Fall ist. Es bedeutet eine ungeheure 
Kraftanstrengung für die Betreiber, für die deut- 
sche Kraftwerkwirtschaft, was dort verlangt wird. 

Es darf nun, wie ich finde, unter dem wohlklingen- 
den Namen „Waldpfennig“ nicht eine Abgabe von (D) 
jedem Bürger erhoben werden, die letztlich nur den 
Großverursachern zugute kommen würde. Wieso 
denn? Im übrigen ist bei mir niemand von der deut- 
schen Wirtschaft in dieser Frage vorstellig gewor- 
den. Von dem Bürokratieaufwand, der mit einer sol- 
chen Abgabe erneut verbunden wäre, will ich gar 
nicht erst reden. Wir brauchen keine neuen Büro- 
kratien. Wir brauchen wirksames Handeln, Koope- 
ration der Wirtschaft, neue Erkenntnisse der For- 
schung und Unterstützung unserer Bevölkerung. 

Das ist das, was wir brauchen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In diesem Sinn betrachte ich auch die heutige 
Debatte als einen Schritt auf dem richtigen Weg. 

Ich glaube, daß wir alle das Beste wollen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Sie nicht!) 

Davon bin ich wirklich überzeugt. Wenn Sie mich 
bei meinem Bemühen um einen wirksamen Um- 
weltschutz unterstützen, wenn mich darin auch die 
Opposition unterstützen würde, würde ich mich dar- 
über freuen, denn dem Umweltschutz kann dies nur 
guttun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Mi- 
nisterpräsident des Landes Baden-Württemberg. 

Ministerpräsident Späth (Baden-Württemberg): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte gern für Bundesländer, speziell für Baden- 
Württemberg, einige Anmerkungen zu diesem 
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Ministerpräsident Späth 

(A) Thema machen. Zunächst möchte ich dem Herrn 
Bundesinnenminister widersprechen. Er sagte vor- 
hin im Blick auf den Kollegen Hauff, dieser sei ein 
ungeduldiger junger Mann. Diesen Eindruck hatten 
wir während der Zeit nicht, in der er Verantwortung 
für dieses Thema trug, zu dem er heute hier gespro- 
chen hat. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich muß ihm aber bestätigen: Er ist lernfähig. 

(Catenhusen [SPD]: Sie auch!) 

— Das ist richtig. Wir sind alle lernfähig. Sie sind es 
aber in besonderer Weise. Sie haben nämlich beson- 
deren Grund dazu. Wer bei der Lösung eines Pro- 
blems 13 Jahre lang geschlafen hat, muß anschlie- 
ßend schon ein Notprogramm vorlegen, wenn er 
nicht mehr die Verantwortung trägt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Schily [GRÜ- 
NE]: Die CDU hat auch geschlafen!) 

Dieses Notprogramm ist zwar ein Versuch 

(Dr. Hauff [SPD]: Was waren denn die 
Initiativen von Baden-Württemberg in den 
letzten Jahren? Sie hätten doch auch wel- 
che vorlegen können!) 

— Das ist richtig. Herr Hauff, mir kommt das Gan- 
ze, was Sie hier machen, so vor — ich verdeutliche 
es mit einem schwäbischen Spruch, der sicher auch 
für andere ganz interessant ist; ich sage es nachher 
in Hochdeutsch — : Es wirft jemand die Oma die 
^ Treppe hinunter und ruft ihr nach: Oma, warum 
hast du es denn so eilig? 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Das kann man auch ins Hochdeutsche übersetzen. 
Es heißt nämlich: Zunächst einmal wird ein Pro- 
blem vernachlässigt 

(Dr. Hauff [SPD]: Meine Frage war: Was 
waren Ihre Initiativen?) 

— Ich komme gleich darauf, Herr Kollege Hauff. 
Ich weiß gar nicht, warum derjenige, der zuständig 
ist, dann, wenn er nicht mehr zuständig ist, dauernd 
die anderen fragt, was ihre Initiativen gewesen sei- 
en. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Fangen wir einmal mit Ihren nachträglichen Ent- 
deckungen an. Ich will jetzt gar nicht mehr davon 
reden, daß Sie nichts getan haben. In Ihrem Not- 
programm stehen eine Reihe von Gemeinplätzen. 
Denen kann ich zustimmen, aber das sagt nichts. 
Weiter stehen eine Reihe von Dingen darin, die wir 
eigentlich schon erreicht haben. Schließlich stehen 
darin Forderungen, mit denen wir übereinstimmen, 
wo wir aber jetzt erst einmal festlegen müssen, wie 
das ganz konkret weitergeht. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Fangen wir einmal bei der Frage der europäi- 
schen Initiativen an. Ich finde es interessant, wenn 
ein Bundesinnenminister dieses Thema zum er- 


stenmal sofort auf die europäische Tagesordnung (C) 
bringt. 

(Dr. Hauff [SPD]: Das ist nicht wahr! 1981 
hat die Bundesregierung das vorgelegt!) 

— Sie können uns nachher vielleicht erklären, wie 
das dann weitergegangen ist. — Auf dem Stuttgar- 
ter Treffen wird das Thema Waldsterben und Luft- 
reinhaltung ja Gegenstand der Beratung auf höch- 
ster europäischer Ebene sein. Sie hätten doch si- 
cher nicht zu warten brauchen, bis Sie die Präsi- 
dentschaft gehabt hätten. Vielmehr hätten Sie 
13 Jahre lang in Europa Druck ausüben können. 

(Zurufe von der SPD: 1981!) 

— Ich glaube ja, daß Sie 1981 etwas getan haben. 

Aber das reichte eben nicht aus, wie Sie selber in 
Ihrem Notprogramm feststellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Sie sind uninformiert!) 

Während Sie viel darüber geredet haben, werden 
wir es jetzt tun. Wir wollen Ihnen klarmachen, wie 
wir das systematisch machen. 

(Duve [SPD]: Späth tanzt von einem 

Thema zum anderen! Das ist die Stuttgar- 
ter Choreographie!) 

— Ich weiß gar nicht, warum Sie so aufgeregt sind. 

Bei uns in Baden-Württemberg 

Vizepräsident Stücklen: Herr Ministerpräsident, 
ich muß Sie einen Augenblick unterbrechen. Ich 
bitte herzlich darum, durch Zwischenrufe nicht so (D) 
zu stören. Wir haben Mikrophone. Eine Zwischen- 
frage klärt manches viel besser als diese häufigen 
Zwischenrufe. 

Ministerpräsident Späth (Baden-Württemberg): 
Vielen Dank, Herr Präsident. Für mich ist das ein 
ganz interessanter Lernprozeß. Wir hören uns irri 
Landtag von Baden-Württemberg noch gegenseitig 
zu. 

Ich will im einzelnen zu der Frage kommen: Was 
ist geschehen, und was muß jetzt geschehen? Fan- 
gen wir bei der TA Luft an. Sie können über die 
TA Luft streiten, aber die neue Bundesregierung 
hat sie jetzt erst einmal vorgelegt, und wir haben 
eine erste Entscheidung getroffen. 

Das zweite ist die Großfeuerungsanlagen-Ver- 
ordnung. Sie können darüber streiten, welche 
Werte im Zusammenhang mit der Großfeuerungs- 
anlagen-Verordnung erforderlich sind. Aber Tatsa- 
che ist, daß die neue Bundesregierung, kaum in der 
Verantwortung, dieses Thema jetzt auf den Tisch 
gelegt, ihre Vorschläge gemacht und den Ländern 
die Möglichkeit gegeben hat, 

(Duve [SPD]: Aus der Schublade gezogen 
hat, wo sie fertig lagen!) 

— Entschuldigung, hätten Sie sie nicht so lange in 
der Schublade gelassen, hätte die neue Regierung 
sie nicht herausnehmen müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Duve [SPD]: 

Da kam Herr Genscher doch dazwischen!) 
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Ministerpräsident Späth (Baden-Württemberg) 

(A) Ich kann ja nichts dafür, daß Sie das Zeug so lange 
haben herumliegen lassen. Aber dann beschweren 
Sie sich doch bei uns nicht dauernd darüber. Diese 
Regierung hat sofort die Schubladen gelüftet, die 
Sie verschlossen hatten, weil Sie sich nicht einigen 
konnten, hat die Dinge herausgenommen, hat ge- 
sagt: Das gibt viel Ärger, aber damit beginnen wir 
gleich, sonst kommen wir nicht voran. Das ist doch 
in Ordnung. 

(Duve [SPD]: Man soll sich nicht mit frem- 
den Federn schmücken, auch beim Schub- 
laden-Lüften nicht!) 

— Nein, wir schmücken uns auch lieber mit unse- 
ren eigenen. Wir halten von den Federn anderer 
nicht soviel. So schön sind deren Federn nicht. 

(Duve [SPD]: Sie in Stuttgart haben das 
gerade nötig!) 

Aber Tatsache ist doch, daß wir im Bundesrat 
endlich die Möglichkeit hatten, unsere Vorstellun- 
gen zu äußern. Da gab es ja einen ganz interessan- 
ten Prozeß. Im Bundesrat wurden zunächst weiter- 
gehende Anträge von Baden-Württemberg und Bay- 
ern eingebracht. Dann gab es noch ein paar andere 
Anträge 

(Duve [SPD]: Von Hamburg und Hessen!) 

— auf Hessen komme ich gleich zu sprechen — , 
u. a. ziemlich retardierende, z. B. von Nordrhein- 
Westfalen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Oder von 
Rheinland- Pfalz!) 

' y Ich habe dafür sogar Verständnis. 

(Dr. Hauff [SPD]: Reden Sie über Rhein- 
land-Pfalz!) 

— Jetzt lassen Sie mich doch einmal über die Abwä- 
gung reden. 

Wir haben gesagt, wir wollen weitergehen. Un- 
sere Vorschläge, die wir jetzt im Bundesrat mehr- 
heitlich durchgesetzt haben, gehen über das, was 
die Bundesregierung schon als wichtigen Schritt er- 
reicht hatte, noch einmal um etwa 30% hinaus. Wir 
wollten eigentlich um 60% darüber hinaus. Wir ha- 
ben im Bundesrat jedoch auch auf das gehört, was 
andere Länder zu sagen hatten. 

Zum Schutz von Nordrhein-Westfalen will ich 
jetzt einmal sagen: Wir hätten in Baden-Württem- 
berg aus unserer Sicht gleich noch einen Schritt 
weitergehen können. Ich sage Ihnen auch gleich, 
wie wir uns das vorstellen. Aber wenn Sie noch wei- 
tergehen, als der Bundesrat es jetzt mit seinen Ent- 
scheidungen getan hat, kommt Nordrhein-Westfa- 
len hinsichtlich der Arbeitsplatzsituation ganz 
schnell in große Gefahr. Nun könnte ich in Baden- 
Württemberg sagen: Das ist nicht mein Problem. 
Aber es ist doch interessant, daß diejenigen, die der- 
selben Partei angehören wie die Mitglieder der Re- 
gierung von Nordrhein-Westfalen, hier eine Posi- 
tion einnehmen, die gerade in dem Land nicht 
durchsetzbar ist. Demnächst muß ein CDU-Mini- 
sterpräsident noch die Regierung von Nordrhein- 
Westfalen in Schutz nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


So machen Sie Politik. Deshalb glaubt Ihnen die (C) 
Bevölkerung nichts mehr, weil Sie an jedem Platz 
das erzählen, was gerade paßt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Ministerpräsident, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge- 
ordneten Hauff? 

Ministerpräsident Späth (Baden-Württemberg): 
Natürlich. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte. 

Dr. Hauff (SPD): Herr Ministerpräsident, hätten 
Sie die Liebenswürdigkeit, eine vergleichbare Wür- 
digung des Verhaltens des Landes Rheinland- Pfalz 
vorzunehmen? 

Ministerpräsident Späth (Baden-Württemberg): Ja, 
das will ich gerne tun. Rheinland-Pfalz hat uns in 
einigen Punkten nicht zugestimmt, in anderen 
Punkten hat es uns zugestimmt. Entscheidend ist 
aber, daß sich für Rheinland-Pfalz die Frage nicht 
so fundamental stellt wie für die Energieindustrie 
in Nordrhein-Westfalen. Fangen Sie doch nicht im- 
mer an, auf Nebenkriegsschauplätze zu gehen, son- 
dern lassen Sie uns darüber reden, wie wir in Nord- 
rhein-Westfalen Lösungen finden, um die Arbeits- 
plätze zu sichern und die Umwelt in Ordnung zu 
bringen! Das ist doch unsere politische Aufgabe. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich sage Ihnen sogar, warum mir das so wichtig ist. (d) 
Ich will nicht nur, daß unser Schwarzwald eine Er- 
holungslandschaft bleibt, sondern daß die Men- 
schen in Nordrhein-Westfalen ihre Arbeit behalten, 
damit sie dort auch noch im Urlaub hingehen kön- 
nen, um es einmal ganz praktisch zu sagen. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie mich als Ministerpräsident von Baden- 
Württemberg fragen, dann will ich rasch noch wei- 
tergehen und Ihnen sagen, wie wir das in unserem 
Land machen. Ich war im Bundestagswahlkampf 
einmal in den Braunkohlerevieren. Ich muß sagen, 
wenn ich mir dort die Landschaft ansehe, dann 
möchte ich eigentlich ganz schnell die Vorschriften 
immer noch strenger machen. Wenn Sie aber dann 
mit den Menschen zusammensitzen, die um ihre 
Arbeitsplätze zittern, dann können Sie doch als Po- 
litiker nicht einfach sagen: „Was interessieren mich 
die Menschen, heute rede ich von Umwelt, und mor- 
gen rede ich dann wieder von Arbeitsplätzen.“ 

(Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Ministerpräsident, 
gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Vogt? 

Ministerpräsident Späth (Baden-Württemberg): 
Gern. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Vogt. 

Vogt (Kaiserslautern) (GRÜNE): Herr Minister- 
präsident, ist Ihnen bekannt, daß in Rheinland- 
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Vogt (Kaiserslautern) 

(A) Pfalz durch das Kohlekraftwerk Bexbach auf den 
Pfälzer Wald Belastungen zukommen, die minde- 
stens den Belastungen, die bereits im Schwarzwald 
und im Bayerischen Wald festzustellen sind, nicht 
nachstehen werden, und daß es die Landesregie- 
rung dort bisher versäumt hat, die notwendigen 
Auflagen für den Einbau der an sich technisch mög- 
lichen Filteranlagen durchzusetzen? Ist Ihnen dies 
bekannt, und wären Sie bereit, das Land Rheinland- 
Pfalz genauso zu exkulpieren, wie Sie es eben getan 
haben, wenn Sie dies berücksichtigen? 

Ministerpräsident Späth (Baden-Württemberg): Ich 
kann Ihnen zunächst helfen, denn Sie haben da 
etwas verwechselt: Bexbach liegt im Saarland und 
muß dort genehmigt werden. 

(Heiterkeit) 

— Ja, das ist so. Der Wald ist in Rheinland- Pfalz, 
aber das Kraftwerk liegt im Saarland, und ich bin 
sehr dafür, daß wir dort die Auflagen verschärfen, 
um die Reinigungsgrade zu erhöhen. Wir haben 
aber im Saarland eine vergleichbare Problematik 
wie in Nordrhein-Westfalen. Darum müssen wir 
miteinander reden. Es hilft aber nichts, wenn wir 
jetzt das Kraftwerk vorübergehend nach Rhein- 
land-Pfalz verlegen, weil auch dort die CDU 
regiert. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stückien: Herr Ministerpräsident, 
der Abgeordnete Vogt wollte gerne noch eine Zu- 
satzfrage stellen. 

{&) 

Ministerpräsident Späth (Baden- Württemberg): Ja. 

Vizepräsident Stückien: Bitte sehr. 

Vogt (Kaiserslautern) (GRÜNE): Herr Minister- 
präsident, gestatten Sie eine Zusatzfrage? 

(Ministerpräsident Späth [Baden-Württem- 
berg]: Gerne!) 

Gehen Sie mit mir davon aus, daß Umweltbelastun- 
gen keine Grenzen kennen, 

(Ministerpräsident Späth [Baden- Württem- 
berg]: Richtig!) 

auch keine Grenzen zwischen Ländern, die glei- 
chermaßen von der CDU regiert werden? 

Ministerpräsident Späth (Baden-Württemberg): Ich 
stimme mit Ihnen ausdrücklich überein. 

Vizepräsident Stückien: Einen Augenblick, Herr 
Abgeordneter Vogt. — Herr Abgeordneter Vogt, es 
ist eine Übung, daß man dann auch die Antwort 
noch am Mikrophon entgegennimmt. 

Bitte sehr. 

Ministerpräsident Späth (Baden-Württemberg): 
Herr Abgeordneter, ich kann es Ihnen leicht ma- 
chen: Ich stimme voll mit Ihnen überein. Ich 
komme auch gleich noch darauf, daß das nicht nur 
ein Problem der Ländergrenzen ist, sondern ein 
Problem der europäischen Grenzen. 


Ich wäre aber sehr dankbar, wenn ich jetzt — ich (C) 
mag ja diese Art der Auseinandersetzung — noch 
ein paar konzeptionelle Überlegungen vortragen 
könnte. Ich würde sagen, statt daß wir jetzt global 
über Notprogramme reden, sollten wir jetzt einfach 
einmal die Dinge festzurren. Da können wir alle 
miteinander viel tun. Wenn wir aufhören, nur zu 
rechten, sondern sagen, was wir gemeinsam tun 
wollen, kommen wir weiter. 

Der erste Punkt: Die TA Luft ist da. 

Der zweite Punkt: Die Großfeuerungsanlagen- 
Verordnung ist da. 

Der dritte Punkt: Wir haben uns gestern unter 
den Ministerpräsidenten geeinigt, daß wir die Bun- 
desregierung bitten — ich möchte mich hier aus- 
drücklich bei dem Herrn Bundesinnenminister be- 
danken, der gestern bei dem Gespräch beim Bun- 
deskanzler erklärt hat, er für seinen Teil sei dazu 
bereit — , auf die Linie des Bundesrates zu gehen. 

Er ist bereit, das, worüber wir uns in den Ländern 
geeinigt haben, als verschärfte Auflagen in die Ver- 
ordnung aufzunehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist ein Schritt. Wenn wir das durchsetzen, dann 
haben wir mehr erreicht als mit vielen Resolutio- 
nen, dann haben wir im Grunde einen ganz gewalti- 
gen Schritt zur Reduzierung der Abgase getan. 

Nun bleiben für die Länder unterschiedliche Pro- 
bleme übrig. Ich habe gesagt, daß ich ein gewisses 
Verständnis dafür habe, daß Nordrhein-Westfalen 
nicht in dem Tempo wie wir in Baden-Württemberg (D) 
vorankommen kann. Das hängt einfach mit der 
Struktur zusammen. Aber ich will Ihnen sagen, was 
wir in Baden-Württemberg machen und was die 
Bayern machen; und ich möchte vorschlagen, daß 
alle Länder das machen. 

Wir haben jetzt gesagt: Für die Altanlagen wer- 
den wir gesetzlich — über die Großfeuerungsanla- 
gen-Verordnung — die Stillegungen und die Umrü- 
stungen nicht in dem Tempo durchsetzen. Wir ha- 
ben eine Arbeitsgruppe mit allen Kraftwerksunter- 
nehmen zusammen mit Wissenschaftlern unserer 
Hochschulen unter dem Vorsitz eines Mitglieds des 
Club of Rome gebildet und haben diese Gruppe — 
nur damit die Kontrolle der Lobbyisten klar ist; 
denn daran zweifeln ja viele — gebeten, uns bis 
zum Herbst eine genaue Konzeption vorzulegen, 
wann sie welche Anlage stillegen können. Wir sind 
bereit, unsere Genehmigungspolitik daran auszu- 
richten, daß wir nach unseren Vorstellungen in zwei 
Dritteln bis zur Hälfte der Zeit die Altanlagen frei- 
willig stillegen oder freiwillig Umrüsten. 

Wir haben erreicht, daß bei allen Genehmigungs- 
projekten des letzten halben Jahres die Kraft- 
werksunternehmen freiwillig die Quoten, die jetzt 
Vorschrift werden sollen, aber noch nicht Vorschrift 
sind, entgegengenommen haben, und es ist uns ge- 
lungen, durch Einfluß auf die Unternehmen sicher- 
zustellen, daß alle Einsprüche zurückgenommen 
wurden. 

(Schily [GRÜNE]: Wie viele waren das 
denn?) 
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(A) — Wie viele Kraftwerke? Vier! Es sind vier Kraft- 
werke, deren Betreiber jetzt freiwillig — im Einver- 
nehmen — im Grunde auf die neuen Zahlen gegan- 
gen sind und ihre ursprünglichen Einwendungen 
gegen die Auflagen zurückgenommen haben. 

Wenn alle Länder das machen und wenn wir bei 
den Stillegungen rascher vorangehen, dann kom- 
men wir mit all diesen Dingen viel schneller voran, 
als wenn wir immer nur diskutieren. Das ist im 
Grunde das, was in den letzten Jahren versäumt 
worden ist. Wir haben es jetzt systematisch begon- 
nen. Wenn alle mitmachen, kommen wir mit diesem 
freiwilligen Verfahren zusätzlich voran. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Ministerpräsident, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge- 
ordneten Wolfram? 

Ministerpräsident Späth (Baden-Württemberg): 
Gerne. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Herr Minister- 
präsident, darf ich davon ausgehen, daß Sie im Zu- 
sammenhang mit freiwilligen Absprachen über die 
Stillegung alter Kohlekraftwerke darauf drängen 
werden, daß als Ersatz neue, umweltfreundliche 
Kohlekraftwerke und nicht Kernkraftwerke errich- 
tet werden, und wollen Sie bitte zur Kenntnis neh- 
men, daß wir schon bei den Verstromungsgesetzen 
diesen Gedanken immer in die Beratungen einge- 

(B) bracht haben und daß Ihre politischen Freunde es 
waren, die da nicht mitgezogen haben? 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

Ministerpräsident Späth (Baden-Württemberg): Zu 
der Frage, wer da zieht, will ich zunächst ganz klar 
folgendes sagen. 

(Duve [SPD]: Jetzt können Sie etwas für 
Nordrhein-Westfalen tun!) 

Ich will sehen, wer auf Grund seiner Mehrheiten 
die Unterschriften unter die Gesetze setzt, und ich 
will sehen, wer die Unterschriften unter die Aufla- 
gebescheide setzt. Das ist für mich entscheidend. 
Gedanken gibt es viele. In der Politik ist nicht ent- 
scheidend, wer welchen Gedanken hat, sondern wer 
was durchsetzt. Diese Bundesregierung wird mit 
uns zusammen eine neue Reinhaltesystematik 
durchsetzen. Das ist der erste Punkt 

Jetzt komme ich zum zweiten Teil der Frage, zum 
Kohlevertrag. Wir ersetzen in einem hohen Maße 
alte Kohlekraftwerke durch neue, und wir in Ba- 
den-Württemberg haben unsere Kohlebezüge in ei- 
nem enormen Maß gesteigert. In Klammern füge 
ich hinzu: Da kommt Bexbach, und 35% kommen 
aus dem Produktionsgebiet Nordrhein-Westfalen. 
Wir haben eine Mischkonzeption; wir wollen noch 
zwei Kernkraftwerkseinheiten hinzubauen. 

(Duve [SPD]: Wo denn?) 

— Das ist ja nun kein Geheimnis, aber ich kann sie 
Ihnen gern noch einmal aufzählen. Wir haben Phi- 
lippsburg I in Betrieb, wir haben Neckarwestheim I 
in Betrieb, wir haben Obrigheim in Betrieb, wir 


haben Neckarwestheim II am Baubeginn — ohne (C) 
große Probleme — , Philippsburg II ist im Bau und 
geht 1985 ans Netz, und dann haben wir — mit gro- 
ßen Problemen — Wyhl in der Vorbereitung des 
Baus. 

(Zuruf der Abg. Frau Beck-Oberdorf 
[GRÜNE] und weitere Zurufe von den 
GRÜNEN) 

— Wissen Sie, einiges verstehe ich nicht ganz. Ideo- 
logisch verstehe ich es ja, daß man den Gedanken, 
jetzt die Kernkraft ins Spiel zu bringen, weglassen 
muß, weil er überhaupt nicht in die Konzeption, 
gegen beides zu sein, paßt. Aber klar ist doch, daß 
eine Zeitlang die Begründung hieß: Die Kernkraft 
ist zu teuer, weil man die Folgekosten — im Ver- 
hältnis zur Kohle — nicht mitgerechnet hat. Jetzt 
fangen wir endlich an, über die Folgekosten der 
Kohle zu diskutieren. Das muß natürlich auch in die 
Berechnungen hinein. 

Wir brauchen beides. Wir können den Kohleanteil 
halten, können den Verstromungsvertrag einhalten. 

Wir dürfen die Kosten, die zur Entsorgung der 
Kernenergie gehören, nicht scheuen, aber genauso- 
wenig die Kosten, die wir für die Entschwefelung 
aufwenden müssen. 

Es wird immer gesagt, wir müssen zugunsten der 
Umwelt ein bißchen auf Konsum verzichten. Ich 
kann nur sagen, da fängt es an. Dann zahlen alle 
ein bißchen mehr für den Strom und sparen woan- 
ders, damit wir unsere Wälder unseren Kindern er- 
halten können. Das ist die ganz einfache Rech- 
nung! ( D ) 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Zuruf der Abg. Frau Beck-Oberdorf 
[GRÜNE]) 

Ich sage dazu: Wenn Sie die Dinge volkswirt- 
schaftlich überlegen, dann können Sie nicht überse- 
hen, daß auch die Schäden an den Gebäuden inzwi- 
schen groß sind. Wir sollten nicht nur vom Wald 
reden. Das gilt vor allem im europäischen Raum. 

Wir sollten — etwa dort, wo die Wälder nicht so 
zahlreich sind, wie bei unseren Nachbarn — auch 
davon reden, daß auch die Gebäudesubstanz, die 
Denkmäler, die Seen und eine ganze Reihe anderer 
Systeme, vor allem ökologischer Systeme, bei dieser 
Umweltbelastung kaputtgehen. 

(Zuruf von der SPD: Abwasserreinigung!) 

— Dazu gehört auch das Abwasser. 

Damit will ich noch etwas zur volkswirtschaftli- 
chen Größenordnung sagen. Ich bin nun ganz be- 
stimmt nicht verdächtig, etwas gegen Industrie und 
moderne Technologien zu haben. Ich bin sogar der 
Meinung, daß wir eine große Chance für die Tech- 
nologie und für neue Arbeitsplätze haben bei der 
Entwicklung moderner Umwelttechnologien. Wenn 
wir aber die volkswirtschaftliche Problematik der 
Investitionen in die Kraftwerke besprechen, dann 
sollten wir uns auch einmal klar sein, was wir beim 
Wasser bereits hinter uns haben. 

Wenn vor zwanzig Jahren jemand die volkswirt- 
schaftlichen Kosten der Kläranlagen, die wir jetzt 
alle gebaut haben, zusammengezählt und gesagt 
hätte, dieses müssen wir bewältigen, dann wären 
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(A) sehr viele Stimmen gekommen, die gesagt hätten: 
Das ist volkswirtschaftlich überhaupt nicht zu ver- 
kraften. 

Ich bin gegen beides. Ich bin dagegen, daß man 
jetzt sagt: Das ist nicht zu verkraften. Ich bin aber 
auch dagegen, daß man jetzt in der falschen Hektik 
alles mögliche durcheinanderbringt. Wir müssen 
ein System hineinbringen. Die erste Erkenntnis 
heißt: Wir wissen noch nicht alles über diese Schä- 
den. Aber wir wissen, daß Schwefeldioxid und die 
Stickoxide mit Hauptverursacher sind. Diesen bei- 
den Elementen können wir jetzt den Kampf ansa- 
gen, während wir weiterforschen, was wir noch wis- 
sen müssen über weitere Beeinträchtigungen der 
Luftumwelt. Und das werden wir merken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Uns sollte Mut geben, was beim Wasser war. 
Beim Wasser haben wir angefangen mit mechani- 
schen Kläranlagen. Dann haben wir festgestellt, 
daß wir biologische brauchen. Dann haben wir fest- 
gestellt, daß wir chemische brauchen. Eine ganze 
Reihe Entdeckungen, wie die Schädlichkeit von 
Kadmium und anderer Schwermetalle und andere 
Probleme, haben wir im Grunde erst gemacht, in- 
dem wir mit diesen Problemen gearbeitet haben. 
Das sollte uns den Mut geben. Genauso systema- 
tisch wie an die Wasserreinhaltung müssen wir 
jetzt an die Luftreinhaltung gehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Ministerpräsident, 

(B) gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge- 
ordneten Conradi? 

Ministerpräsident Späth (Baden-Württemberg): 
Bitte. 

Conradi (SPD): Herr Ministerpräsident, haben Sie 
und Ihre Landesregierung nicht jahrelang gegen 
das Abwasserabgabengesetz nicht nur polemisiert, 
sondern entschiedenen Widerstand geleistet? 

Ministerpräsident Späth (Baden-Württemberg): 
Doch, da bin ich jetzt noch sehr dieser Meinung. Ich 
will gleich erklären, warum. Wir können das viel- 
leicht gleich drannehmen, weil das mit dem Schwe- 
felabgabegesetz zusammenhängt. 

Beim Abwasserabgabengesetz haben wir jetzt Er- 
fahrungen. Das heißt, daß wir eine Riesenbürokra- 
tie haben. Wahrscheinlich werden so ab dem näch- 
sten Jahr die Einnahmen aus der Abwasserabgabe 
die Verwaltungskosten decken. Ich kann nur sagen: 
Wenn es einen Unsinn gibt, dann den, den wir dort 
gemacht haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Denn was wir nicht brauchen, ist, dauernd die 
Leute zu belasten für mehr Verwaltung. Wir brau- 
chen Ergebnisse. Und damit komme ich gleich zum 
Waldpfennig. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Conradi 
[SPD]: Ist das Wasser sauberer oder 
nicht?) 


— Das Wasser wird durch die Abgabe nicht saube- (C) 
rer, ich kann es Ihnen versprechen. 

(Conradi [SPD]: Durch Gesetz!) 

Es wird weder durch Diskussionen noch durch Ver- 
waltung sauber, sondern durch die Technologie, die 
wir vorschreiben müssen, damit es sauberer wird. 

Oder noch einfacher — damit kann ich gleich zum 
Waldpfennig etwas sagen — : Sie können in der Ord- 
nungspolitik entweder den Mut haben, zu sagen: 

Das darfst du noch rauslassen!, dann kommen die 
Kosten für die Reinigung automatisch. Wenn Sie 
sagen, wir gehen mit den Schwefelwerten noch wei- 
ter herunter, dann werden die Produkte noch teu- 
rer, einfach durch die Auflage. Sie aber sagen: Wir 
trauen uns nicht so ganz, das richtig festzulegen; 
aber wenn ihr euch an das haltet, was wir eigentlich 
wollen, dann braucht ihr nichts zu bezahlen; sonst 
müßt ihr etwas bezahlen. Ich will den Schwefel 
nicht in der Luft, egal, ob dafür etwas bezahlt wor- 
den ist oder nicht. Das ist meine Position. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mit anderen Worten: Wenn ich den Rauch im Ka- 
min sehe, dann ist es für mich kein Unterschied, ob 
der bezahlt ist oder nicht bezahlt ist. Deshalb brau- 
che ich keinen „Pfennig“ dafür, sondern ich sage: 

Die Regierung und die Verantwortlichen müssen 
den Mut haben — das ist auch gegen das hessische 
Gesetz — , ordnungspolitisch die Grenzen festzule- 
gen, und die Grenzen, die eingehalten werden, wer- 
den Produktkosten. 

(Zuruf des Abg. Schäfer [Offenburg] 

[SPD]) (D) 

Schauen Sie, darüber muß man einmal reden. Das 
klingt alles so prima: Wasserpfennig, Waldpfennig, 
Schwefelpfennig, Bodenseepfennig. Sie sammeln 
doch nur ein. Das sind Sie seit 13 Jahren gewohnt 
Das ist schon richtig. Aber das wollen wir nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir wollen den Leuten sagen, welche Bedingungen 
für die Produktion in Deutschland gelten. Dann 
müssen die Leute mit ihren eigenen Erfindungen 
und Kalkulationen sehen, wie sie die Bedingungen 
einhalten, unter denen wir sie produzieren lassen. 

Das ist die Problematik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stückien: Herr Ministerpräsident, 
gestatten Sie weitere Zwischenfragen? 

Ministerpräsident Späth (Baden-Württemberg): 

Herr Präsident, gern. Ich weiß aber nicht, ob ich 
dann noch zeitlich zurechtkomme. Ich würde einer- 
seits gern noch ein paar Bemerkungen machen und 
zum Schluß kommen. Andererseits aber bin ich 
gern bereit, die Diskussion fortzusetzen. — Viel- 
leicht noch die Zwischenfragen der zwei Abgeord- 
neten, die sich gerade melden. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte sehr, der Herr Abge- 
ordnete Schwenninger. 

Schwenninger (GRÜNE): Herr Ministerpräsident, 
geben Sie zu, daß Sie mit dem Ausbau von Neckar- 
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Schwenninger 

(A) westheim einen starken Eingriff in die Landschaft 
vornehmen, daß der Bau der geplanten Kühlwas- 
serbecken beim Bühler Stausee, beim Waldachtal 
und auch beim Staffeltal einen ganz massiven Ein- 
griff in Landschaften darstellt? Gestehen Sie das 
zu? 

Ministerpräsident Späth (Baden-Württemberg): Ich 
räume Ihnen ein, daß wir bei allen großen Bauwer- 
ken das Problem haben, daß wir Landschaftsein- 
griffe vornehmen. Wir haben Neckarwestheim des- 
halb gewählt, weil wir das Kernkraftwerk dort in 
einen alten Steinbruch einbauen konnten. Der Ein- 
griff in die Landschaft ist beim Kernkraftwerk Nek- 
karwestheim, verglichen mit allen anderen Kern- 
kraftwerken, vielleicht am geringsten. Aber ich be- 
streite nicht, daß es ein Eingriff in die Landschaft 
ist. 

(Fortgesetzte Zurufe des Abg. Schäfer [Of- 
fenburg] [SPD]) 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zwischenfrage, Frau 
Abgeordnete Beck-Oberdorf. — Moment, Herr 
Schäfer, wir sind jetzt bei den Zwischenfragen. An- 
dauernde Zurufe, Herr Schäfer, sind jetzt unange- 
bracht. Wenn schon ein Redner wie der Minister- 
präsident Zwischenfragen zuläßt, dann sollte man 
sich auch an diese Ordnung halten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Frau Beck-Oberdorf (GRÜNE): Herr Späth, Sie ge- 
hen davon aus, daß das Problem des Umweltschut- 
zes der letzten Jahre gewesen ist, daß man nicht 
immer vorhersehen konnte, welche Schäden sich 
letztlich bei irgendwelchen Maßnahmen ergeben: 
Können Sie jetzt mit Sicherheit davon ausgehen, 
daß die durch den Zubau von Kernkraftwerken zu- 
nehmenden radioökologischen Belastungen keine 
Schäden, z. B. für das genetische Material der Men- 
schen, mit sich bringen? Können Sie das jetzt sa- 
gen? 

Ministerpräsident Späth (Baden-Württemberg): 
Wir müßten wirklich die Zeit haben, dieses Thema 
zu vertiefen. Ich räume Ihnen ein: Wir sind in der 
Politik bis zu einem gewissen Grad wahrscheinlich 
immer von dem abhängig, was die Wissenschaft uns 
sagt und zugänglich macht. Ich räume z. B. ein, daß 
ich, wenn ich eine solche Entscheidung zu treffen 
habe, auf das angewiesen bin, was die Wissenschaft 
mir dazu sagt. Am Schluß aber muß man natürlich 
in eine sehr grundsätzliche Diskussion über diese 
Frage eintreten, die über die Wissenschaft hinaus- 
geht und sehr fundamentale Fragen, z. B. ethische 
Fragen, berührt. Am Schluß muß man sich dann zu 
einer Position bekennen: entweder zu der, daß die 
Wissenschaft — mindestens die Mehrheit der Wis- 
senschaftler; es gibt natürlich Einwendungen — 
aufzeigt, daß es heute für das z. B. von Ihnen ange- 
sprochene Problem keine Anzeichen gibt, oder zu 
der, daß es solche Anzeichen gibt. Aber ich glaube 
nicht, daß wir dieses Problem im Zusammenhang 
mit unserem jetzigen Diskussionsthema erörtern 
können; darüber müssen wir im Zusammenhang 
mit Kernkraftwerken diskutieren. Aber eins wissen 
wir sicher: daß wir bei dem Problem der Luftrein- 


haltung mindestens das in Ordnung bringen kön- (C) 
nen, von dem die Wissenschaft erklärt, daß es 
machbar sei. Das ist mein Punkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Schily [GRÜ- 
NE]: Galilei hatte auch zuerst die Mehrheit 
gegen sich!) 

Mir tut es leid, daß wir auf dieses Thema nicht stär- 
ker eingehen können. Ich muß es jetzt hier zu unse- 
rem heutigen Thema abgrenzen, da ich zeitlich 
sonst nicht zurechtkomme. Lassen Sie mich also 
jetzt im Zusammenhang noch ein paar Bemerkun- 
gen zu unserem heutigen Thema machen. 

Ich wiederhole: Erstens. Wir sind mit der TA Luft 
ein gutes Stück vorangekommen. Zweitens. Die 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung ist auf den Weg 
gebracht. Drittens. Wir müssen neue Technologien 
entwickeln; dazu will ich ausdrücklich auffordern. 

Herr Kollege Hauff, warum haben wir in den ver- 
gangenen zehn, zwölf Jahren die Forschung im 
Umweltbereich nicht so vorangetrieben, daß wir 
heute die Entschwefelungstechnologien haben, die 
Japan heute in 1 000 Anlagen eingebaut hat mit dem 
Ergebnis, daß der Schadstoffausstoß 25% von dem 
ausmacht, was in unseren Anlagen anfällt? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Abg. Dr. Hauff 
[SPD] meldet sich zu einer Zwischen- 
frage) 

— Ich kann aus Zeitgründen — ich habe noch drei 
Minuten — keine Zwischenfragen mehr zulassen; 
tut mir leid. 

(Dr. Hauff [SPD]: Wer hat denn die Um- (D) 

weltforschung eingeführt? Die gab es vor- 
her überhaupt nicht!) 

— Ich nenne Ihnen ganz konkret das, was wir tun 
und was Sie unterstützen können: Wir haben jetzt 
in Baden-Württemberg alle Forschungsinstitute, die 
umweltrelevante Forschung betreiben, zusammen- 
gefaßt. Wir werden noch in diesem Jahr — unter 
der Federführung des Forschungszentrums Karls- 
ruhe — eine Absprache mit dem Bund treffen, ei- 
nen Teil der Forscher aus dem Kernforschungsbe- 
reich in Karlsruhe herauszunehmen — ich ver- 
krafte es, wenn 200, 300 Forscher nicht mehr im vor- 
genannten Bereich, sondern im Luftreinhaltungsbe- 
reich tätig sind — und sie der Technologiefor- 
schung der Universität Karlsruhe, der Forstwirt- 
schaft in Freiburg, der Polymerforschung und 
Werkstofforschung in Freiburg und Stuttgart zu- 
sammenzufassen. Wenn wir das tun und Sie uns 
dabei helfen, daß wir dort einen europäischen For- 
schungsschwerpunkt hinbekommen, dann werden 
wir in wenigen Jahren nach großen Anstrengungen 
eher wissen, was wir tun müssen. Das müssen wir 
vorantreiben; das ist der nächstwichtigste Punkt in 
der ganzen Sache. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn es uns dann gelingt, mit diesem Ergebnis 
Produkte zu entwickeln, die umweltfreundlich sind, 
dann ist das die beste Arbeitsplatzbeschaffung für 
die Zukunft; denn das, was wir heute haben, wird 
weltweit das Problem Nr. 1 werden. Deshalb lassen 
Sie uns dort unser Geld investieren; dann haben wir 
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(A) Exportartikel für die Zukunft, die die anderen drin- 
gend brauchen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Damit Sie sehen, wie ernst wir das meinen, sage ich 
Ihnen, daß der Landtag von Baden-Württemberg 
ein Sonderprogramm der Regierung vorgelegt be- 
kam, mit dem die Regierung 44 Millionen DM aus 
dem Behördenbauprogramm umschichtet. Damit 
wollen wir die Heizkraftwerke, die das Land be- 
treibt, sofort auf schwefelarmen Betrieb umstellen. 
Wir erheben also nicht nur Forderungen, sondern 
zeigen auch beispielhaft im kleinen, wie das geht 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Jetzt müssen wir noch darangehen, mit der Indu- 
strie zu verhandeln — auch dies geht — , damit wir 
nämlich nicht Abschläge bei der Emission bei Heiz- 
kraftwerken machen müssen, weil uns sonst gesagt 
wird, die Heizkraftwerke könnten nicht mehr renta- 
bel betrieben werden. Wir müssen darauf drängen, 
daß in den Raffinerien der Schwefelgehalt aus dem 
Heizöl genommen wird, und zwar so weit — das 
kostet auch etwas — daß wieder eine Rentabilität 
erzielt wird. Dabei werden beide Seiten belastet 
werden, aber die Luftreinhaltung wird verbessert 
werden. Wir sollten nämlich nicht unterschätzen, in 
welchem Ausmaß auch Kleinfeueranlagen die Um- 
welt belasten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Da wir das Geld hatten, als die Ölscheichs uns die 

( B ) Preise erhöht haben, müssen wir jetzt auch das 
Geld haben, um unsere eigenen Umweltbedingun- 
gen zu verbessern. Das geht. 

Noch ein Wort zum Auto. Wir wissen, wie weit wir 
sein könnten. Es ist doch kein Geheimnis, daß die 
Autoindustrie für Amerika die anderen Motoren 
schon produziert. Daimler-Benz hat einen solchen 
Export nach Amerika und nach Japan, daß man im 
Grunde zwei Motoren baut. Der Motor, der mit 
bleifreiem Benzin betrieben wird, hat allerdings 
noch einen höheren Verbrauch an Kraftstoff, wäh- 
rend bei den mit bleihaltigem Benzin betriebenen 
Motoren weniger Probleme bestehen. Aber auf die 
Dauer kann es doch nicht im Interesse unserer In- 
dustrie liegen, daß wir in Europa mit der Entwick- 
lung von neuen Motoren kaum weiterkommen, 
während die umweltfreundlichen Motoren in Ame- 
rika und in Japan entwickelt werden. Dort können 
Sie eben an jeder Tankstelle die verschiedenen 
Benzinarten kaufen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Nur: Jetzt kommt natürlich das europäische Pro- 
blem. — Die Raffinerieindustrie sagt: Wir können 
das Blei herausnehmen, das geht technisch, 

(Zuruf von der SPD: Normalbenzin!) 

und die Autoindustrie sagt: Wir können die Kataly- 
satoren einbauen. — Der Preis — das sage ich hier 
ganz offen — ist verkraftbar. Denn wenn wir das 
Geld künftig statt für Metalliclackierung, ein Kur- 
beldach oder für diese komischen vierten Rück- 
leuchten oder sonst etwas für Umweltfreundlichkeit 


aufwenden, dann schaffen wir das auch. Das ist (C) 
volkswirtschaftlich vertretbar, das geht auch. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Das einzige Problem ist — darauf sollten Sie jetzt 
nicht mit Polemik antworten — , daß wir in Europa 
sind, von Europa leben und die Schwierigkeiten ha- 
ben, daß wir in Europa so eng aufeinandersitzen. 
Deshalb ist noch gar nicht garantiert, daß der Ver- 
such der Schweiz auch funktioniert. Wenn nämlich 
die Autofahrer das eine Benzin nicht bekommen, 
Fahren sie mit dem anderen Benzin, und damit 
gehen die ganzen Einrichtungen kaputt. Außerdem 
ist dann die Belastung durch Abgase noch viel hö- 
her. 

Wir müssen wirklich erreichen — das ist eine 
Forderung, die wir in Europa mit Nachdruck erhe- 
ben müssen — , daß die Europäer insgesamt so ver- 
nünftig sind, daß sie diese Geschichte miteinander 
in Angriff nehmen. Das muß doch möglich sein. Wir 
sollten nicht nur über Agrarpreise oder über Büro- 
kratie diskutieren. Wie sollen wir der jungen Gene- 
ration Europa nahebringen, wenn wir eine 16seitige 
Traktorsitzbeschreibung haben, uns aber nicht ein- 
mal auf Abgaswerte in Europa einigen können? 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Davon gibt es kein Zurück. Wir müssen das europa- 
weit durchsetzen, und es geht auch. 

Wir müssen nur aufpassen, daß wir jetzt nicht 
sagen: Wir machen schnell einen nationalen Allein- 
gang. — Das klingt ungeheuer dramatisch. Aber 
fast alle Leute wissen, daß er a) nicht funktioniert 
und daß b) einige unserer Nachbarn nur darauf 
warten, bis wir den ankündigen. Das wäre ein nicht 
tariffähiges Handelshemmnis. Deshalb muß man 
sich eben auch ein paar andere Dinge bei der Ent- 
wicklung Europas überlegen. 

Interessant ist eines — und das müssen wir jetzt 
einmal für die Industrie sagen — : Die europäische 
Autoindustrie hat bereits jetzt die Abgaswerte er- 
reicht, die die EG für Ende 1984 vorgesehen hat. 
Deshalb dürfen wir nicht aufhören, dieses Thema in 
Europa zu behandeln. Wir müssen jetzt mal die Ter- 
mine festlegen. Wenn Sie der Autoindustrie sagen: 
ihr könnt ab 1990 keine Autos mehr verkaufen, 
wenn sie nicht mit bleifreiem Benzin fahren, dann 
werden Sie sich wundern, in welchem Tempo sich 
Innovation, Forschung und Produktion auf diese 
Werte konzentrieren. Das müssen wir in Europa 
durchsetzen. 

Auch mit den osteuropäischen Ländern müssen 
wir über diese Fragen reden. Es ist ja ganz gut, 
wenn wir in Europa außer der Sicherheitspolitik 
noch ein paar andere Themen haben. Vielleicht ist 
ein solches Thema geeignet, die Not der Europäer 
in bezug auf die Sicherung ihrer Umwelt gemein- 
sam zu zeigen. Deshalb müssen wir jetzt an den 
Dingen arbeiten: statt mit Notprogrammen und De- 
klarationen mit nüchterner Tagesarbeit. Die Län- 
der sind zusammen mit der Bundesregierung dazu 
bereit. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU) 



452 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 9. Sitzung. Bonn, Freitag, den 20. Mai 1983 


(A) Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Mi- 
nister für Landesentwicklung, Umwelt, Landwirt- 
schaft und Forsten des Landes Hessen. 

Staatsminister Schneider (Hessen): Herr Präsi- 
dent! Meine Damen und Herren! Geredet wird über 
das Waldsterben neuerdings viel. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Mein verehrter Vorredner ist ein lebendes Beispiel 
dafür. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Sie aber 
auch! — Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Der 
weiß, was er sagt! — Dr. Möller [CDU/ 
CSU]: Und er weiß, was er tun kann!) 

Über die Dramatik der Entwicklung sind wir uns, 
glaube ich, alle einig. Einigkeit — jedenfalls in den 
Reden — besteht auch darüber, daß wir ohne durch- 
greifende Maßnahmen gegen die Luftverschmut- 
zung einer Umweltkatastrophe entgegenlaufen. 
Dies gilt in erster Linie für die Wälder; aber auch 
die Folgen der Luftverunreinigung für die Men- 
schen und für die Sachgüter in den Ballungsgebie- 
ten sollten dabei nicht übersehen werden. 

Wenn wir für den Wald und die Verbesserung der 
allgemeinen Luftqualität wirklich etwas tun wollen, 
dann kommt es vor allem darauf an, dies schnell zu 
tun und mit durchgreifenden Maßnahmen. Der Er- 
wartungsdruck der Öffentlichkeit gegenüber der 
Politik ist zu Recht groß. Dieser Erwartungsdruck 
ist auch mit ein Grund dafür gewesen, daß der von 
der Bundesregierung Anfang des Jahres vorgelegte 
' ' Entwurf der Großfeuerungsanlagen-Verordnung 
kritisiert worden ist, wie ich meine, zu Recht, und 
im Bundesrat zahlreiche Änderungen erfahren hat. 
Nicht nur durch CDU/CSU-Länder, sondern auch 
durch sozialdemokratische Länder sind Verschär- 
fungsanträge eingebracht worden, und die Mehrhei- 
ten waren in der Tat wechselnd. 

Aber Herr Bundesinnenminister Dr. Zimmer- 
mann, der sich in der Öffentlichkeit gern als ent- 
schiedener Kämpfer gegen das Waldsterben dar- 
stellen läßt, hat bei der Großfeuerungsanlagen-Ver- 
ordnung als passiv Zuwartender eine eher unrühm- 
liche Rolle gespielt. Zuerst, Herr Bundesinnenmini- 
ster, haben Sie sich den Wirtschaftsinteressen ge- 
beugt und Verschlechterungen des bereits von der 
sozialliberalen Bundesregierung erarbeiteten Ent- 
wurfs hingenommen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Dregger [CDU/ 
CSU]: Wer hat Ihnen denn das auf geschrie- 
ben?) 

— Herr Dr. Dregger, ich weiß nicht, ob Sie sich mit 
dem Gang der Beratungen über die Großfeuerungs- 
anlagen-Verordnung so intensiv beschäftigen konn- 
ten. Wer dies getan hat — wir haben es auf der 
Umweltministerkonferenz wiederholt getan — , hat 
dies in der Diskussion unwidersprochen so hinneh- 
men müssen. Es gab entscheidende Entschärfun- 
gen. Der Bundesinnenminister hat ja bereits im Fe- 
bruar dieses Jahres auf der Umweltministerkonfe- 
renz erklärt, daß er nicht nur bereit sei, zusätzliche 
Verschärfungswünsche der Länder zu berücksichti- 
gen, sondern diese sogar unterstütze. Und nachdem 


der Bundesrat dies beschlossen hat, hat er geäu- (C) 
ßert, er sei bereit, dies zu akzeptieren. Damit hat er 
die Korrekturbedürftigkeit seines schlechten Ent- 
wurfs selber eingestanden. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Miltner [CDU/ 

CSU]: Genau das Gegenteil von dem, was 
Herr Hauff vorhin gesagt hat!) 

Nur dürfen wir nach den Ankündigungen jetzt 
gespannt sein, was aus den Veränderungen der 
Bundesratsmehrheit dann in der Bundesregierung 
wird. Denn die Bundesregierung hat diese Verord- 
nung ja noch nicht endgültig verabschiedet. Ich lese 
in den Zeitungen nur, daß der Herr Bundeskanzler 
den Herrn Bundesinnenminister und den Herrn 
Bundeswirtschaftsminister zu sich bestellt habe, 
um erneut über Kompromißformeln zu reden. Las- 
sen wir uns überraschen, was am Ende heraus- 
kommt! 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Sie haben wohl 
nicht zugehört, was der Minister dazu ge- 
sagt hat!) 

Wir wissen auch, daß auch im Bundesrat — auch 
das möchte ich hier noch einmal mit Nachdruck 
sagen — nicht nur das Land Nordrhein-Westfalen 
aus seiner Interessenlage heraus eine abweichende 
Position eingenommen hat, sondern daß auch die 
Länder Saarland, Schleswig-Holstein, Rheinland- 
Pfalz und Niedersachsen einer Reihe von Verschär- 
fungsanträgen ihre Zustimmung nicht gegeben ha- 
ben. 

(Hört! Hört! bei der SPD) (D) 

Meine Damen und Herren, Ministerpräsident 
Späth hat in einem Interview festgestellt — ich 
zitiere — : „Nirgendwo spielt für den Politiker der 
Zeitfaktor eine so entscheidende Rolle wie im Um- 
weltschutz, und deshalb muß so schnell wie möglich 
etwas geschehen“. Ich unterstreiche das. Aber das 
Handeln darf sich nicht darin erschöpfen, eine un- 
zureichende Verordnung zu erlassen, die vor allem 
den Nachteil hat, erst in zehn Jahren zu wirken, 
und im übrigen, wie der Ministerpräsident Vogel 
von Rheinland-Pfalz, nach einer Stiftung zur Ret- 
tung des Waldes zu rufen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies kann doch nicht die Antwort sein, die die Bür- 
ger uns Politikern bei einer so dramatischen Ent- 
wicklung abnehmen. 

Hessen hat mit Unterstützung anderer Länder 
eine Verschärfung angestrebt. Ich stelle hier mit 
Zufriedenheit fest, daß Hessen und Baden-Würt- 
temberg in allen Verschärfungspunkten von sicher- 
lich unterschiedlichen Ausgangspositionen aus 
übereinstimmende Positionen vertreten haben. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Das sollten Sie doch 
begrüßen!) 

Das Land Hessen hat nicht nur einen großen Wald, 
sondern es hat auch Industrie und sogar Braunkoh- 
lekraftwerke, die von diesen Verschärfungsmaß- 
nahmen entscheidend betroffen sind. 

Diese Verschärfungen der Großfeuerungsanla- 
gen-Verordnung sollen bewirken, daß auf der Basis 
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(A) des rechtlich Zulässigen eine Regelung erreicht 
wird, die eine schnelle und wirksame Verbesserung 
bei der Schadstoffimmission aus Großfeuerungsan- 
lagen ermöglicht. Auf den rechtlichen Aspekt hat 
Herr Dr. Zimmermann vorhin hingewiesen, und da 
gab es auch Grenzen für die Verschärfungsmaßnah- 
men bei der Großfeuerungsanlagen-Verordnung. 
Das muß man korrekterweise hinzufügen. Deshalb 
ist die Frage der Änderung des Bundesimmissions- 
schutzgesetzes für mich, Herr Kollege Zimmer- 
mann, nicht so von vornherein beiseitezuschieben, 
wie Sie das hier getan haben. Ich bin da grundsätz- 
lich anderer Auffassung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es ist auch — lassen Sie mich das als zweites hin- 
zufügen — die erklärte Absicht des Landes Hessen, 
dabei die Zukunft der Kohle als dem wichtigsten 
heimischen Energieträger zu sichern. Das ist ein 
wichtiger Punkt. Aber nur eine umweltverträgliche 
Kohletechnik hat Zukunft, und wer sich gegen die 
dafür notwendigen schnellen und technisch mögli- 
chen Anpassungen der Kohlenutzung wehrt, ge- 
fährdet bewußt oder unbewußt deren Rolle als 
Energieträger Nr. 1 in der Bundesrepublik. 

Die von der CDU mehr oder weniger offen ver- 
folgte Politik, das Waldsterben durch eine verrin- 
gerte Kohlenutzung und durch vermehrten Kern- 
energieeinsatz bekämpfen zu wollen, wird von uns 
nicht unterstützt. Herr Kollege Späth, ich habe hier 
ein Interview aus der „ Wirtschaf tswoche“ vom Ja- 
^ nuar vor mir liegen, das etwas anderes als das be- 
sagt, was Sie hier vorhin zum Schutz von Nord- 
rhein-Westfalen vorgetragen haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Da haben Sie von der Frage der Aufkündigung des 
Jahrhundertvertrags gesprochen, um der Kern- 
energie stärkeren Vorschub zu leisten, und Sie ha- 
ben nicht die Kohle in Ihre Betrachtungen einbezo- 
gen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer dies tut, kann vielleicht einige wirtschaftliche 
Probleme der Kernenergie lösen, mit Sicherheit 
aber nicht den Wald retten. Das ist die entschei- 
dende Frage, die in diesem Zusammenhang ausge- 
sprochen werden muß. 

(Beifall bei der SPD) 

Eine solche Haltung gefährdet langfristig die Si- 
cherheit unserer Energieversorgung, weil sie die 
Kohle mit falschen Argumenten aus dem Strom- 
markt drängt. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Wieviel Kernenergie- 
anteil haben Sie?) 

— Wir in Hessen brauchen nicht, wie Herr Späth, 
immer wieder zu sagen, was auf diesem Gebiet ge- 
tan werden soll. Sie wissen, daß in Hessen gegen 
einige Widerstände auf diesem Gebiet schon etwas 
getan worden ist. Wir können uns in dieser Frage 
durchaus der Diskussion stellen. 


Wir fordern demgegenüber den Kampf gegen das (C) 
Waldsterben mit der Kohle und nicht gegen sie. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir brauchen dafür Instrumente, die kurzfristig 
wirken, nämlich konkret weit vor dem Auslaufen 
des Jahrhundertvertrages und dem Wirksamwer- 
den der Großfeuerungsanlagen-Verordnung in den 
90er Jahren. Wir müssen die Betreiber von Feu- 
erungsanlagen, insbesondere die Kraftwerke, zur 
Anwendung umweltfreundlicher Kohlefeuerungs- 
technologien bringen. Vorschläge dafür liegen auf 
dem Tisch. Es gibt Gott sei Dank solche Technolo- 
gien. 

Herr Kollege Späth, Sie haben vorhin von dem 
jungen unruhigen Mann, dem Herrn Hauff, gespro- 
chen. Gerade in seiner Zeit sind eine ganze Reihe 
von Vorgaben für die technologische Forschung er- 
stellt worden, die jetzt auf dem Tisch liegen und 
angewandt werden können und müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir machen es Ihnen zum Vorwurf, daß das, was in 
der Vergangenheit geleistet wurde, von Ihnen unter 
den Teppich zu kehren versucht wird. Statt dessen 
weisen Sie auf anderes hin. 

Wie gesagt: Die Großfeuerungsanlagen- Verord- 
nung und der Einsatz der technischen Möglichkei- 
ten sind das Entscheidende. Die hessische Landes- 
regierung ist davon überzeugt, daß die Instrumente 
der Großfeuerungsanlagen-Verordnung und die 
Technische Anleitung Luft allein die überfällige 
Wende in der Luftreinhaltepolitik nicht bringen (D) 
können, jedenfalls nicht schnell genug. Wir halten, 
um es zu wiederholen, diese beiden Instrumente für 
wichtig und dringlich. Das ist unbestritten. Wer 
meint, mit diesen Vorschriften allein seien die drin- 
gend notwendigen schnellen Verbesserungen her- 
beizuführen, täuscht sich selbst und die Öffentlich- 
keit. 

Deshalb ist es notwendig, zusätzlich ein rechtli- 
ches Instrument anzuwenden, das dem Betreiber 
einerseits eine Flexibilität bei der Anlagenumrü- 
stung beläßt, andererseits aber das ökonomische In- 
teresse daran weckt. Das ist der Punkt, Herr Mini- 
sterpräsident Späth, nicht die Frage, ob wir die Ent- 
schwefelung mit oder ohne Abgabe, mit oder ohne 
Geld erreichen. Wir müssen vielmehr mit einem 
marktwirtschaftlichen Mittel dafür sorgen, daß das 
Interesse, die entsprechenden Technologien einzu- 
setzen und anzuwenden, unterstützt und forciert 
wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist der entscheidende Punkt, um auf diese Art 
und Weise binnen kurzem dazu zu kommen, daß so 
wenig Schadstoffe wie möglich emittiert werden. 

Ein solches die Wirkung der Großfeuerungsanla- 
gen-Verordnung beschleunigendes und verstärken- 
des Instrument ist die Abgabe auf Schadstoffemis- 
sionen. Deshalb ist unser Vorschlag eines Schwefel- 
abgabengesetzes als ein sinnvoller Ansatz mit um- 
gehender Wirkung zu verstehen. Dies ist nicht, Herr 
Kollege Dr. Zimmermann, ein modellwissenschaftli- 
cher Vorschlag. Dies ist auch nicht — um das hier 
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(A) noch einmal zu sagen — etwas, was Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten für Bürokratien schafft und zu- 
sätzliche Bürokratien überhaupt erst nötig macht. 

Ich kann bezüglich der Abwasserabgabe aus Hes- 
sen etwas anderes berichten als Herr Ministerprä- 
sident Späth. Wir haben im vergangenen Jahr 
19 Millionen DM eingenommen. Davon haben drei 
Großeinleiter 15 Millionen DM zahlen müssen. 
Meine Damen und Herren, das ist die Realität. 

(Beifall bei der SPD — Fischer [Frankfurt] 
[GRÜNE]: Das ist sehr preiswert!) 

Wir haben von diesen 19 Millionen DM 75 % unmit- 
telbar als Beihilfe zur Abwasserreinhaltung an die 
Kommunen zurückgeben können. Ich glaube schon, 
daß sich das als Beweis anführen läßt. 

(Beifall bei der SPD — Fischer [Frankfurt] 

[GRÜNE]: So etwas verkaufen Sie als Er- 
folg! — Zuruf des Abg. Dr. Hauff [SPD]) 

Daß man noch mehr einnehmen und noch höhere 
Abgaben erheben könnte, ist zumindest aus der 
Sicht der Umweltpolitik unbestritten. Es gibt aber 
noch ein paar andere Momente, die man mit in die 
Betrachtung einbeziehen muß. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Fischer [Frank- 
furt] [GRÜNE]) 

Es wurde gesagt, die Schwefeldioxidabgabe sei 
bürokratisch und aufwendig. Wir haben in Hessen 
nach dem Schwefelabgabengesetz die Emittenten 
erfaßt. Sie sind ja alle durch die Angaben über die 
Emissionsabgaben, die sie selbst zu erstellen haben, 
erfaßt. Dabei haben wir festgestellt, daß von den 
etwa 150 000 Tonnen Schwefeldioxid, die jährlich in 
Hessen emittiert werden, acht Großanlagen 70 % 
emittieren. Sie zu erfassen und in eine Abgabe ein- 
zubeziehen bedarf keines bürokratischen Auf- 
wands. Das ist relativ einfach und schnell ohne 
große kostenintensive Verwaltung möglich, weil die 
Zahlen auf dem Tisch liegen. 

Vizepräsident Stückien: Herr Minister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Fi- 
scher? 

Staatsminister Schneider (Hessen): Ja, bitte. 

Fischer (Frankfurt) (GRÜNE): Herr Minister, Sie 
führten gerade den Betrag an, der vor allen Dingen 
von Großeinleitern zu zahlen ist. Ist Ihnen auch der 
Betrag bekannt, den einer der Großeinleiter, näm- 
lich die Hoechst AG, durch die Großeinleitung in 
den Untermain gespart hat? Ist Ihnen bekannt, daß 
der Untermain immer noch ein biologisch toter 
Fluß ist? 

Staatsminister Schneider (Hessen): Wie die Situa- 
tion am Untermain ist, braucht mir niemand zu 
sagen; ich bin mit diesen Dingen täglich konfron- 
tiert. Ich kann nur sagen, daß in diesem konkreten 
Einzelfall das Ziel der Abgabe nicht nur war, Ein- 
nahmen für die Landeskasse zu erzielen, um sie 
sofort als Investitionsbeihilfe für entsprechende 
Anlagen an finanzschwache Kommunen weiterzu- 
leiten — nicht an Hoechst — , sondern daß man 
auch bewirkt hat, daß die Firma Hoechst AG im 


Zusammenhang mit der Abgabe bereits Investitio- (C) 
nen in einer Größenordnung von 350 Millionen DM 
für die Reinhaltung in Gang gesetzt hat. Und das ist 
es, was wir wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir wollen doch nicht zusätzliche Einnahmen für 
den Staat durch diese Abgabe erzielen, sondern wir 
wollen mit diesem Instrumentarium die Reinhal- 
tung der Luft bzw. die Verbesserung der Wasser- 
qualität erreichen. Anschließend wollen wir gerne 
auf die Abgabe verzichten — wenn das Ziel erreicht 
ist. Das ist das, worum es geht. Deshalb kann ich 
diese Eiertänze — um das hier mal offen zu sa- 
gen — , die bisher von CDU- und CSU-regierten Län- 
dern und auch vom Herrn Bundesinnenminister zu 
der Schwefelabgabe vorgeführt worden sind, beim 
besten Willen nicht begreifen. 

Herr Bundesinnenminister, Sie haben bei der 
Einbringung gesagt, Sie hätten „wenig Sympathie 
für eine Schwefelabgabe“. Es geht hier, Herr Dr. 
Zimmermann, nicht um Sympathie oder Antipathie, 
es geht hier darum, daß die eigentlich unvorstell- 
bare Vision einer baumlosen Bundesrepublik nicht 
Wirklichkeit wird und die Entwicklung dorthin mit 
wirksamen Gegenmaßnahmen bekämpft wird. Das 
ist es, was wir hier und heute wollen, nicht erst 1993, 
nicht erst, wenn es der Energiewirtschaft gerade 
genehm ist, in ihre Konzeption paßt. 

Die verbalen Eiertänze, im Prinzip ja, aber nicht 
so und jetzt nicht — so ungefähr hat sich der frü- 
here Berliner Umweltsenator Dr. Hassemer zur Ab- 
gabe in der Umweltministerkonferenz geäußert — 
oder, so der CDU-Umweltminister Geil in Rhein- 
land-Pfalz, „ein Vorschlag zur Unzeit“, haben doch 
nur ein Ziel: der Öffentlichkeit Sand in die Augen 
zu streuen und den Widerspruch zwischen vollmun- 
digen Reden und kleinmütigem Handeln zu ver- 
schleiern. Das ist die Wahrheit, die Realität, wie sie 
sich aus meiner Sicht darstellt. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Eiertänze setzt die Bundesregierung auch 
in anderen Bereichen fort. Lassen Sie mich das an 
einem anderen Beispiel unterstreichen. Der hier 
mehrfach zitierte Bundesforschungsminister Rie- 
senhuber, der erst vor kurzem — das ist schon 
gesagt worden — durch einen besonders menschen- 
freundlichen Vorschlag, nämlich schadstoffresi- 
stente Bäume zu züchten, aufgefallen ist, betrachtet 
in einer Studie, die mir vorliegt, die Wirbelschicht- 
feuerung als eine ausgezeichnete Technik zur Ver- 
ringerung von Luftemissionen nicht nur bei Schwe- 
feldioxid, sondern auch bei Stickoxiden. Das wissen 
wir alle. Nur, wenn es darum geht, meine Damen 
und Herren, eine solche Anlage einzusetzen, und 
zwar in Frankfurt, in der Stadt, aus der Sie, Herr 
Dr. Riesenhuber, kommen, in der Stadt, in der es 
ein renommiertes Unternehmen gibt, das eine sol- 
che Technologie anbietet, bestätigen Sie der Stadt 
Frankfurt Ihr „Verständnis, daß die Stadtwerke, 
Energieversorgungsunternehmen und Kraftwerks- 
betreiber heute noch lieber auf die ausgereiften 
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(A) Verfahren der Rauchgasentschwefelung zurück- 
greifen“. So ist das wörtliche Zitat. 

(Duve [SPD]: Viel Wirbel und wenig 
Schicht!) 

Das ist es, was wir Ihnen vorzuwerfen haben. Dies 
ist eigentlich etwas, was den Forschungsminister 
nach meiner Überzeugung disqualifiziert und ihn 
nicht als denjenigen, der neue Dinge in Gang setzt, 
ausweist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das steht Ihnen 
gar nicht zu!) 

Wo, Herr Dr. Riesenhuber, sollen denn Technolo- 
gien, die nach Ihren eigenen Aussagen bereits aus- 
gereift sind, von der deutschen Industrie erprobt 
werden, wenn dies in Deutschland nicht mehr mög- 
lich ist? Ihre Exportmöglichkeiten werden doch da- 
durch geschmälert, denn die potentiellen ausländi- 
schen Käufer sagen: Wir wollen erst einmal gucken, 
wo das in der Bundesrepublik Deutschland schon 
angewandt wird. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Minister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Riesenhuber? 

Staatsminister Schneider (Hessen): Ja. 

Dr. Riesenhuber (CDU/CSU): Herr Kollege, ich bin 
leider nicht imstande, hier eine technische Detail- 
diskussion zu führen, aber sind Sie bereit, zu akzep- 
tieren, daß erstens die Rauchgasentschwefelungs- 

(B) anlagen, die ebenfalls mit der Unterstützung frühe- 
rer Forschungsminister entwickelt worden sind, 
eine exzellente Luftreinhaltung erlauben und daß 
zweitens bei der Frage, welche Technik jeweils an 
einem Platz einzusetzen ist, die präzisen Gegeben- 
heiten dieses Platzes einschließlich der Möglichkei- 
ten und Notwendigkeiten von Wärmekraftkoppe- 
lung, einschließlich der Fernwärmeversorgung — in 
diesem Fall — der Messe, die mit dranhängt, ein- 
schließlich der Standortkriterien, des begrenzten 
Platzangebots, zu berücksichtigen sind, und sind 
Sie bereit, nach den technischen Kriterien, die sach- 
lich gerechtfertigt sind, jeweils den Verantwortli- 
chen die Entscheidung darüber zu überlassen, wel- 
che technisch-wirtschaftlichen Lösungen unter Be- 
rücksichtigung des bestmöglichen Umweltschutzes 
in einem dichtbesiedelten Ballungsgebiet angemes- 
sen sind? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Staatsminister Schneider (Hessen): Herr Bundes- 
forschungsminister, ich kann Ihrer ersten Feststel- 
lung zustimmen, daß die Rauchgasentschwefelung, 
was Schwefeldioxid anbelangt, eine hervorragende 
und erprobte Technologie ist. Sie wissen aber genau 
so gut wie ich, daß bei dem zentralen Problem 
Frankfurt die Stickoxide davon überhaupt nicht be- 
rührt werden und damit überhaupt nicht in den 
Griff zu kriegen sind. 

Was die Entscheidungsfreiheit des jeweiligen Be- 
treibers anbelangt, ist es in der Tat so. Die Frage ist 
nur, ob die, die von ihren fachlichen Vorgaben und 
ihrem fachlichen Wissen her hier eine Position zu 


beziehen haben, dies in der konkreten Frage nicht (C) 
deutlicher machen können. Das ist in Frankfurt das 
Stickoxid-Problem. Frankfurt nimmt hier die Spit- 
zenreiterposition der Städte in der Bundesrepublik 
Deutschland ein. Hier kommt es nicht nur auf die 
Schwefeldioxid-Problematik, sondern noch viel ent- 
scheidender auf die Reduzierung von Stickoxiden 
an. Das ist es, worum es bei dieser Frage geht. 

(Beifall bei der SPD — Fischer [Frankfurt] 

[GRÜNE]: Sie tun ja gerade so, als ob es 

keine sozialdemokratische Landesregie- 
rung gäbe!) 

Lassen Sie mich zum Schluß noch etwas zur Ver- 
minderung der Emissionen beim Verkehr sagen. 

Auch darüber ist ja eine Menge ausgeführt worden. 

Es ist unbestritten, daß unter den Emissionsquellen 
die Stickoxide aus dem Verkehr an der Bodenver- 
sauerung einen Anteil von 30% haben und daß sie 
zum Entstehen vor allem von Photooxidantien bei- 
tragen, von denen ja auch angenommen wird, daß 
sie eine Hauptursache des Waldsterbens sind. 
Hierzu haben wir heute zu dieser Stunde im Bun- 
desrat durch den Ministerpräsidenten ein Initiativ- 
gesetz eingebracht, um eine schnelle Reduzierung 
der Abgaswerte für Kraftfahrzeuge mit einer natio- 
nalen Regelung zu erreichen. Genau das ist hier ja 
als unrealistisch und falsch dargestellt worden; der 
Weg führe hier nicht an Europa vorbei. Dies wird 
unabhängig von der Frage vorgebracht, die bisher 
im Mittelpunkt stand: ob das rechtlich überhaupt 
möglich ist. Nach der neuen Initiative, die wir un- 
ternommen haben und die sich mit der Mineralöl- / D x 
Steuer beschäftigt, wird das rechtliche Argument 
nicht mehr in den Vordergrund gestellt, sondern es 
wird — wie es vorhin auch der Herr Bundesinnen- 
minister getan hat — davon gesprochen, dies sei 
utopisch, weil es den Menschen ihre Bewegungs- 
möglichkeiten innerhalb Europas verbaue. Nun, Sie 
haben von dem Kontinent Amerika gesprochen, wo 
das alles anders sei. Die Schweiz, die auf diesem 
Weg ebenfalls ein nationales Vorgehen angekündigt 
hat, ist sicher kein Kontinent. Ich meine, Herr 
Dr. Zimmermann, daß die Frage des nationalen 
Vorgehens durchaus ein wichtiger Punkt ist, inwie- 
weit wir durch diese Vorreiterposition andere ver- 
anlassen können, ihre Verhandlungen mit der EG 
voranzutreiben. Das ist der eine Punkt. 

Der zweite Punkt. Lassen Sie mich hier noch ein- 
mal deutlich sagen: Es ist schlicht falsch, daß die 
Bundesbürger dann mit ihrem Auto an der Grenze 
haltmachen müßten und nicht mehr über die 
Grenze fahren könnten, wenn auf der anderen Seite 
kein bleifreies Benzin angeboten wird. Sie wissen 
von Ihren Gesprächen mit der Mineralölwirtschaft 
sicher genau so wie ich, der ich sie ebenfalls seit 
langem führe, daß die Herstellung von bleifreiem 
Benzin nicht nur möglich, sondern bereits existent 
ist. Es ist ja vorhanden. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Es ist ja auch in der Bundesrepublik vorhanden. 

Die Automobile, die von der deutschen Industrie 
nach Amerika exportiert werden, brauchen ja zur 
Erprobung dieses Benzin. 
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Staatsminister Schneider (Hessen) 

(A) Was die Grenzprobleme anbelangt, lassen Sie 
mich hier doch nochmals wenigstens auf ein bereits 
untersuchtes und technisch beantwortetes Problem 
hinweisen. Erstens. Es ist unbestritten, daß der 
Drei-Wege-Katalysator, auf bleifreies Benzin einge- 
stellt, ohne Schaden 4 000 bis 5 000 km übersteht, 
auch wenn er mit bleihaltigem Benzin gefahren 
wird. Zweitens. Eine Studie von General Motors be- 
sagt, daß sich dieser Katalysator erfreulicherweise 
sogar voll regeneriert, wenn er anschließend wieder 
mit bleifreiem Benzin gefahren wird. Das Argu- 
ment, die Leute müßten an der österreichischen 
Grenze aussteigen und mit dem Zug zu ihrem Ur- 
laubsort gelangen, um mit dem Auto zurückfahren 
zu können, stimmt einfach nicht und ist zu widerle- 
gen. 

Mir kommt es darauf an, im Entscheidenden dar- 
auf hinzuweisen, daß das nationale Vorgehen mit 
Sicherheit Bewegung in die anderen europäischen 
Länder brächte, um die technischen Möglichkeiten, 
die vorhanden sind, sowohl im Automobilbereich 
als auch im Benzin- und Mineralölbereich endlich 
einzusetzen, 

Vizepräsident Stücklen: Herr Minister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Dr. Zimmermann? 

Staatsminister Schneider (Hessen): Gern. 

Vizepräsident Stückien: Bitte sehr. 

Dr. Zimmermann (CDU/CSU): Herr Minister, ist Ih- 
nen bekannt, daß die gegenwärtig weltweit verwen- 
deten Katalysatoren sich nicht von selbst reinigen, 
wenn das Fahrzeug nach Einsatz von verbleitem 
Benzin wieder mit bleifreiem Benzin gefahren wird, 
und daß an der Studie von General Motors, die Sie 
erwähnt haben, noch gearbeitet wird, wobei man 
hofft, zu Erfolgen zu kommen? Wollen Sie weiterhin 
den Leuten, die dann eventuell nach 4 000 oder 
5 000 km einen kaputten Katalysator haben — so 
stellt es sich beim derzeitigen Stand der Technik in 
Europa dar — , zumuten, den Katalysator auszu- 
bauen und durch einen neuen, der 1 500 DM kostet, 
zu ersetzen? Glauben Sie nicht auch, daß wir in 
Europa nur eine Chance haben, wenn in allen wich- 
tigen Urlaubsländern bleifreies Benzin angeboten 
wird? Nur dann ist die Chance gegeben, daß Wagen, 
die Katalysatoren besitzen, auch wirklich so be- 
dient werden, daß der Wagen keinen Schaden erlei- 
det. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Staatsminister Schneider (Hessen): Herr Bundes- 
innenminister, zunächst einmal gibt es überhaupt 
keine Meinungsverschiedenheiten darüber, daß es 
optimal wäre, auf europäischer Ebene zu einem ge- 
meinsamen Vorgehen zu kommen. Das ist unbe- 
stritten. Die Frage ist nur, ob man diesen Prozeß 
beschleunigen kann und ob es notwendig ist, ihn zu 
beschleunigen. Das ist der Punkt. 

(Beifall bei der SPD) 

In dieser Hinsicht bin ich in der Tat anderer Auffas- 
sung. Ich bin in der Tat der Auffassung, daß dieser 


Prozeß durch ein nationales Vorgehen beschleunigt (C) 
werden könnte. Wir befinden uns hier ja nicht mehr 
ganz allein auf weiter Flur. Andere Nationen haben 
ähnliches angekündigt. Ich denke an die Engländer, 
die erst einmal die europäischen Werte erreichen 
müssen, aber auch schon darüber reden, diese zu 
unterschreiten und zum Einsatz von bleifreiem 
Benzin zu kommen. Man sollte also diesen techno- 
logischen Möglichkeiten nicht nur den Weg ebnen, 
sondern man sollte darüber hinaus gleichzeitig er- 
reichen, daß mehr Druck in Richtung auf europäi- 
sche Verständigung ausgeübt wird. Das ist das Ent- 
scheidende. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Minister, gestatten 
Sie eine weitere Zwischenfrage? Ich freue mich na- 
türlich, wenn die Redner am Rednerpult Zwischen- 
fragen zulassen. Ich mache allerdings darauf auf- 
merksam, daß der Beschluß, den wir gefaßt haben, 
nämlich diese Debatte auf drei Stunden zu begren- 
zen, unter diesen Umständen natürlich nicht einge- 
halten werden kann. 

Bitte schön, Herr Abgeordneter Hauff. 

Dr. Hauff (SPD): Herr Kollege Schneider, ist Ihnen 
bekannt, daß wir es früher mit einem durchaus ver- 
gleichbaren Problem zu tun hatten, und zwar inso- 
fern, als es in den Niederlanden in großer Anzahl 
Autos gab, die mit Flüssiggas betrieben wurden, 
daß Touristen dann mit diesen Autos in die Bundes- 
republik gekommen sind. Aus diesem Grunde ha- 
ben sich, obwohl die Niederlande vergleichsweise 
ein kleines Land sind, einige Tankstellen für Flüs- (D) 
siggas in der Bundesrepublik gebildet. Ist insofern 
nicht davon auszugehen, daß auch das hier ange- 
sprochene Problem lösbar ist? 

(Zustimmung bei der SPD) 

Staatsminister Schneider (Hessen): Ich kann das 
nur unterstreichen. Ich möchte noch hinzufügen, 
daß man, wenn man sich nicht mit zum Vorreiter 
einer solchen Möglichkeit des Einsatzes von neuen 
Technologien macht, in der Tat auch Gefahr läuft, 
daß die deutsche Industrie, die solche Technologien 
entwickelt, ins Hintertreffen gerät. Das ist ein wirt- 
schaftspolitischer Gesichtspunkt, der nicht ver- 
nachlässigt werden sollte. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang fragen: 
Müssen denn die Verantwortlichen — dies richte 
ich in erster Linie an die Bundesregierung — so 
lange warten, bis die betroffene Industrie uns in 
Werbesprüchen auf unsere Handlungs- und Rege- 
lungsdefizite aufmerksam macht? Dies tut Merce- 
des im Augenblick in großen Werbeanzeigen hin- 
sichtlich der technischen Möglichkeiten beim Ab- 
gaskatalysator. 

(Abg. Pfeffermann [CDU/CSU] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Minister, gestatten 
Sie eine weitere Zwischenfrage? 

Staatsminister Schneider (Hessen): Ich komme ge- 
rade zum Schluß, Herr Präsident. 
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Staatsminister Schneider (Hessen) 

(A) Ich glaube, daß wir uns dies nicht leisten können 
und Grund hätten, auf diesem Gebiet eine Vorrei- 
terposition zu übernehmen — wir sollten also nicht 
auf andere warten — , um damit auch andere zu 
drängen, daß sie sich im Interesse der Gesundheit 
unserer Menschen, im Interesse unseres Waldes 
und im Interesse unserer Natur dem Notwendigen 
nicht verschließen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abge- 
ordneter Baum. 

Baum (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich muß Ihnen sagen, daß ich über den Ver- 
lauf der Debatte etwas überrascht bin. Wenn man 
sich nämlich die Anträge ansieht, wobei ich den 
Antrag der GRÜNEN ausnehme, der letztlich eine 
Art Ausstieg aus unserer Industriekultur bedeutet 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Das ist un- 
ter Ihrem Niveau, Herr Baum!) 

— Sie gehen sehr weit, Sie sind sich über die Folgen 
wahrscheinlich nicht ganz im klaren — , ergibt sich, 
daß die Ziele ziemlich gleichgerichtet sind. Die An- 
träge unterscheiden sich nur in ganz wenigen 
Punkten. Über diese Punkte streiten wir uns. Wir 
sollten hier, wie ich meine, also nicht in eine gegen- 
seitige Polemik verfallen, sondern sollten sehr sach- 
lich und ruhig über die Punkte reden, in denen wir 
uns unterscheiden. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir, die Freien Demokraten, sind beispielsweise der 
Meinung, daß die Politik der Bundesregierung, die 
eine Fortsetzung der Politik, Herr Hauff, ist, die wir 
früher zu verantworten hatten, unserer Unterstüt- 
zung bedarf. Auch wenn wir nicht in allen Punkten 
einig sind, ist das eine Fortsetzung der alten Poli- 
tik. 

Auch wir Freien Demokraten haben natürlich an- 
dere Positionen. 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 

Wir setzen uns für eine Waldabgabe ein; ich komme 
gleich darauf zu sprechen. Ich halte das nicht für 
ein Horrorgemälde, sondern für ein marktwirt- 
schaftlich sinnvolles Instrument, das sich bewährt 
hat. 

Wir werden mit der Bundesregierung auch sehr 
intensiv über den nationalen Alleingang beim Auto 
reden. Ich persönlich, meine Partei und meine 
Fraktion sind nicht bereit, von dem Alleingang Ab- 
stand zu nehmen. Er hat überhaupt erst zu dieser 
Diskussion geführt Der Anspruch einer nationalen 
Vorreiterrolle hat überhaupt erst die Bewegung in 
die Diskussion mit der Automobilindustrie ge- 
bracht. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Herr Kollege Zimmermann, Sie haben ja gerade 
erst mit den Vertretern der Automobilindustrie und 
Mineralölwirtschaft gesprochen. Ich habe das 1981 
getan. Das ist sehr schwer. Sie haben ja gesehen, 
daß Sie keine Fortschritte haben machen können, 
weil die Automobilindustrie nach zwei Jahren 


kommt und sagt: Wir haben nichts entwickeln kön- (C) 
nen, wir sind nicht weitergekommen. Ich bin nicht 
dafür, jetzt auszuweichen und allein auf Blei zu set- 
zen. Vielmehr sind hier alle Kräfte gefordert, einen 
Weg zu suchen, der unsere Gesundheit und die Wäl- 
der schützt. Die Automobilindustrie muß sich dar- 
über klar sein, daß wir im Interesse des Schutzes 
unserer Wälder, der Gesundheit der Menschen eben 
auch eigene, nationale Regelungen treffen, wenn 
das im Rahmen des langsamen Geleitzuges Europa 
nicht möglich ist. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Baum, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge- 
ordneten Matthöfer? 

Baum (FDP): Bitte sehr. 

Matthöfer (SPD): Herr Kollege Baum, ist mein 
Eindruck falsch, daß die von Herrn Dr. Zimmer- 
mann beklagte Verzögerung der Vorlage der Ver- 
ordnung auf einen Streit zwischen Ihnen und Herrn 
Graf Lambsdorff zurückzuführen war, daß die Ko- 
alition deshalb nicht handlungsfähig war, weil sich 
Graf Lambsdorff in der FDP immer wieder durch- 
setzte? 

(Zustimmung des Abg. Duve [SPD]) 

Baum (FDP): Herr Matthöfer, das entspricht ei- 
nem landläufigen Klischee. Dieser Eindruck ist ( D ) 
falsch. 

(Zurufe von der SPD: Aha!) 

Herr Matthöfer, Sie saßen ja auch im Kabinett. Wir 
hatten viele Jahre lang gemeinsam Umweltpolitik 
zu verantworten. Ich kann mir keine Situation in 
Erinnerung bringen, wo wir hätten beklagen müs- 
sen, daß sich letztlich der Wirtschaftsminister, der 
ja ganz andere Interessen zu vertreten hat, ent- 
scheidend durchsetzen konnte. 

(Widerspruch bei der SPD) 

— Nein. Er hat seine Argumente eingebracht, und 
das sind ja auch Argumente. Auch in diesem Falle 
müssen wir uns ja mit den Folgen der Groß- 
feuerungsanlagen-Verordnung auseinandersetzen, 
etwa im Ruhrgebiet bezogen auf die Kohle. Aber er 
hat den umweltpolitischen Drive auch der damali- 
gen Koalition nicht behindert. 

Herr Späth, Sie haben ja eine sehr griffige Rede 
gehalten. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Ich bitte Sie, jetzt einmal zuzuhören. Herr Späth, 
wir sollten die Schuldzuweisungen doch etwas in 
Grenzen halten. Sie wissen doch ganz genau, daß 
wir, als ich noch im Amt war, mit Ihren Beamten 
monatelang über die Großfeuerungsanlagen-Ver- 
ordnung gesprochen haben. Sie wissen ganz genau, 
daß die Fristen, die Herr Kollege Zimmermann 
jetzt dankenswerterweise im Zusammenhang mit 
der TA Luft und der Großfeuerungsanlagen-Verord- 
nung eingehalten hat, genau dieselben sind, die wir 
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(A) am 1. September 1982 im alten Kabinett festgelegt 
hatten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Es gehört doch zur Versachlichung der Diskussion, 
daß man das in Ruhe feststellt. 

Wenn Sie jetzt sagen, das sei alles verschlafen 
worden — das klingt wunderbar und trifft ja auch 
auf eine entsprechende Stimmung draußen — , 
möchte ich Sie in Ihrer Verantwortung einmal fra- 
gen — Sie haben uns in beeindruckender Weise 
erklärt, daß Sie die Kraftwerksbetreiber zusam- 
menführten, daß Sie Ausschüsse gründeten, daß Sie 
Sofortprogramme vorbereiteten — : Herr Kollege 
Späth, warum haben Sie das nicht vor zwei, drei, 
vier Jahren gemacht? 

(Beifall bei der SPD) 

Ich kann Ihnen sagen, warum Sie das nicht ge- 
macht haben — ich nehme Sie jetzt in Schutz — : 

(Zuruf von der SPD: Späth ist zu spät!) 

weil wir alle über Art und Ausmaß des Waldster- 
bens nicht so informiert waren, wie wir das heute 
sind. Das ist die Wahrheit. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Vogt 

[Kaiserslautern] [GRÜNE]: Daher lieber zu 
grün als zu „späth“!) 

Ich muß mich überhaupt wundern, wobei das, was 
ich jetzt sage, nicht nur an Ihre Adresse gerichtet 
ist. Ich könnte Ihnen noch einige Beispiele aus De- 
batten im baden-württembergischen Landtag brin- 

(B) 

gen. Sie haben noch vor zwei Jahren Anträge mei- 
ner Kollegen dort, der Kollegen Morlok und Schott, 
abgelehnt, die in eine Richtung zielten, die Sie 
heute vertreten. Ich mache Ihnen das gar nicht zum 
Vorwurf, ich sage nur: Wir sollten bei dieser Diskus- 
sion nicht so selbstgerecht sein. 

(Duve [SPD]: Jetzt ist Herr Späth ein Öko- 
freak!) 

Wir sollten nicht so selbstgerecht sein, meine Da- 
men und Herren. Ich kenne kaum ein Kraftwerk, 
das nicht im Eigentum eines Bundeslandes oder 
zumindest der Gemeinden steht. Es wäre doch, 
Herr Kollege Späth — da spreche ich Sie wirklich 
nur stellvertretend an, Herrn Schneider müßte man 
auch ansprechen, alle, ich spreche mich selbst an, 
Herrn Bäumer, Herrn Farthmann — , möglich gewe- 
sen, den eigenen Kraftwerken Auflagen zu machen. 
Das tun Sie jetzt, ich sehe das. Aber Sie können uns 
doch nicht vorwerfen, wir hätten das Problem ver- 
schlafen, wenn Sie früher selber Ihren eigenen 
Kraftwerken diese Auflagen nicht gegeben haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Also bitte eine Versachlichung der Diskussion! Ich 
sage noch einmal, ich unterstütze — und hier unter- 
scheide ich mich von Ihnen, meine Damen und Her- 
ren von der SPD — die Politik der Bundesregie- 
rung, denn ich sehe hier eine Kontinuität, die ich 
begrüße und die ich auch unterstütze. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß auch die Wis- 
senschaft Defizite zu verantworten hat. Bis heute 
steht nicht fest, in welcher Weise die Schadstoffe 


Zusammenwirken. Ich bin der Meinung, daß den- (C) 
noch gehandelt werden muß, denn es ist gerade der 
Sinn des Vorsorgeprinzips, dort, wo eine hinrei- 
chende wissenschaftliche Bestimmung der ökologi- 
schen Eckwerte nicht möglich ist, den später nicht 
mehr zu behebenden Schäden vorzubeugen. Man 
muß eben im Umweltschutz handeln, bevor man 
Gewißheit hat, und das tun hier alle. 

Dieser Fall Wald zeigt, daß unsere Industriege- 
sellschaft mit Gefährdungen lebt, die wir im letzten 
eben nicht ausgelotet haben und auch nicht auslo- 
ten können. Hier hat die Kollegin Beck-Oberdorf 
eine Frage gestellt, die in die gleiche Richtung ging. 

Wir leben mit Gefahren, die wir letztlich nicht aus- 
loten können. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Dann soll- 
ten wir vielleicht manchmal vorsichtiger 
sein mit Entscheidungen!) 

Deshalb bin ich der Meinung, daß der Maßstab „Na- 
tur“ zu einem politischen Maßstab werden muß. 
Darüber sind wir uns wohl einig. Ich bin der Mei- 
nung, daß die „Zukunft“ immer noch kein durch- 
gängiges Thema der Politik ist, obwohl dies wichti- 
ger wäre als je. Aber wir begreifen allmählich, daß 
das Überleben der Menschheit entscheidend ab- 
hängt vom Überleben und vom Funktionieren unse- 
rer Natursysteme, vom Wasserhaushalt, vom Welt- 
klima. Wenn wir nicht freiwillig umdenken, werden 
uns die Folgen dieser Zerstörung dazu zwingen. Es 
gibt eben keine Umweltbelastung zum Null-Tarif. 

Wir müssen Umweltschäden in die volkswirtschaft- 
lichen Bilanzen einbeziehen, nicht nur hier beim 
Wald, wo das jetzt geschieht und wo das auch rela- * ' 
tiv einfach ist, weil Wirtschaftsinteressen gegen 
Wirtschaftsinteressen stehen, sondern überall. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord- 
neten Vogt (Kaiserslautern)? 

Vogt (Kaiserslautern) (GRÜNE): Kollege Baum, 
sind Sie mit mir der Meinung, daß die Gefährdung 
der menschlichen Zellsubstanz durch atomare 
Strahlung mindestens genauso alarmierend ist wie 
die Gefährdung der Natur, so wie Sie Natur hier 
verstanden haben, und daß der Weiterbau von 
Atomkraftwerken und von atomaren Anlagen auch 
unter dem Aspekt des Verhinderns, des Eindäm- 
mens des Waldsterbens nichts anderes ist, als den 
Teufel mit dem Beelzebub auszutreiben? 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Baum (FDP): Ich bin nicht der Meinung, Herr Kol- 
lege, daß man das Problem jetzt lost, indem man an 
Stelle der Kraftwerke, die Kohle und Öl verfeuern, 
einfach Kernkraftwerke setzt — aus Gründen, die 
ich jetzt gar nicht ausbreiten will. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN 
und der SPD) 

Ich bin auf der anderen Seite nicht Ihrer Meinung, 
daß die Gefahren so sind, wie Sie sie beschrieben 
haben. Darüber müßte man länger diskutieren. 
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(A) Wir Liberalen streben bei der Lösung dieser Pro- 
bleme keine andere Gesellschaftsordnung an. Wir 
wollen diese Prozesse innerhalb unserer freien 
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung bewältigen, 
die wir reformieren wollen, nicht abschaffen wollen. 
Wir wollen gerade die innovative Kraft der Wirt- 
schaft nutzen und sie anreizen. Wir wollen mit allen 
kooperieren und nicht kommandieren. Wir kennen 
die komplizierten Abhängigkeiten unserer Indu- 
striegesellschaft. Es ist eine Illusion, aus dieser In- 
dustriekultur auszubrechen. Es gibt kein Zurück in 
die vorindustrielle Idylle. 

(Beifall bei der FDP) 

Unser Verhalten ist nicht von Technikfeindlichkeit 
bestimmt. Wir haben aber auch kein blindes Ver- 
trauen in den technologischen Fortschritt. 

In diesem Zusammenhang steht die Komplex- 
krankheit Waldsterben. Dies ist ein Fall, und das 
bekenne ich selbstkritisch, in dem unsere Vorsorge- 
politik nicht ausgereicht hat. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Aha!) 

— Sicher, sie hat nicht ausgereicht; das ist, Herr 
Ehmke, die Tatsache. Wir haben es so nicht vorher- 
sehen können; ich werde daraus gleich eine Konse- 
quenz ziehen. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Andere 
konnten es vorhersehen!) 

— Nein! Es ist selbstgerecht, wenn Sie sagen, daß 
Sie es so haben vorhersehen können. Ich bestreite 

( B ) das. 

(Zustimmung bei der FDP — Frau Beck- 
Oberdorf [GRÜNE]: Ich habe gar nicht ge- 
sagt „wir“, ich habe gesagt „andere“!) 

Wir wußten immer von Schäden in der Natur, wir 
wußten auch von Schäden im Wald. Mir hat jemand 
die „Leipziger Zeitung“ vom 13. März 1896 gegeben. 
Dort wird über einen Teil meiner Heimat, des Erz- 
gebirges, geschrieben: 

„Dort ist der Wald zum Teil vollständig ver- 
nichtet, und der frühere Waldboden bringt nur 
einige wenige ärmliche Gewächse, harte Grä- 
ser, hervor “ 

Da waren damals die Rauchschäden in unmittelba- 
rer Umgebung der Hütten. 

Wir wußten allerdings auch, Frau Kollegin, früh- 
zeitig über die Folgen der Fernschäden Bescheid, 
allerdings eben nicht, was das Ausmaß angeht. In 
der ersten Konferenz, der berühmten Umweltkonfe- 
renz in Stockholm 1972, hatten wir das Thema auf 
der Tagesordnung, allerdings mehr unter dem Ge- 
sichtspunkt des Sterbens der skandinavischen Seen 
als unter dem Gesichtspunkt des deutschen Wald- 
sterbens. 

Als der Prozeß sichtbar wurde, habe ich — es war 
Anfang 1982 — namhafte Vertreter der Forstwirt- 
schaft ins Bundesinnenministerium eingeladen, 
und dabei stellte sich etwas heraus, was jetzt auch 

der Sachverständigenrat für Umweltfragen bestä- 
tigt. Er sagt: 


Art und Ausmaß der seit Mitte der 70er Jahre (C) 
beobachteten Waldschäden sind von überliefer- 
ten forstlichen Erfahrungen her nicht mehr zu 
erklären. Die seitdem auf getretenen Schadbil- 
der sind neuartig und ergreifen immer mehr 
Waldbestände, die ganz unterschiedliche Le- 
bensbedingungen aufweisen. Die Gefahr groß- 
flächiger Waldzerstörung ist nicht mehr von 
der Hand zu weisen. 

So das Sachverständigengutachten von diesem 
Jahr: „nicht mehr von der Hand zu weisen“! 

Wir haben dann die Maßnahmen, die wir vorbe- 
reitet hatten, beschleunigt, die Maßnahmen, über 
die wir heute reden. Ich sage noch einmal: Die Bun- 
desregierung steht hier in der Kontinuität unserer 
bisherigen Bemühungen. Ich widerspreche aber er- 
neut den Vorwürfen, die besagen, daß erst die neue 
Bundesregierung kommen mußte, um diese Dinge 
aus der Schublade zu nehmen. Dies ist eine Le- 
gende. 

Im übrigen kam dem Herrn Bundesinnenmini- 
ster etwas zugute, worum ich ihn beneide: Er hat 
jetzt eine ganz andere öffentliche Meinung auf sei- 
ner Seite. Viele Gegner, die ich ihm alle benennen 
könnte und die überall sitzen, 

(Duve [SPD]: So ist es!) 
wagen sich jetzt nicht aus der Deckung. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich kann ihn nur ermuntern, diese günstige Gele- 
genheit recht kräftig zu nutzen. 

(Duve [SPD]: Warum wollen Sie die „Bild“- ^ 

Zeitung denn nicht nennen?) 

— Wissen Sie, ich könnte so viele nennen, aber der 
Katalog wäre doch unvollständig. 

(Duve [SPD]: Das „Handelsblatt“, „Capital“, 
das muß man doch alles einmal nennen!) 

— Ja, gut, es gibt eine ganze Sammlung von Presse- 
stimmen, auch jetzt. 

(Duve [SPD]: Die jetzt dem Zimmermann 
zuklatschen und früher, bei uns, dagegen 
waren!) 

— Ja, das gibt es natürlich, aber es gibt auch Lern- 
prozesse. 

(Duve [SPD]: Da gibt es auch Stern-Pro- 
zesse!) 

Ich freue mich ja über jeden, der lernt. Wenn das 
„Handelsblatt“ lernt und auch die „Bild“-Zeitung 
lernt, Herr Kollege Duve, dann können wir uns 
freuen. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit auch etwas 
tun, was vielleicht ungewöhnlich ist. Ich möchte 
zwei früheren Mitarbeitern danken, die gerade an 
diesen Projekten erheblich mitgearbeitet haben, 
nämlich Herrn Dr. Hartkopf und Herrn Menke- 
Glückert. 

(Beifall bei der FDP, bei der SPD und bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Die FDP-Fraktion ist der Meinung, es muß jede 
Lösung eingesetzt werden, die schädliche Emissio- 



460 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 9. Sitzung. Bonn, Freitag, den 20. Mai 1983 


Baum 

(A) nen verhindert, und zwar an der Quelle nach dem 
Stand der Technik, der heute erreicht ist. Die TA 
Luft war ein erster Schritt, die Großfeuerungsanla- 
gen-Verordnung ein zweiter Schritt. Ich sage hier 
für meine Partei und für meine Fraktion: Wir stim- 
men auch im Kabinett den Verschärfungen des 
Bundesrates zu. Auch der Wirtschaftsminister 
stimmt dem zu. Aber es ist das gute Recht des Wirt- 
schaftsministers, auf die ökonomischen Folgen die- 
ser Entscheidung hinzuweisen. Das ist sogar seine 
Pflicht, denn wir müssen wissen, was diese Groß- 
feuerungsanlagen-Verordnung bedeutet, und wir 
müssen dann bitte auch so mutig sein, die Folgen, 
die andernorts eintreten, gemeinsam zu tragen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Wir setzen auf eine weitere Novellierung der 
Technischen Anleitung Luft in bezug auf die Emis- 
sionen. Dies ist schon in meiner Amtszeit in die 
Wege geleitet worden. Wir sind für fristenverkür- 
zende Regionalabkommen mit den örtlichen Ener- 
gieunternehmen. Sie gibt es ja schon, jedenfalls in 
einigen Ländern. 

Wir sind für die Fortsetzung und Intensivierung 

der Forschungsprogramme. 

Wir setzen uns für eine nachdrückliche weitere 
Abgasreduzierung beim Auto ein, notfalls im natio- 
nalen Alleingang; ich komme darauf noch zurück. 

Wir setzen uns ein für die Einführung einer 
Waldabgabe, d. h. einer Abgabe, die beim Verursa- 

(B) eher als flankierende Maßnahme erhoben wird, die 
also nicht dem Bürger unmittelbar abgenommen 
wird. Das Aufkommen soll zur Entwicklung neuer 
Technologien für Demonstrationsvorhaben und für 
forstökologische Vorhaben verwendet werden. 

Ich möchte, Herr Kollege Späth, daß wir in einen 
sachlichen Dialog darüber eintreten: Was hat das 
Abwasserabgabengesetz gebracht? Es liegt ein Be- 
richt beim Bundesinnenministerium, so wurde mir 
gesagt, ein Bericht der Länder. Wir haben die Stim- 
men von zwei Ländern gehört. Herr Schneider hat 
einen positiven Bericht gegeben, Sie einen negati- 
ven. Ich stehe zu diesem Gesetz, das wir ja gemein- 
sam verabschiedet haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich halte es für wichtig, daß wir Anreize gegeben 
haben, marktwirtschaftlich konforme Anreize. Am 
liebsten wäre es mir, wenn wir keine Abgabe bekä- 
men, wenn nämlich alles in Ordnung wäre. 

Für die Übergangsfristen, die wir jetzt haben und 
die für viele Leute zu lang sind, wäre es wichtig, 
einen zusätzlichen ökonomischen Anreiz in Form 
einer Waldabgabe zu geben. Auch der Sachverstän- 
digenrat für Umweltfragen, der ja ein sehr sachli- 
ches und abgewogenes Urteil hat, fordert uns in sei- 
nem neuesten Gutachten auf, über eine solche 
Waldabgabe intensiv nachzudenken. 

Ich weise auch nicht von vornherein, Herr Kol- 
lege Zimmermann, das Projekt von der Hand, sich 
in Zukunft einmal — nicht jetzt, aber in Zukunft — 
über das Bundes-Immissionsschutzgesetz zu unter- 


halten. Auch das gehört zur Vergangenheitsbewälti- (C) 
gung: 1979 hatte ich eine Novelle vorgelegt. Sie ist 
dann am Bundesrat gescheitert aus Gründen, die 
sehr differenziert zu betrachten sind. Sie sollte ein 
Schritt nach vorne sein zur Luftreinhaltung, und 
das ist beim Bundesrat damals leider gescheitert. 

Ich glaube, wir werden unsere Luftreinhaltepolitik 
auf Dauer nur bewältigen können, wenn wir uns 
auch das Bundes-Immissionsschutzgesetz ansehen. 

Wir setzen uns ein für die Stimulierung der 
Nachfrage nach umweltfreundlichen Verfahren. 

Wir setzen auf eine Energiepolitik, die weitere Ein- 
sparungen und eine bessere Nutzung von Energie 
erreicht, bis hin zu der Überprüfung des Energie- 
wirtschaftsgesetzes, das unter ganz anderen Ge- 
sichtspunkten, nämlich der Energiefreundlichkeit 
und nicht der Umweltfreundlichkeit, vor dem 
Kriege konzipiert wurde. 

Ich möchte sagen, Herr Kollege Späth — ich weiß 
nicht, ob Sie daran beteiligt waren — : Die Strei- 
chung des Fernwärmebonus jetzt durch den Bun- 
desrat halten wir für ausgesprochen umweltfeind- 
lich. 

(Beifall bei der SPD) 

Zur Ehrlichkeit der Diskussion gehört, daß wir 
feststellen, meine Damen und Herren, daß wir alle 
Verursacher sind. Das beginnt, wenn wir jetzt drau- 
ßen in unsere Autos steigen. Zur Ehrlichkeit der 
Diskussion gehört auch, zu sagen, daß alle noch so 
hohen Anstrengungen, wie wir sie jetzt unterneh- 
men, nur nach und nach greifen werden. ( D ) 

Ich möchte jetzt noch einige Bemerkungen zum 
Thema Auto machen. Im Jahre 1981 hatte die dama- 
lige Bundesregierung ein Gespräch mit der deut- 
schen Automobilindustrie mit dem Ziele, Lärm und 
Emissionen beim Kraftfahrzeug zu senken. Wir ha- 
ben damals die bisherigen Anstrengungen der 
Automobilindustrie zur Kraftstoffeinsparung ge- 
würdigt. Die Bundesrepublik Deutschland — das 
muß hier festgestellt werden — nimmt beim Abgas- 
verhalten der Autos eine Vorreiterrolle im Rahmen 
Europas, im europäischen Vergleich ein. Das muß 
man auch, einmal positiv feststellen. Aber dies 
reicht nicht aus. Die Automobilindustrie hatte vor 
zwei Jahren zugesagt, die Kraftfahrzeuge mit dem 
Ziel weiterzuentwickeln — so heißt es da — , „die 
Schadstoffmengen noch weiter abzusenken“. Unser 
Ziel haben wir klar genannt, und Herr Zimmer- 
mann hat es jetzt bestätigt. Das sind die ECE-Werte 
der Serie 05 im Memorandum der Bundesregierung 
in der EG vom Jahre 1981, das heißt also eine wei- 
tere 50prozentige Reduzierung der Abgase, wie es 
in Schweden und in der Schweiz jetzt vorgesehen 
ist. 

Diesem Ziel, das müssen wir nüchtern feststellen, 
sind wir nicht wesentlich nähergekommen, weder 
national noch international. Wir sind jetzt der Mei- 
nung, wir dürfen nicht allein auf Blei setzen — da 
könnten sich durchaus positive Perspektiven auf- 
tun — , sondern müssen alle Möglichkeiten untersu- 
chen, auch die des Motorkonzepts, um zu einer Re- 
duzierung zu kommen. Wir lassen nicht ab, zu sa- 
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(A) gen: Wenn international alles scheitert, machen wir 
das allein. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir wollen internationale Bemühungen in noch ver- 
stärktem Umfang. So ein Thema, wie wir es heute 
behandeln, meine Damen und Herren, gehört, weil 
es weltweit ist, auf den Gipfel in Williamsburg. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir bitten Sie — und damit komme ich zum 
Schluß — , ein Bodenschutzkonzept zu entwickeln, 
Herr Bundeslandwirtschaftsminister; die Landwirt- 
schaftsklausel im Naturschutzgesetz muß novelliert 
werden, die Verbandsklage ist einzuführen. Über 
alles müssen wir reden. 

Nutzen wir jetzt, meine Damen und Herren, die 
Zeit; der Wald hat viel Umweltbewußtsein mobili- 
siert. Aber blicken wir nicht nur auf dieses Thema. 
Es gibt im Umweltschutz noch eine ganze Fülle zu 
tun. Tun wir es gemeinsam! 

(Beifall bei der FDP und der SPD und bei 
Abgeordneten der CDU/CSU — Duve 
[SPD]: So behandelt Sie Ihr Koalitionspart- 
ner, keiner klatscht! Erst die große Werbe- 
masche und dann nicht klatschen! — Ge- 
genrufe von der CDU/CSU) 


Präsident Dr. Barzei: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Dr. Ehmke (Ettlingen). 

( B ) Dr. Ehmke (Ettlingen) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Liebe Freundinnen und 
Freunde! Zunächst möchte ich Ihnen erläutern, 
warum die GRÜNEN einen eigenständigen Antrag 
zum Thema Waldsterben kurzfristig eingebracht 
haben. Die Positionen der SPD und der anderen 
Parteien sind seit langem bekannt. Genauso war 
seit einigen Wochen bekannt, daß die SPD ein Pro- 
gramm zur Bekämpfung des Waldsterbens vorlegen 
will. 

Die GRÜNEN haben im Dezember 1982 eine 
umfangreiche Luftreinigungsstrategie entwickelt. 
Nachdem man nun schon einiges an Vorschußlor- 
beeren für das SPD-Programm in der Presse lesen 
konnte, die SPD uns also gewissermaßen überholen 
wollte, 

(Lenzer [CDU/CSU]: Das wird noch oft pas- 
sieren!) 

wobei die Frage ist, ob rechts oder links — das 
dürfte Ihnen ein bißchen schwerfallen, weil die 
GRÜNEN bekanntermaßen weder rechts noch links 
stehen, sondern vorn — , 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

setzten wir einige Erwartungen in das SPD-Papier. 
Und dann kam dieser Antrag! Wir halten ihn nicht 
für ein Notprogramm, um das einmal ganz klar zu 
sagen, sondern für einen Appell an die Regierung, 
ein Notprogramm zu erstellen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Duve [SPD]: 

Richtig, die haben ja auch die Regierung 
gebildet!) 


Abgesehen davon, daß Ihr Appell doch recht all- (C) 
gemein gehalten ist, greift er auch inhaltlich viel zu 
kurz, Herr Duve, weil er die Luftreinhaltung als 
rein technisch zu lösendes Problem betrachtet. We- 
der die Struktur noch die sozioökonomischen Fol- 
gen der jetzigen Energieversorgung und deren Aus- 
wirkungen auf die Luftqualität werden im SPD- 
Antrag hinterfragt. 

(Duve [SPD]: Das haben wir in der Enque- 
te-Kommission doch weitgehend berück- 
sichtigt!) 

Sie scheinen die Zusammenhänge zwischen Groß- 
kraftwerken mit Hochschornsteinen, Monopolstel- 
lung der Energieversorgungsunternehmen, Großab- 
nehmer begünstigender Strompreisgestaltung, mas- 
siver Werbung für Stromverbrauch einerseits und 
dem Waldsterben andererseits nicht zu sehen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Duve [SPD]: 

Doch!) 

Deshalb spielen das Energiesparen und die ratio- 
nelle Energienutzung in Ihrem Notprogramm auch 
eine völlig untergeordnete Rolle. Erneuerbare Ener- 
giequellen sind überhaupt nicht erwähnt — ein 
Rückschritt selbst hinter die Regierungserklärung 
des Bundeskanzlers, der allerdings, wie wir alle ge- 
hört haben, einige Schwierigkeiten mit dem Wort 
„regenerierbar“ hatte. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Lenzer [CDU/ 

CSU]: Seien Sie doch vernünftig! — Berger 

[CDU/CSU]: Das müssen gerade Sie sa- 

ge n! ) (D) 

Ich vermute aber, daß Sie von der SPD den Über- 
holvorgang mit angezogener Handbremse abbre- 
chen mußten, weil Sie — wie die anderen Parteien 
auch — Rücksicht auf Parteifreunde nehmen müs- 
sen, die in Aufsichtsräten von Industrie- oder Ener- 
gieversorgungsunternehmen sitzen 

(Duve [SPD]: Das Argument haben wir 
doch schon einmal gehört!) 

und dabei keinerlei Interessenkonflikte mit ihren 
Staatsämtern verspüren, oder weil Sie, wie der Kol- 
lege Adolf Schmidt von der IG Bergbau und Ener- 
gie, vor allem an die angeblich gefährdeten Arbeits- 
plätze im Kohlebereich und in der Energiewirt- 
schaft denken, während wir im Sinne einer gesamt - 
heitlichen Betrachtungsweise die weitaus größere 
Zahl von Waldbaubetrieben, von holzverarbeiten- 
den Betrieben, von Fremdenverkehrsbetrieben, um 
nur einige zu nennen, mitberücksichtigen, die bei 
halbherzigen Bekämpfungsmaßnahmen auf der 
Strecke bleiben werden, ganz zu schweigen von den 
schwer kalkulierbaren sonstigen Schäden in unse- 
rer Umwelt und an unserer Gesundheit, die wir in 
irgendeiner Form früher oder später auch noch be- 
zahlen müssen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, ich 
bitte, dies nicht falsch zu verstehen. Ich möchte hier 
nicht belehrend auftreten; 

(Zuruf von der SPD: Ein bißchen überheb- 
lich ist es schon!) 
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(A) auch unsere Vorschläge sind sicher noch verbesse- 
rungsfähig. Ich will nur einmal deutlich machen, wo 
sich unser Verständnis von Energiepolitik und viel- 
leicht von Politik generell grundsätzlich von Ihrem 
unterscheidet und weshalb wir uns veranlaßt sahen, 
ein eigenes Programm gegen Luftbelastung und 
Waldsterben einzubringen, zumal die SPD nach Be- 
kanntwerden des Waldsterbens selber keinen ver- 
nünftigen Vorschlag zur Bekämpfung in die Tat 
umgesetzt hat 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, welche Lehren sind 
nun aus dem Waldsterben zu ziehen? Welche politi- 
schen Maßnahmen müssen ergriffen werden? Dies 
sind zwei der vielen Fragen, denen wir uns ange- 
sichts der heraufziehenden ökologischen Katastro- 
phe hier im Bundestag stellen müssen. Spätestens 
während des Wahlkampfes haben wir doch wohl 
alle die große Betroffenheit und zum Teil auch Em- 
pörung gespürt, die bei unseren Mitbürgerinnen 
und Mitbürgern angesichts des Waldsterbens und 
der Untätigkeit der verschiedenen Bundesregierun- 
gen aufgekommen ist. Ich nehme an, daß auch Sie 
mit Briefen besorgter Forstleute, Landwirte, Um- 
weltschützer überhäuft werden. Ich möchte an die- 
ser Stelle ausdrücklich bedauern, daß wir wegen 
der über uns hereinbrechenden Woge an Post noch 
nicht auf alle Wünsche und Anregungen antworten 
konnten. 

Jeder weiß inzwischen, daß diese Besorgnis, Be- 
troffenheit und Empörung nicht übertriebener Na- 
turfrömmelei und ideologischer Verklemmung ent- 
springt, wie es interessierte Kreise auch hier im 
Hause gern und oft darstellen, sondern daß sie auf 
knallharten Tatsachen beruhen. 

Nach den mir vorliegenden Trendmeldungen, ins- 
besondere aus Süddeutschland, dürfte die geschä- 
digte Waldfläche in der Bundesrepublik inzwischen 
bereits über 10% betragen; die im SPD-Antrag ent- 
haltenen Zahlen sind nach Ihrem eigenen Einge- 
ständnis inzwischen überholt. Wöchentlich kom- 
men neue Schadensmeldungen hinzu. Auch die 
jüngst vom BBU veröffentlichte Karte der durch 
sauren Regen geschädigten Waldgebiete ist in Tei- 
len bereits wieder veraltet. 

Meine Damen und Herren, wir können nicht 
mehr Schritt halten mit der ökologischen Katastro- 
phe, weder die Behörden beim Kartenzeichnen und 
die Forstleute beim Abholzen der kranken Bäume, 
ganz zu schweigen von den Politikern, die seit Jah- 
ren wie das Karnickel auf die Schlange starren, 
ohne wirksame Gegenmaßnahmen zustande zu 
bringen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die entscheidende Frage, die wir uns zu allererst 
stellen müssen, lautet deshalb: Wie können wir den 
Wald noch retten? Angesichts der drängenden Pro- 
bleme glaube ich nicht, daß dem Wald gedient wäre, 
wenn wir uns lange bei den Versäumnissen von 
gestern aufhalten würden. Man kann fast sagen: 
Die Regierungen kommen und gehen, aber das 
Waldsterben wird immer schlimmer. — Nein, meine 
Damen und Herren, diese ökologische und bald 


auch ökonomische Katastrophe trifft nicht nur die (C) 
Forstleute und die Waldbesitzer — wenn ich an die 
vielen Schäden in den verschiedenen Bereichen 
denke — , sie trifft uns alle. Sie trifft uns viel zu 
schwer, als daß wir lange in einem kleinlichen 
Streit über das Gestern verharren können, während 
der Wald weiter stirbt. Es muß heute, es muß sofort 
gehandelt werden, um zu retten, was noch zu retten 
ist. 

Ich muß auch dem Kollegen Laufs ganz entschie- 
den widersprechen, wenn er hier wieder den Ein- 
druck zu erwecken versucht, als seien die Ursachen 
für das Waldsterben noch völlig unbewiesen. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Habe ich das ge- 
sagt?) 

— Das haben Sie so gesagt Sie haben gesagt, es 
seien noch keine endgültigen Beweise dafür gefun- 
den worden, warum das Waldsterben tatsächlich 
existiert. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das ist doch etwas 
ganz anderes!) 

— Herr Kollege Laufs, es gibt überwältigende Hin- 
weise dafür, daß der Komplex Luftschadstoffe tat- 
sächlich das Waldsterben auslöst Demnach gibt es 
auch schon seit Jahren entsprechende Unterlagen 
und genügend Erkenntnisse, um sofort politisch 
handeln zu können. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Genau das habe ich 
gesagt, Herr Kollege Ehmke!) 

Dafür gibt es keine Entschuldigung. Die Forstleute 
merken ganz genau, wer hier in diesem Hause dazu ' ' 
etwas sagt 

Bei den Sofortmaßnahmen treffen wir uns in ei- 
nigen Punkten mit den Sozialdemokraten, wenn- 
gleich ich nochmals betonen muß, daß dieses soge- 
nannte „Notprogramm“ wenig Wirksamkeit zeiti- 
gen wird, solange es allgemeine und lange schon 
bekannte Forderungen wiederholt 

Die Forderungen der GRÜNEN, von denen ich 
jetzt nur eine ausführlich erläutern kann, sind da- 
gegen wesentlich konkreter. Die Antwort auf un- 
sere Forderungen wird der Öffentlichkeit scho- 
nungslos zeigen — und da helfen auch medien- 
trächtig hochgepowerte Notprogramme und kraft- 
volle Sprüche vor dem Parlament nichts — , wer 
sich hier in diesem Haus wirklich für Wald und 
Bäume, für Luft und Wasser, für Tiere und Men- 
schen einsetzt. 

(Eigen [CDU/CSU]: Das sind wir! Die CDU 

tut das! Wir machen das! — Abg. Dr. Hauff 

[SPD] meldet sich zu einer Zwischen- 
frage) 

— Ich möchte keine Zwischenfragen zulassen, weil 
wir in der Zeit doch schon relativ fortgeschritten 
sind. — Solange aber solche Dreckschleudern — ich 
kann es nicht anders sagen — wie das Kraftwerk 
Buschhaus bei Helmstedt noch Rechtens sind, sind 
die Verordnungen nicht so viel wert wie die Berge 
an Papier, auf denen sie geschrieben stehen. 

Aber auch sozialdemokratische Minister betrei- 
ben ungeheure Verschwefelungstaktiken. Vorhin 
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(A) war der Minister Farthmann hier; er ist jetzt leider 
nicht mehr anwesend. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der ist aber der 
Zuständige!) 

Der Minister Farthmann feierte einen Vertrag mit 
den RWE über die Entschwefelung ihrer Braun- 
kohlekraftwerke als entscheidende umweltpoliti- 
sche Weichenstellung der 80er Jahre. Und wie se- 
hen die harten Tatsachen dort aus? Frimmersdorf, 
ein Braunkohlekraftwerk bei Köln: Senkung von 
108 000 t Schwefeldioxid pro Jahr auf 103 000 t; Neu- 
rath von 97 000 t auf 80 000 t; Weisweiler von 81 000 t 
auf 71 000 t; Niederaußem von 46 000 t auf 36 000 t. 
Diese klägliche Emissionsminderung um etwa 13% 
als großen Fortschritt darzustellen, kann man doch 
wohl bloß als Volksverdummung bezeichnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, in unserem Antrag ist 
ein Stufenplan für die Verminderung des Schwefel- 
dioxidausstoßes enthalten. Mit einem Aufwand von 
ca. 30 Milliarden DM, der überwiegend aus den Ein- 
nahmen des von uns geforderten Schadstoff- und 
Abwärmeabgabengesetzes finanziert werden soll, 
könnten die Emissionen bis zum Jahre 2000 auf 
1,9% — ich wiederhole: 1,9% — der Emissionen des 
Jahres 1983 gesenkt werden. 

In der Phase 1 ist ein Rückgang der Schwefel- 
dioxidemission auf fast die Hälfte der Menge von 
heute durch vollständige Entschwefelung vorgese- 

(B) hen, und zwar zunächst aller Kohlekraftwerke mit 
einer Nettogesamtleistung von über 300 MW elek- 
trische Leistung. Dies betrifft 31 Anlagen mit Stein- 
kohle- oder Steinkohle-Öl-Mischfeuerung mit ca. 
19 000 MW Leistung insgesamt und acht Anlagen 
mit Braunkohlefeuerung mit ca. 12 000 MW Lei- 
stung. Außerdem soll ein Drittel der Industriefeu- 
erungsanlagen entschwefelt werden, vor allem 
beim Einsatz von schwerem Heizöl in Raffinerie- 
feuerungsanlagen. Dazu sollen Rauchgasentschwe- 
felungsanlagen nach einer Bauzeit von zwei bis drei 
Jahren 1985/86 in Betrieb gehen. Diese können eine 
SCL-Emission von 100 mg/m 3 erreichen. Das ist 
Stand der Technik, und wir fordern das auch in 
unserem Antrag. Zusätzlich werden Rohgas-Rein- 
gas-Wärmetauscher eingesetzt Beide Anlagen ha- 
ben sich bereits in der Praxis bewährt 

In der Phase 2 von 1986 bis 1989 soll die S0 2 - 
Emission um 860 000 t zurückgehen. Das entspricht 
etwa 29 % der Gesamtemission von 1983. Dazu müs- 
sen alle öffentlichen Kohle- und Ölkraftwerke mit 
einer Nettogesamtleistung von 100 MW und mehr 
entschwefelt werden. Das sind 55 Anlagen im 
Steinkohle-Braunkohle-Mischfeuerungsbereich, ca. 
11 000 MW elektrische Leistung, und 35 Anlagen mit 
Heizölfeuerung, ebenfalls 11 000 MW elektrische 
Leistung. Zusätzlich soll ein weiteres Drittel der 
industriellen Großfeuerungsanlagen wie Stahler- 
zeugung, Kokereien und sonstige Verbraucher von 
Kohle oder schwerem Heizöl für Prozeßwärme ent- 
schwefelt werden. Der Energieverbrauch dabei ent- 
spricht etwa 15 Millionen t Steinkohleeinheiten pro 
Jahr. 


Dies hat natürlich auch arbeitsmarktpolitische (C) 
Effekte. Pro Phase werden etwa 40 000 bis 60 000 
Arbeitsplätze bei den Herstellern von Filteranlagen 
geschaffen. Darin sind die Arbeitsplatzzahlen, die 
zusätzlich in der Zulieferindustrie erzeugt werden, 
noch gar nicht enthalten. 

In der Phase 3, von 1989 bis 1992, soll der Ausstoß 
von SO 2 noch einmal um ein Fünftel zurückgehen 
und beträgt dann zum Schluß nur noch 5 % des Aus- 
stoßes von 1983. 

In der Phase 4 — ich möchte das jetzt nicht im 
einzelnen alles ausführen — , von 1992 bis zum 
Jahre 2000, wird die Restemission dann noch ein- 
mal heruntergedrückt durch Erhöhung des Wir- 
kungsgrades der Rauchgasentschwefelungsanlagen 
und beträgt dann nur noch 1,9 % der Schwefeldi- 
oxidemission von 1983. 

Meine Damen und Herren, das verstehen wir un- 
ter Sofortmaßnahmen: bis 1993 eine Reduktion der 
Schwefeldioxidemission um 95 % und nicht um ein 
klägliches Drittel, wie es die Großfeuerungsanla- 
gen-Verordnung des Herrn Bundesinnenministers 
vorsieht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich denke, daß es schneller und wirksamer wohl 
nicht geht, es sei denn, man wollte sofort alle Kraft- 
werke auf der Grundlage von fossilen Brennstoffen 
abschalten. Das ist mit Sicherheit utopisch, denn 
wir können den Energieverbrauch nicht sprunghaft 
vermindern, ohne gewaltige wirtschaftliche und so- 
ziale Umbrüche zu riskieren. Und wenn der Bun- 
desinnenminister uns vorwirft, wir wollten hundert (D) 
Kohlekraftwerke stillegen — zusätzlich zu den 
Atomkraftwerken — , dann muß ich feststellen, daß 
er entweder nicht lesen kann oder hier bewußt die 
Unwahrheit sagt. Das ist in unserem Antrag gar 
nicht enthalten. Mit dieser Demagogie 

Präsident Dr. Barzel: Herr Kollege, ich bitte Sie, 
sich in der Wortwahl zu mäßigen. 

Dr. Ehmke (Ettlingen) (GRÜNE): Mit dieser Mei- 
nung wollen Sie doch bloß die GRÜNEN in die Ecke 
der Chaoten und der Unrealisten drängen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich glaube, Sie sehen nicht die Brücke vom Heute 
zum Morgen. Bei diesen Techniken beginnt die 
Ökologie nämlich ihre Unschuld zu verlieren — um 
einen modernen Ausdruck zu gebrauchen — , zu ih- 
rem Vorteil, indem sie sich angepaßter sozial- und 
umweltverträglicher Technologien wie der Wirbel- 
schichtfeuerung, der Pyrolyse oder der Solarener- 
gie bedient. Was wir allerdings genau aus diesen 
Gründen nicht haben wollen, und sofort stillegen 
oder gar nicht erst bauen sollten, sind Atomkraft- 
werke, Wiederaufbereitungsanlagen und Endlager- 
stätten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Solche atomtechnischen Anlagen sind zu teuer, zu 
gefährlich und schaffen weniger Arbeitsplätze im 
Energiewirtschaftsbereich als andere Konzepte. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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(A) Ich möchte Ihre Aufmerksamkeit darauf richten, 
daß die Atomkraftwerke in der Bundesrepublik 
bald noch gefährlicher werden. Das Bundesinnen- 
ministerium hat einen Entwurf der Störfall -Leitli- 
nien erstellt, der überwiegend eine Verschlechte- 
rung der bisherigen Sicherheitsvorschriften für 
Atomkraftwerke zur Folge hätte, 

(Schily [GRÜNE]: Hört! Hört! — Dr. Laufs 

[CDU/CSU]: Das ist doch blanker Unsinn, 
was Sie da sagen!) 

wenn er in der jetzigen Form verabschiedet werden 
würde. Er soll für alle neuen Kraftwerke, aber rück- 
wirkend auch für die im letzten Sommer begonne- 
nen Reaktoren der Baulinie 80 gelten. Wenn dieser 
Entwurf einer Störfall- Leitlinie durchkommt — und 
ich rufe von hier aus alle Bürger unseres Landes 
auf, sich mit Protesten und Aktionen dagegen zu 
wehren — , 

(Eigen [CDU/CSU]: Na, na, na!) 

dann weist die Bundesrepublik unter den Industrie- 
nationen die geringsten Sicherheitsanforderungen 
für Atomstörfälle auf. Nicht nur die USA, Großbri- 
tannien und sogar Frankreich haben dann schär- 
fere Vorschriften für neue Anlagen, nein, selbst die 
COMECON-Staaten stellen in manchen Punkten 
höhere Sicherheitsanforderungen als dann die Bau- 
linie 80. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist schlicht 
falsch und nicht wahr!) 

Hier wird mit einer gefährlichen Sorglosigkeit an 

(B) die Beurteilung von Störfällen herangegangen, 
ohne daß die Bevölkerung in irgendeiner Form die 
Möglichkeit hätte, mitzubestimmen, welches Risiko 
sie zu tragen bereit ist. 

Ich sagte bereits, daß wir auch an morgen denken 
müssen. Sofortmaßnahmen allein reichen nicht aus. 
Hier liegt auch der entscheidende Unterschied zum 
Notprogramm der SPD, ganz zu schweigen von den 
Vorstellungen der Regierungskoalition. Langfristig 
kann die Belastung durch Luftschadstoffe nur ver- 
ringert werden, wenn der Energieverbrauch insge- 
samt und der Anteil fossiler Energiequellen gesenkt 
werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Nur eine nachhaltige vorsorgeorientierte Luftrein- 
haltung kann den Wald und unsere gesamte Öko- 
sphäre auf Dauer erhalten. Hierauf legen wir GRÜ- 
NEN den Schwerpunkt unserer Luftreinigungs- und 
Energiepolitik. 

Unsere Gegenstrategie gegen Waldsterben und 
Luftbelastung beinhaltet ein Bündel abgestimmter 
Maßnahmen, die auch realistisch sind, weil das 
wirtschaftliche, finanzielle und technische Potential 
dafür vorhanden ist. Sie fußt letzten Endes auf drei 
Prinzipien: erstens rationellere Energienutzung 
und Energieeinsparung, also Senkung des Energie- 
verbrauchs, zweitens verstärkter Einsatz von um- 
weltschonenden, erneuerbaren Energiequellen, also 
im wesentlichen Zurückdrängung von Fossil- 
energie, und drittens technische Rückhaltung der 
noch verbleibenden geringen Restemissionen durch 
neue Technologien, also andere Verteilung der 


Schadstoffe. Die, die bisher in der Luft waren, sol- (C) 
len dann auf die Deponie kommen. 

Mit letzterer Bemerkung möchte ich andeuten, 
daß Emissionsminderung allein, wie sie etwa die 
hochgelobte Großfeuerungsanlagen-Verordnung er- 
bringen soll, das Problem nur verlagert, aber nicht 
endgültig löst. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Unsere Mülldeponien sind auch ohne die Filter- 
rückstände der Kraftwerke schon gefährliche Gift- 
bomben, wie ein Blick in jede Zeitung zeigt. Techni- 
sche Schadstoffrückhaltung kann nur kurzfristig 
helfen und langfristig bei steigendem Energiever- 
brauch die Schadstoffbelastung nur weniger stark 
ansteigen lassen. Eine grundsätzliche Lösung des 
Problems ist nur durch eine Kombination der drei 
genannten Prinzipien und somit durch eine grund- 
sätzlich neue Energiepolitik möglich. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die wichtigste Rolle in unserem Energiekonzept 
spielt die Energieeinsparung, weil sie relativ leicht 
zu verwirklichen ist und den größten Nutzen er- 
bringt. Unsere sauberste und billigste Energie ist 
die gesparte Energie. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zustim- 
mung des Abg. Duve [SPD]) 


Volkswirtschaftliche Vernunft und umweltpoliti- 
sche Erfordernisse verlangen zwingend, das knapp 
gewordene Kapital in die bessere Energienutzung 
und nicht in den Ausbau der Stromerzeugung zu 
investieren. Strom darf nur dort eingesetzt werden, 
wo er nicht ersetzbar ist, also vor allem für Licht 
und Elektromotoren. Ihn zur Erzeugung von Nie- 
dertemperaturwärme zu verwenden bedeutet, Ener- 
gieverschwendung zu betreiben. 


P) 


(Beifall bei den GRÜNEN) 


Trotzdem, meine Damen und Herren, sorgt die 
etablierte Energiepolitik dafür, daß weiterhin nicht 
in die Energieeinsparung, sondern in den Ausbau 
der Stromerzeugungskapazitäten investiert wird. 
Die mächtigste Lobby der Bundesrepublik, die 
Energieversorgungsunternehmen und die Kraft- 
werksindustrie, verdient nämlich kräftig am erhöh- 
ten Stromabsatz. 


(Zuruf von der FDP) 

Wer am Verkauf von Strom verdient, wird unter 
allen Umständen seinen Stromabsatz erhöhen wol- 
len. Er wird aber kein Interesse daran haben, daß 
der Energieverbrauch durch verbesserte Energie- 
nutzung verringert wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Hier liegt ein wesentlicher Schlüssel zum Problem 
auch des Waldsterbens. Auch die Struktur der Ener- 
giewirtschaft ist ein Verursacher des Waldster- 
bens. 


Wir fordern daher, die Monopolstellung der Ener- 
gieversorgungsunternehmen aufzuheben und end- 
lich die von der Enquete-Kommission 1980 aufge- 
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(A) stellten 62 Sofortmaßnahmen zur besseren Energie- 
nutzung in die Tat umzusetzen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Bezeichnend ist aber, daß die Bundesregierung 
die Förderung der Wärmedämmung nach dem 
Bund-Länder-Programm zugunsten anderer Tech- 
nologien, insbesondere der elektrischen Wärme- 
pumpe, radikal einschränken will. Auch im For- 
schungsprogramm der Bundesregierung liegt der 
Schwerpunkt der Förderung nach wie vor bei der 
Stromerzeugung in zentralen Großkraftwerken. 

Präsident Dr. Barzei: Herr Kollege, ich bitte Sie, 
zum Schluß zu kommen. 

Dr. Ehmke (Ettlingen) (GRÜNE): Ich komme so- 
fort zum Schluß. 

Von 1973 bis 1982 wurden 75 % der staatlichen 
Fördermittel für die nukleare Energieforschung 
ausgegeben. Nur 4,2 % wurden zur Erforschung er- 
neuerbarer Energiequellen wie Wind, Biogas, Solar- 
energie usw. eingesetzt 

(Dr. Hauff [SPD]: Und Kohle?) 

Es weiß also jeder, um was es geht Wenn jetzt 
nicht bedeutend mehr geschieht als das wenige, 
was die Bundesregierung vorhat, wenn die Wälder 
weiter sterben, wenn die Bronchitis und Krebswelle 
weiter zunehmen und die Verantwortlichen immer 
noch nicht das Erforderliche unternehmen, gibt es 
keinerlei Entschuldigung mehr. 

(B) Präsident Dr. Barzei: Herr Kollege, ich bitte Sie, 
zum Schluß zu kommen. 

Dr. Ehmke (Ettlingen) (GRÜNE): Ich bin beim 
Schlußsatz, Herr Präsident 

Deshalb richte ich den eindringlichen Appell an 
die Regierung, an die Koalition, an den ganzen Bun- 
destag: Zerreden Sie unseren Antrag nicht in den 
Ausschüssen; handeln Sie sofort Stellen Sie die 
Weichen für die Zukunft Unsere Nachwelt braucht 
eine bessere Luft als unsere sterbenden Wälder. — 
Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Barzei: Herr Kollege, das war ein 
Satz für sieben. 

Ich möchte zunächst mitteilen, daß für diese ver- 
bundene Debatte eine Redezeit von drei Stunden 
verabredet war. Mir liegt eine interfraktionelle Ver- 
einbarung vor, diese Redezeit um 40 Minuten zu 
verlängern. Dazu bedarf es der Zustimmung des 
Hauses. Ich weise darauf hin, daß wir dann noch zu 
Tagesordnungspunkt 19 kommen, zu dem eine sehr 
kurze Debatte vorgesehen ist. Ich denke, daß wir bis 
gegen 13 Uhr zu verhandeln haben. — Ich sehe kei- 
nen Widerspruch. 

Der nächste Redner ist Herr Dr. Blens. 

Dr. Blens (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Verehrter Herr Kollege Hauff, Sie 
haben eben an die gemeinsame Verantwortung der 
Fraktionen für die Zukunft appelliert. Sie haben 


gesagt: Wir müssen gemeinsam in die Zukunft se- (C) 
hen. 

Das ist richtig; das wird nicht bestritten. Das wird 
uns als CDU/ CSU aber nicht davon abhalten, auch 
in die Vergangenheit zu sehen, für die Sie Verant- 
wortung zu tragen haben. Das Waldsterben, Herr 
Hauff, hat nicht im Oktober 1982 begonnen. Das 
Tannensterben hat in der ersten Hälfte der 70er 
Jahre begonnen. Das Fichtensterben hat in der 
Mitte der 70er Jahre begonnen. In der zweiten 
Hälfte der 70er Jahre sind Laubbäume hinzuge- 
kommen. 

(Zuruf des Abg. Duve [SPD]) 

Es hat in der zweiten Hälfte der 70er Jahre eine 
Reihe internationaler Konferenzen über den sau- 
ren Regen gegeben. Heute, 1983, stehen wir vor der 
Situation, daß die Forschung noch nicht so weit ist, 
daß wir die Ursachen des Waldsterbens genau er- 
kennen können. 

Ich muß Sie, Herr Hauff, als ehemaligen Minister 
für Forschung und Technologie fragen: Wie steht es 
denn mit Ihrer Verantwortung für die Forschung in 
Sachen Waldsterben in den 70er Jahren? Diese Ver- 
antwortung haben Sie sträflich vernachlässigt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie damals schon die nötigen Mittel einge- 
setzt hätten, um die Forschung auf diesem Gebiet 
voranzutreiben, wären wir heute erheblich weiter. 

Dann brauchten wir heute vielleicht kein Notpro- 
gramm der Sozialdemokraten gegen das Waldster- 
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) ( D ) 

Präsident Dr. Barzei: Erlauben Sie eine Zwischen- 
frage des Abgeordneten Matthöfer? 

Dr. Blens (CDU/CSU): Bitte schön. 

Präsident Dr. Barzei: Bitte schön, Herr Kollege. 

Matthöfer (SPD): Herr Kollege, würden Sie, bevor 
Sie diesen Vorwurf weiter erheben, so liebenswür- 
dig sein, sich zu erkundigen, was in meiner Amts- 
zeit und in der Amtszeit von Herrn Hauff, von 
Herrn Riesenhuber in seiner Zwischenfrage eben 
freundlicherweise erwähnt, auf dem Gebiet der 
Rauchgasentschwefelung, Wirbelschichtfeuerung 
usw. getan worden ist? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Falsche Frage!) 

Dr. Blens (CDU/CSU): Ich glaube, die Frage paßt 
nicht hierher. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Es geht doch um die Frage, was an Forschungsmit- 
teln für die Erforschung der Ursache des Waldster- 
bens aufgewandt worden ist. Die Frage kann ich 
Ihnen allerdings für die letzten beiden Jahre beant- 
worten. In den Haushalten der zuständigen Mini- 
sterien, des Innenministers, des Forschungsmini- 
sters und des Landwirtschaftsministers, ist im 
Jahre 1982, unter Ihrer Verantwortung, ein Betrag 
von 1 330 000 DM für dieses Forschungsvorhaben 
ausgewiesen worden. In diesem Jahr stehen unter 
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(A) der Verantwortung der CDU/CSU und der FDP 4,8 
Millionen DM zur Verfügung. Das sind gegenüber 
dem, was 1982 von Ihnen dafür ausgegeben worden 
ist, 260 % mehr. Daran, meine Damen und Herren, 
zeigt sich, wer etwas tut und wer über das Waldster- 
ben nur redet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Barzel: Herr Kollege, erlauben Sie 
noch eine Zwischenfrage? 

Dr. Blens (CDU/CSU): Bitte schön. 

Präsident Dr. Barzel: Herr Kollege Matthöfer. 

Matthöfer (SPD): Herr Kollege, können Sie sich 
vorstellen, daß es dem Kollegen Hauff und mir evi- 
dent und keines weiteren Beweises bedürftig war, 
daß der Ausstoß riesiger S0 2 -Mengen auch den 
deutschen Wald schädigt und wir deshalb die Tech- 
nologien entwickelt haben, die den S0 2 -Ausstoß 
vermindern sollten? 

(Dr. Hauff [SPD]: Mit einem vielfach höhe- 
ren Betrag!) 

Dr. Blens (CDU/CSU): Ich glaube, es ist unumstrit- 
ten, daß auch S0 2 zu den Verursachern des Wald- 
sterbens gehört. Das sagen alle Wissenschaftler; 
„mit einiger Wahrscheinlichkeit“ sagen sie dazu. 
Aber es ist auch unumstritten — und das steht in 
Ihrem eigenen Antrag — , daß wir heute noch nicht 
wissen, welche anderen Ursachen dazukommen. Da 

(B) ii e g en eben die Versäumnisse Ihrer Forschungspo- 
litik. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Duve [SPD]: 

Damit wird die Schadensbekämpfung hin- 
ausgezögert! Das ist die Flucht in die For- 
schung!) 

Herr Hauff, Sie haben ein Zweites gesagt. Sie 
sagten, die CDU/CSU müsse entscheiden, ob sie be- 
reit sei, mit der SPD auch Unpopuläres durchzuset- 
zen. Zunächst einmal kann ich Ihnen die Frage ein- 
fach beantworten: Wir sind dazu bereit. Ich glaube, 
es hat in der Vergangenheit kaum eine Mehrheit, 
kaum eine Regierung gegeben, die so bereit gewe- 
sen ist, Unpopuläres nicht nur zu sagen, sondern 
auch zu tun, wenn es im Interesse der Gesamtheit 
notwendig ist. Da können Sie sich auf uns verlas- 
sen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Duve [SPD]: 

Es hat auch noch nie eine Regierung gege- 
ben, die so schnell unpopulär geworden 
ist!) 

— Sie können nachher noch reden. 

Allerdings muß ich Ihnen dazu sagen: Wir sind 
nicht bereit, Dinge mitzumachen, nur weil sie unpo- 
pulär sind. 

(Duve [SPD]: Sie wollen populär bleiben!) 

Wir machen nur das mit, auch wenn es unpopulär 
ist, was wir für richtig halten. Falsches, was Sie Vor- 
schlägen, werden wir nicht mitmachen. 

(Dr. Hauff [SPD]: Das erwarten wir auch 
nicht!) 


Deshalb komme ich jetzt zu zwei Dingen, die wir (C) 
für bedenklich halten, Herr Hauff. Das ist einmal 
das Schwefelabgabegesetz, das Sie fordern, und 
zum anderen der Waldpfennig. Das stammt zwar 
beides nicht von Ihnen — Sie haben es abgeschrie- 
ben, diesmal nicht von der Bundesregierung — , son- 
dern von der hessischen und von der nordrhein- 
westfälischen Landesregierung. Aber warum soll- 
ten Sie von denen nicht abschreiben, solange Sie 
dort noch die Regierungen stellen. 

(Zuruf des Abg. Duve [SPD]) 

Lassen Sie mich zu dem Schwefelabgabegesetz 
etwas sagen, einige Bedenken formulieren. Sie er- 
reichen mit der Schwefelabgabe nur dann einen 
wirtschaftlichen Anreiz zum Einbau von Entschwe- 
felungsanlagen, wenn die Abgabe höher ist als die 
Kosten, die einem Unternehmen beim Betreiben ei- 
ner Entschwefelungsanlage entstehen. 

(Duve [SPD]: Das Beispiel Hoechst war 
doch genannt worden!) 

— Dazu komme ich nachher noch. — Ist sie niedri- 
ger, wird es der Betreiber vorziehen, die Abgabe zu 
zahlen, den Schwefel weiter in die Luft zu blasen, 
und für den Umweltschutz hätten Sie überhaupt 
nichts erreicht. 

(Duve [SPD]: Sie haben aber eine schlechte 
Meinung von der Industrie!) 

Wenn Sie aber die Schwefelabgabe höher als die 
Kosten der Entschwefelung ansetzen, nehmen Sie 
dem Betreiber einer Anlage unter Umständen ge- 
nau diejenigen finanziellen Mittel, die er nötig hät- (D) 
te, um die erforderliche Entschwefelungsanlage ein- 
zubauen. 

(Duve [SPD]: Das ist falsch! Fragen Sie mal 
Herrn Boroffka! Auch der ist der Meinung, 
daß das falsch ist! — Dr. Hauff [SPD]: Daß 
die so einen reden lassen! Hausaufgaben 
machen!) 

Die Abgabe zu zahlen und zu investieren wird in 
vielen Fällen wirtschaftlich nicht möglich sein. 
Auch dann hätten Sie für den Umweltschutz nichts 
erreicht. 

(Fortgesetzte Zurufe von der SPD) 

— Sie können sich doch hier zu Wort melden. Dann 
können Sie reden, solange Sie wollen. Sie sollten 
aber nicht immer dazwischenreden. Das stört 
doch. 

(Duve [SPD]: Sie kriegen den „Laufs- 
Paß“!) 

Nun können Sie natürlich sagen — und das wer- 
den Sie tun — : Aus dem Aufkommen der Schwefel- 
abgabe wird demjenigen, der die Schwefelabgabe 
zunächst zahlen muß, später, wenn er investieren 
will, eine staatliche Subvention gezahlt. Und da 
muß ich nun fragen: Ist es eigentlich ein sinnvoller 
Weg so zu verfahren? Man muß sich das ganz prak- 
tisch vorstellen. Da zahlt ein Betreiber einer Anlage 
100 DM Schwefelabgabe. Um sie einzuziehen und 
um sie als Subvention zu vergeben, braucht 
man natürlich einen bürokratischen Apparat — 

Herr Späth hat ja schon darauf hingewie- 
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(A) sen. Der kostet Geld. Da müssen Sie von den 
100 DM die Verwaltungskosten — sagen wir 50 DM 
— abziehen. Dann werden die restlichen 50 DM als 
Investitionshilfe für den Einbau von Entschwefe- 
lungsanlagen ausgegeben. Da bleiben von den 
100 DM Abgabe noch 50 DM für den Umweltschutz 
und 50 DM für den Aufbau und die Finanzierung 
zusätzlicher staatlicher Bürokratien. 

Da muß ich Ihnen sagen: Wir halten es für sinn- 
voller, die 100 DM direkt in vollem Umfang dem 
Betreiber zu belassen, es ihm zu ermöglichen und 
ihn auch durch die Großfeuerungsanlagen-Verord- 
nung zu veranlassen, diese 100 DM in Entschwefe- 
lungsanlagen zu investieren. Dann haben Sie mehr 
für den Umweltschutz getan und haben Sie weniger 
staatliche Bürokratie. 

(Duve [SPD]: Jetzt macht der Betreiber 
das. Aber dann? Im Jahr 2000?) 

Es mag sein, daß Sie das an dem ganzen Verfahren 
und unserem Vorschlag stört. 

Schließlich: Die Schwefelabgabe würde gerade 
jene Altanlagen finanziell besonders treffen, die im 
Ruhrgebiet stehen und dort Steinkohle verfeuern. 
Der Steinkohlestrom, der ohnehin schon zu teuer 
ist, würde durch die Schwefelabgabe noch mehr 
verteuert. Da stellt sich die Frage, wie Sie die Koh- 
levorrangpolitik, die ja auch Sie beibehalten wollen, 
wirtschaftlich weiter durchsetzen wollen. 

Wir jedenfalls sind der Meinung, daß das Schwe- 
felabgabegesetz kein geeignetes Instrument für den 
/D v Umweltschutz und gegen das Waldsterben ist. 

Lassen Sie mich ein Letztes zum Waldpfennig 
sagen. Zunächst einmal ist das Etikettenschwindel. 
Es geht nicht um den Wald. Es geht um die Kohle. 
Der Waldpfennig ist kein Waldpfennig. Der Wald- 
pfennig ist ein Kohlepfennig. Denn grundsätzlich 
ist es so, daß die Kohlekraftwerke und die Betreiber 
dieser Anlagen nach dem Verursacherprinzip auch 
die Umrüstung der Anlage und den Einbau von Ent- 
schwefelungsanlagen zahlen müssen. 

(Duve [SPD]: Wenden Sie sich an Ihren Ko- 
alitionspartner! Der fordert das. Wenden 

Sie sich doch bitte an Ihren Koalitionspart- 
ner!) 

Diese Zahlungsverpflichtung, die sie sicher hart 
trifft, besonders in Nordrhein-Westfalen, soll ihnen 
durch eine Subventionierung über den Verbrau- 
cher, über den Waldpfennig abgenommen werden. 
Es geht um die Subventionierung der Kohle und 
nicht um die Subventionierung des Waldes. Das 
sollte man um der Klarheit willen sagen. 

(Dr. Hauff [SPD]: Was machen Sie hier 
konkret?) 

Man sollte dazusagen, daß der Kohlepfennig, die 
Schwefelabgabe und die Kosten aus der Großfeu- 
erungsanlagen-Verordnung zusammen 

(Dr. Hauff [SPD]: Das ist ja weichlich! Sie 
blamieren sich!) 

zu einer Kostenerhöhung beim Strom um minde- 
stens drei Pfennig pro Kilowattstunde führen. Das 
ist eine Kostensteigerung um etwa 20 %. Wenn Sie 


20 % Kostensteigerung beim Strom haben und ein- (C) 
mal fragen, wie Zink- und Bleihütten oder die che- 
mische Industrie das verkraften sollen, dann kom- 
men Sie zu dem Ergebnis: Die können das nicht 
verkraften; die werden im internationalen Wettbe- 
werb wettbewerbsunfähig. Da werden Hunderttau- 
sende von Arbeitsplätzen gefährdet. Wir sehen un- 
sere Verantwortung nicht nur für den Umwelt- 
schutz. Wir sehen unsere Verantwortung nicht nur 
für den Wald. Wir sehen unsere Verantwortung 
auch für die Erhaltung von Arbeitsplätzen in der 
Bundesrepublik und nicht zuletzt in Nordrhein- 
Westfalen und an der Saar. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir werden uns weder durch Ihre Anträge noch 
durch die öffentliche Meinung abbringen lassen, 

(Zurufe von der SPD) 

diese Verantwortung für die Arbeitsplätze und für 
die Beseitigung der Arbeitslosigkeit zurückzustel- 
len. 

(Schily [GRÜNE]: Die öffentliche Meinung 
interessiert Sie nicht!) 

Wir wollen Umweltschutz und Arbeitsplätze. Wir 
werden mit unseren Vorschlägen und Methoden 
beides erreichen; seien Sie sicher. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Wolfram (Recklinghausen). 

(D) 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! 
Gestatten Sie mir eine Vorbemerkung an die 
Adresse der Sprecher der CDU/CSU: Laufs, Zim- 
mermann, Späth und jetzt auch noch des Kollegen 
Blens. Sie hätten gar keinen Anlaß gehabt, zu pole- 
misieren. Denn Sie haben doch auf vielen der heute 
zur Diskussion stehenden Gebieten in den letzten 
zehn Jahren im Bremserhäuschen gesessen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will die Einzelbeispiele gar nicht anführen. Sie 
sind ja schon andeutungsweise erwähnt worden. 

Ich nenne die Stichworte Luft, Wasser, Abwässer. 

Ich könnte den Katalog erweitern. Wenn Sie dem 
Kollegen Hauff und uns den Vorwurf machen, daß 
wir heute ein Notprogramm gegen das Waldsterben 
vorlegen, dann frage ich Sie: Warum haben Sie 
denn in Ihrer Oppositionszeit, wenn Sie die Dring- 
lichkeit und die Problematik gesehen haben, nicht 
ein solches Notprogramm vorgelegt? Das hätten Sie 
doch tun können. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir hätten mit Ihnen ein solches Programm ganz 
konstruktiv beraten. 

Im übrigen ist heute eines klargeworden — jeder 
Ihrer Redner, auch der letzte, hat es offenbart — : 

Sie benutzen diese Debatte, um einen Vorwand zu 
finden, die Kernenergie nach vorn zu puschen. 

(Beifall bei der SPD — Schäfer [Offenburg] 

[SPD]: Das ist der eigentliche Grund!) 
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(A) Das machen wir nicht mit. 

(Dr. Miltner [CDU/CSU]: Was machen Sie 

denn mit Ihrer veralteten, blöden Option?) 

Keiner Ihrer Redner — Sie haben den Kollegen 
Gerstein und andere Kollegen hier ja nicht an das 
Pult gelassen — hat ein Wort dazu gesagt: Wie halte 
ich es denn mit der Kohle, mit den Arbeitsplätzen 
im Bergbau und mit dem Kohlevorrang? 

(Beifall bei der SPD) 

Darauf sind Sie die Antwort bis zur Stunde schuldig 
geblieben. 

Ich bin dem Kollegen Baum sehr dankbar für 
seine sehr objektive Schilderung. Ich leugne gar 
nicht: Auch in unseren Reihen gab es den einen 
oder anderen, der bei manchem Vorhaben den ei- 
nen oder anderen Einwand hatte. Wir wären unred- 
lich und würden unglaubwürdig, wenn wir das nicht 
zugeben würden. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir sind aber lernfähig. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Da müssen Sie aber 
noch viel lernen!) 

Wir versuchen jetzt, eine konstruktive Opposition 
zu betreiben, indem wir Sie auffordern, auf der Ba- 
sis dieses Programms und auch auf der Basis der 
Vorschläge der neuen Kolleginnen und Kollegen in 
diesem Hause mit uns gemeinsam zu überlegen, 
wie wir schnellstens der Gefahren, die sich ja ge- 
rade in den letzten Monaten und Jahren radikal 
verstärkt haben, Herr werden können. 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, dieses Thema ist zu ernst — wir alle sind 
hier herausgefordert — , als daß man es überwie- 
gend auf polemischer Ebene behandeln könnte. Ich 
muß ganz ehrlich sagen: Hätte der Kollege Späth 
im ersten Teil seiner Rede so gesprochen wie im 
zweiten Teil, hätten wir ein hohes Maß an Konsens 
zumindest mit diesem Sprecher der Opposition fest- 
stellen können. 

(Boroffka [CDU/CSU]: Sprecher der Oppo- 
sition?) 

Ich betone, daß das, was die SPD-Fraktion vorlegt, 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit erhebt. Es 
handelt sich aber um eine Initiative, die Anlaß zu 
Überlegungen gibt: Was kann sofort geschehen? 
Was muß geschehen? Ich fordere Sie auf, mit uns in 
den Ausschußberatungen sachlich zu klären: Wo 
sind wir gefordert? Welchen Entscheidungs- und 
Handlungsspielraum haben dieses Parlament und 
diese Regierung? Wir sind bereit, mit Ihnen kon- 
struktiv nach Lösungen zu suchen, die der akuten 
Gefahr begegnen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Das, was wir vorschlagen, steht im übrigen in der 
Kontinuität unserer Energiepolitik. Verehrter Kol- 
lege Dr. Ehmke von den GRÜNEN, wir freuen uns 
natürlich über jeden neuen Energiepolitiker in die- 
sem Hause. Wir sind gern bereit, mit Ihnen über die 
Einzelheiten, die sich für die Energiepolitik erge- 
ben, zu reden. 


Das, was wir hier vorschlagen und fordern und (C) 
was in den Ausschußberatungen noch angereichert 
werden wird, deckt sich mit unseren energiepoliti- 
schen Zielvorstellungen, nämlich einerseits die 
Energieversorgung langfristig zu sichern und die 
Importabhängigkeit zu verringern und andererseits 
alles zu tun, damit Energie gespart wird, regenera- 
tive Energiequellen erschlossen werden, ein 
Höchstmaß an Umweltschutz und die Erhaltung ei- 
ner gesunden Umwelt gesichert sind und der Koh- 
levorrang nicht gefährdet wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Sozialdemokraten in diesem Hause haben 
immer in diesem Sinne gehandelt, und unsere so- 
zialdemokratischen Freunde in den Länderparla- 
menten und in den Länderregierungen unterstüt- 
zen dies. 

Wir haben die Zielkonflikte, die es bei dieser Pro- 
blematik gibt, nie geleugnet. Wir haben sie offen 
angesprochen. Ich will das an wenigen Beispielen 
erläutern. 

Bei allen Beratungen über die Verstromungsge- 
setze haben wir Sozialdemokraten darauf gedrängt, 
daß neue, umweltschonende Kohlekraftwerke mit 
scharfen Auflagen gebaut und gleichzeitig alte, um- 
weltbelastende Kohlekraftwerke stillgelegt werden. 

Wir konnten dafür allerdings nicht immer eine 
Mehrheit finden. 

Wir Sozialdemokraten haben der Fernwärme im- 
mer einen hohen Stellenwert eingeräumt und tun 
das auch heute noch. Wir fordern Sie auf, verehrte ^ 
Kollegen von den Regierungsparteien, dafür zu sor- 
gen, daß diese umweltfreundliche Energie nicht 
auch über die Wupper geht. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wir müssen jetzt die Mittel im Haushalt bereitstel- 
len. Sie haben unsere entsprechenden Anträge, seit- 
dem Sie an der Regierung sind, abgelehnt. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Ich will ein Wort zum Kohlevorrang sagen. Wir 
stehen ohne Wenn und ohne Aber dazu. Wir sagen 
aber ebenso deutlich, daß die Verwirklichung einer 
Kohlevorrangpolitik, wie wir sie verstehen und ver- 
treten, nicht im Gegensatz zu der Notwendigkeit 
steht, das Sterben des Waldes zu verhindern. 

(Duve [SPD]: Deutsche Kohle, deutscher 
Wald!) 

Oder anders ausgedrückt: Wir können mit gutem 
Gewissen auf dem Kohlevorrang bestehen, wenn 
sichergestellt ist, daß Braun- und Steinkohle so um- 
weltfreundlich wie möglich und für die menschliche 
Gesundheit unbedenklich eingesetzt und verwendet 
werden. Das ist unsere Formel. 

Für uns Sozialdemokraten gibt es keinen Gegen- 
satz zwischen der Erhaltung von Arbeitsplätzen ei- 
nerseits und der Verwirklichung einer gesunden 
Umwelt andererseits. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Beide Ziele müssen durch die Politik angestrebt, 
verwirklicht und sichergestellt werden, d. h. wir 
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(A) sind dafür, daß das sozial Notwendige, technisch 
und finanziell Machbare auch geschieht. Wir sind 
aber auch gegen voreilige Verallgemeinerungen. 
Gesundes darf nicht krank gemacht werden, ohne 
daß Krankes gesund wird. Wir sind für strengste 
Auflagen, aber wir sind auch dagegen, daß leichtfer- 
tig Auflagen gefordert werden, die Arbeitsplätze 
zerstören können. In der Beurteilung dieser Frage 
sind wir uns mit den deutschen Gewerkschaften, 
vor allem auch mit der in der letzten Zeit dann und 
wann kritisierten IG Bergbau und Energie, einig. 

Gerade die hart arbeitenden Menschen im Berg- 
bau und in der Stahlindustrie haben doch wohl am 
ehesten Anspruch auf eine gesunde Umwelt. Wäre 
der Ministerpräsident von Baden-Württemberg 
noch hier, würde ich ihm sagen: Zwischen seiner 
Forderung, den Schwarzwald gesund zu erhalten 
oder gesund zu machen, und unseren Zielsetzungen 
gibt es überhaupt keinen Widerspruch. Beide Ziele 
müssen gleichrangig gesehen werden. 

Ohne daß ich bei der Einbringung unseres An- 
trags die Gelegenheit habe, zu sehr in Einzelheiten 
zu gehen — das wird im Ausschuß geschehen — , 
stelle ich fest, daß zur Vermeidung weiterer Schä- 
den sofortiges Handeln, national wie international, 
geboten ist. Wir gehen davon aus, daß das Waldster- 
ben auf verschiedene Ursachen zurückzuführen ist. 
Ich will jetzt gar nicht beurteilen und bewerten, 
welche anderen Faktoren als die hauptsächlich ge- 
nannten — Schwefeldioxid und Stickoxide — eine 
Rolle spielen. Ich will nicht beurteilen, wie groß der 
Anteil der Schäden durch Photooxidantien und an- 
dere Schadstoffe sein mag. Das wird sicherlich den 
Ausschußberatungen und Sachkundigeren vorzube- 
halten sein. Aber sicher ist, daß es eben eine Fülle 
von Faktoren gibt, und wir tun gut daran, die Ursa- 
chen nicht einäugig zu sehen. Vielmehr müssen wir 
möglichst alle Ursachen und Verursacher in ihrer 
Kombinationswirkung berücksichtigen. 

Ich halte es mit dem Sachverständigenrat für 
Umweltfragen, der in seinem Sondergutachten 
„Waldschäden und Luftverunreinigungen“ im März 
1983 ausgeführt hat, daß eine verläßliche Diagnose 
die Voraussetzung für eine erfolgversprechende 
Therapie sei. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Deshalb muß natürlich die Ursachenforschung ko- 
ordiniert und möglichst bei einer über alle Zweifel 
stehenden wissenschaftlichen Organisation ange- 
siedelt werden. Luftreinhaltemaßnahmen können 
und dürfen sich natürlich nicht auf die Bundesrepu- 
blik Deutschland beschränken. Aber wir müssen an 
der Spitze und nicht am Ende des Geleitzuges ste- 
hen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir unterstützen deshalb eine baldige Luftrein- 
haltekonferenz für ganz Europa, für Ost- und West-, 
für Süd- und Nordeuropa. Wir wünschten natürlich, 
daß der EG-Umweltrat am 16. Juni 1983 konkrete 
Beschlüsse faßt. Der gute Wille allein genügt nicht, 
Herr Kollege Zimmermann, sondern Sie sind gefor- 
dert, sich mit Hartnäckigkeit durchzusetzen. Dabei 
werden Sie unsere politische Unterstützung haben. 


Ich frage die Bundesregierung, ob es stimmt, daß (C) 
auf Einspruch einer oder mehrerer Regierungen 
der EG-Partnerländer das Thema Umweltschutz 
von der Tagesordnung des Stuttgarter Gipfeltref- 
fens abgesetzt worden ist. Ich wäre dankbar, Herr 
Kollege Kiechle oder Herr Kollege Riesenhuber, die 
Sie nachher ja noch sprechen, wenn Sie diese Frage 
beantworten würden; denn der Kollege Späth hat 
hier so getan, als stünde das Thema auf der Tages- 
ordnung des Stuttgarter Gipfels. Ich bin anders in- 
formiert. Sagen Sie, wie es wirklich ist. Sagen Sie 
vor allem, was Sie konkret zu tun gedenken, um mit 
allen Nachbarländern zu konkreten Handlungen 
und Entscheidungen zu kommen. 

Ich möchte noch einmal unterstreichen, daß wir 
natürlich wissen, daß die Kraftwerke bedeutende 
Emittenten sind, aber es gibt auch noch andere. Sie 
sind hier angesprochen worden. Ich klammere auch 
nicht den Bereich der Einzelfeuerungen mit seinen 
5 % aus. Ich bin der Meinung, wir müssen alle Emit- 
tentengruppen gleichrangig und gleichgewichtig be- 
handeln und die Schäden, die dort entstehen, auch 
möglichst gleichrangig und gleichzeitig bekämpfen. 
Deshalb fordern wir die Bundesregierung auf, ne- 
ben der Verschärfung der Großfeuerungsanlagen- 
Verordnung und der Anpassung der TA Luft an den 
neuen Stand der Technik gesetzliche Schritte in 
Richtung bleifreies Benzin, Einbau von Katalysato- 
ren usw. usf. einzuleiten. Was bei deutschen Kraft- 
fahrzeugen, die in die USA geliefert werden, mög- 
lich und notwendig ist, sollte ja wohl auch für euro- 
päische Automobile gelten, die auf deutschen und 
europäischen Straßen fahren. (D) 

Ich betone noch einmal, daß wir uns zum Einsatz 
der Fernwärme, erzeugt auf dem Wege der Kraft- 
Wärme-Kopplung, bekennen. Es wäre absurd, wenn 
diese auf dem Wärmemarkt umweltfreundlichste 
Energie in ihrem Bestand gefährdet oder in ihrem 
weiteren Ausbau behindert würde. Deshalb fordern 
wir von der Bundesregierung, im nächsten Etat, im 
Nachtrag und im 84er Etat, zusätzliche Mittel be- 
reitzustellen. Wir werden garantiert mit entspre- 
chenden Anträgen kommen. Ich freue mich jetzt 
schon auf Ihre Unterstützung. 

Meine Damen und Herren, ich fordere in diesem 
Zusammenhang die Bundesregierung auf zu erklä- 
ren, warum sie die aus dem EG -Nachtragshaushalt 
vor wenigen Monaten zugeflossenen über 200 Mil- 
lionen ECU — das sind fast 500 Millionen DM — 
nicht vorwiegend oder überwiegend zur Moderni- 
sierung von Kohlekraftwerken und zur Bekämp- 
fung von Waldschäden eingesetzt hat. Die sozialisti- 
sche Fraktion im Europäischen Parlament hat dies 
gefordert, aber keine Mehrheit gefunden. Herr In- 
nenminister und Herr Dr. Riesenhuber, meinen Sie 
eigentlich, es war richtig, daß Sie den größten Teil 
dieser Mittel nicht für die von mir genannten 
Zwecke eingesetzt haben, sondern daß Sie den 
größten Teil in das Faß ohne Boden, den Schnellen 
Brüter, schütten? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der könnte 
längst fertig sein!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, sehr 
gern würde ich mich auch noch mit der Frage der 
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(A) Kosten und des Nutzens der notwendigen und ge- 
planten Maßnahmen beschäftigen. Leider fehlt 
dazu die Zeit Das muß man aber behandeln. Man 
kann sich an der Beantwortung dieser Fragen nicht 
vorbeidrücken. Wir werden das im Ausschuß tun. 
Ich will nur feststellen: der volkswirtschaftliche 
Aufwand für die Bekämpfung der Schadensursa- 
chen ist sicherlich wesentlich geringer als die öko- 
logischen und ökonomischen Folgen einer Zerstö- 
rung unserer Wälder. Unter diesem Gesichtspunkt 
werden wir handeln. Wir werden den Bürgern sa- 
gen, daß wir, die wir alle letztlich mitverantwortlich 
sind für Schäden, auch für ihre Verhinderung und 
Beseitigung finanzielle Opfer bringen müssen. Nur, 
wir werden darauf achten, daß die Lasten nicht ein- 
seitig, sondern gerecht verteilt werden. 

Ich komme zu einem Punkt, der mich besonders 
berührt. Vieles, was heute in der Diskussion stand, 
wird bestenfalls mittel-, eher langfristig wirken. Wir 
brauchen aber sofortige Maßnahmen. Ich hätte mir 
gewünscht, daß der Herr Innenminister gesagt hät- 
te, was er denn sofort zu tun gedenkt. Deshalb for- 
dere ich die Bundesregierung auf, gemeinsam mit 
den Länderregierungen ein Sofortprogramm zur 
Bekämpfung auch bereits vorhandener Schäden 
vorzulegen. Wir müssen die Ursachen an der Quelle 
bekämpfen, wir müssen aber auch bekämpfen, was 
schon an Schäden da ist. Wir müssen vor allem ver- 
suchen, das mit unseren Nachbarn durchzusetzen, 
insbesondere auch mit der DDR und der Tschecho- 
slowakei. Meines Erachtens sollte sofort bundes- 
weit mit einer Aktion begonnen werden, um z. B. die 

(B) Nährstoffversorgung der Böden zu verbessern, um 
zu prüfen, ob das Besprühen der Baumkronen mit 
Magnesiumsulfat und viele andere Maßnahmen ge- 
eignet sind zu helfen. Es gibt wissenschaftliche Er- 
kenntnisse darüber; sie müssen erprobt werden. 
Nur: Das alles kostet Geld und Arbeitskraft, und die 
müssen bereitgestellt werden. Da genügt es nicht, 
wenn man zu einer Stiftung „Rettet den Wald“ auf 
freiwilliger Basis aufruft, sondern das setzt voraus, 
daß dann auch die personellen und die finanziellen 
Konsequenzen gezogen werden, wie Minister 
Schneider das hier in vorbildlicher Weise für das 
Land Hessen dargelegt hat. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

Ich bin der Meinung, Herr Minister Zimmer- 
mann, es wird viel finanzieller Aufwand notwendig 
sein, und Sie und Ihre Bundesregierung kommen 
nicht daran vorbei, sich an der Finanzierung dieser 
Maßnahmen zu beteiligen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
stelle zusammenfassend fest: 

Erstens. Wir bitten Sie, unser Notprogramm ge- 
gen das Waldsterben konstruktiv mit uns zu bera- 
ten und schnellstens in die Tat umzusetzen. 

Zweitens. Wir fordern ein Sofortprogramm zur 
Bekämpfung bereits vorhandener und zur Verhin- 
derung entstehender Schäden. 

Drittens. Wir erwarten von der Bundesregierung, 
daß die Forschung national und, wenn möglich, in- 
ternational koordiniert wird. 


Viertens. Für uns heißt „Kampf gegen das Wald- (C) 
sterben“ nicht Abkehr von der Kohlevorrangpolitik. 

Im Gegenteil! 

Fünftens. Wir werden nicht zulassen, daß die De- 
batte über den sauren Regen — wie seitens des bay- 
erischen Ministerpräsidenten Strauß und anderer 
CDU/CSU-Politiker bereits geschehen — zur Ab- 
kehr von der Kohlevorrangpolitik und zu einer 
Wende hin zum verstärkten Einsatz der Kernener- 
gie mißbraucht wird. 

Sechstens. Mehr denn je gelten unsere bewähr- 
ten Grundsätze, weiter und konsequent Energie 
einzusparen, alternative Energien so weit wie mög- 
lich einzusetzen, die umweltfreundliche Kohlennut- 
zung zu verstärken und den Umweltschutz auf allen 
Feldern, national und international, weiter offensiv 
zu entwickeln. 

Das Waldsterben ist eine Gefahr für uns alle. Die 
ökologischen Folgen eines weiträumigen Waldster- 
bens können zu einer irreversiblen Zerstörung un- 
serer natürlichen Grundlagen führen. Wir alle sind 
herausgefordert. Lassen Sie uns gemeinsam han- 
deln! 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Barzel: Meine Damen und Herren, 
ich begrüße den Minister für Industrie und Energie 
von Irland, der auf der Diplomatentribüne Platz ge- 
nommen hat. Er ist zugleich Leader of the House 
und hat den Auftrag, unsere Parlamentsreform zu 
studieren. Ich wünsche ihm einen angenehmen und 
interessanten Aufenthalt in der Bundesrepublik (d) 
Deutschland. 

(Beifall) 

Das Wort hat der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten. 

Kiechle, Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten: Sehr geehrter Herr Präsi- 
dent! Meine Damen und Herren! Der Wald ist die 
Lebenslunge für Menschen und Tiere, und dieser 
Wald ist in Not. Er ist in großer Not. Das erkennen 
wir alle jetzt in Klarheit, 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 
und wir sind alle gemeinsam bereit zu handeln. 

Wenn es hier im Hause Kollegen gibt, die das 
schon vor zehn Jahren oder vor fünf Jahren wuß- 
ten, so sind sie klüger als wir; mögen sie sich das 
ruhig einbilden. Ich bekenne mich dazu: Wir haben 
dieses Ausmaß der Schäden vor zwei, drei Jahren 
nicht erkannt, wie einer der Kollegen heute auch 
schon gesagt hat. 

(Zustimmung des Abg. Lenzer [CDU/ 

CSU]) 

Aber wir sind bereit, jetzt zu handeln. 

Wir werden zusammenstehen, und wir werden 
gemeinsam alle Möglichkeiten nutzen müssen, um 
diesem Waldsterben Einhalt zu gebieten. Es nützt 
überhaupt nichts, wenn wir uns hier gegenseitig die 
Schuld zuweisen. Allerdings gilt das für alle. Dieje- 
nigen, die 13 Jahre an der Regierung waren, dürfen 
nicht hierher kommen und polemisieren und gleich- 
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(A) zeitig sagen: Aber wir wollen jetzt nicht weiter pole- 
misieren; seid ihr lieber freundlich und sachlich, 
nur wir nehmen die Polemik in Anspruch. — So 
geht es dann auch nicht! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie diese Zusammenarbeit wollen, müssen 
Sie auch selbst auf die Polemik verzichten. 

Meine Damen und Herren, denken Sie bitte dar- 
an, daß Sie für die Bekämpfung gerade dieses Wald- 
sterbens die Förster und die Bauern brauchen und 
daß Sie eine vorsorgliche staatliche Walderhal- 
tungspolitik brauchen, die es übrigens auch in der 
Vergangenheit schon gegeben hat. Förster und Bau- 
ern haben die deutschen Wälder gepflanzt. Ohne sie 
hätten wir vielleicht Verhältnisse wie in manch an- 
derem, mittlerweile stark verkarsteten europäi- 
schen Land. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

Sie werden sie auch wieder brauchen, um Schäden 
heilen zu können und um dort, wo diese nicht mehr 
heilbar sind, den Wald wenigstens zu regenerieren. 

Förster und Bauern sind allerdings nicht gewillt, 
ihre Bereitschaft auf Mithilfe dabei nach der Men- 
genlehre anzustellen, 

(Duve [SPD]: Ein toller Hieb gegen die Bil- 
dungspolitik!) 

sondern sie rechnen nach Mark und Pfennig. Es 
nützt gar nichts, pfennigweise gescheit zu sein und 

(B) markweise dumm, weil dann am Ende die Rech- 
nung nicht stimmt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es gibt immer noch Leute, die nur dann selig 
sind, wenn sie irgendwelche Abgabepfennige erfin- 
den. Ich bin nicht der Meinung, daß uns diese Art 
von Klugheit bei Pfennigen dem Ziel näherbringt. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Wenn, dann werden wir andere Finanzierungsmög- 
lichkeiten finden als die, die einen mit Pfennigbe- 
trägen belasten zugunsten anderer. 

(Duve [SPD]: Wer den Pfennig nicht ehrt, 
ist des Talers nicht wert, Herr Minister!) 

Ich möchte Sie auch darauf aufmerksam machen, 
daß es nicht nur darum geht, die Kosten für die Ver- 
hütungsmaßnahmen zu berechnen, sondern daß es 
auch darum geht, die Schäden zu berechnen, die in 
der Zwischenzeit denen entstehen, die an diesen 
Waldschäden nichts mehr ändern können. Wir wer- 
den unseren Beitrag dazu leisten, daß auch hier 
gerechnet wird. Wir müssen über die materiellen 
Schäden hinausdenken, denn die ökologischen Fol- 
gewirkungen sind schwerwiegender als nur die ma- 
teriellen Schäden allein. Der Wald erbringt ja für 
uns unverzichtbare Schutzwirkungen für Boden, 
Wasser, Luft und Lebewesen. Gerade ein hochindu- 
strialisiertes Land wie das unsere muß die Folgen 
auf diesem Sektor mit großer Sorgfalt berechnen 
und alles tun, um nicht nur jetzt diese Schäden wie- 
der abzuwenden, sondern auch denen, denen sie 
entstanden sind — das sind wir alle, nicht nur die 


Waldbesitzer — , die Schäden zu ersetzen, soweit (C) 
das möglich ist. 

Wir müssen dabei im übrigen von der Betrach- 
tungsweise abgehen, daß wir sagen: Hier kommt es 
darauf an, der Ökologie Vorrang zu geben und die 
Ökonomie zurückzustellen. Ich meine, hier geht es 
darum, daß wir unseren Wald aus ökologischen und 
ökonomischen Gründen in vollem Umfang erhalten 
müssen. Beides muß nach Möglichkeit zueinander 
in Einklang gebracht werden. 

Aus Zeitgründen möchte ich heute hier nicht 
mehr auf die kleineren Maßnahmen eingehen, die 
etwa auch im Bereich der geänderten Bewirtschaf- 
tungsmethoden getroffen werden können. Wir wer- 
den dazu bei anderen Beratungen Gelegenheit ha- 
ben. Ich glaube, daß wir, um die Schäden etwas hin- 
ausziehen zu können, um die Schäden mildern zu 
können, um die Spanne für die Beseitigung der 
Luftbelastung durch Schadstoffe bis zu dem Zeit- 
punkt vergrößern zu können, wo diese Maßnahmen 
dann wirksam werden, auch durch Maßnahmen wie 
Düngung in bestimmten Fällen, die sicherlich in 
der Regel nicht die Wirkung der Luftschadstoffe 
aufheben können, aber immerhin mithelfen kön- 
nen, daß diese Spanne verlängert wird, den Zustand 
des Bodens verbessern und Versuche machen soll- 
ten, geschädigte Bestockung durch resistentere 
Baumarten zu ersetzen. 

Sie brauchen zu diesem Punkt überhaupt nicht 
spöttische Bemerkungen zu machen, denn resisten- 
tere Pflanzen haben uns schon oft in der Welt ge- 
holfen, irgendwelche Einwirkungen von außen zu (0) 
korrigieren. Gott sei Dank hat die Natur auch 
Selbstheilungskräfte. Wir sollten sie aufspüren. Wir 
sollten auch auf diesem Gebiet alles tun, diese 
Selbstheilungskräfte zu finden und ihnen nachzu- 
helfen, wo es sie gibt, um eine Verzögerung des 
Schadenverlaufs zu erreichen. 

Meine Damen und Herren, die Verfahren des 
Waldbaus sowie die räumliche und zeitliche Ord- 
nung von Waldverjüngung, Pflege und Holzernte, 
die sich am Prinzip der Nachhaltigkeit orientieren, 
müssen in vielen Fällen an die durch die Waldschä- 
den verursachte neue Situation angepaßt werden. 

Wir müssen überlegen, wie die Betriebe des Privat- 
und Körperschaftswaldes bei der Vorbereitung ih- 
rer diesbezüglichen Entscheidungen die notwen- 
dige Unterstützung erhalten können. Hier müssen 
alle Mittel, auch die steuerlichen, eingesetzt wer- 
den. 

Ich möchte einen letzten Satz sagen. Wenn Sie 
etwa glauben sollten, neben den Pfennigbelastun- 
gen auch noch durch erhöhte Klageberechtigungen 
diesem Übel beikommen zu können, dann kann ich 
Sie davor nur warnen. Viele Klageberechtigungen 
sind des Zweckes Tod. Hier wird dann nur pala- 
vert. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Jeder sorgt aus seiner Richtung dafür, daß über den 
Rechtsweg Maßnahmen verhindert werden, die 
vielleicht von der Mehrheit bereits als richtig er- 
kannt wurden. Ein gewisses Risiko, bei der Be- 
kämpfung dieses Schadens Fehler zu machen, müs- 
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(A) sen wir auch in diesem Fall in Kauf nehmen. Die 
Natur und insbesondere der Wald sind ein Gut, das 
in hundert Jahren erst zeigt, wie es vor hundert 
Jahren behandelt worden ist. Das dürfen Sie einem 
Waldbesitzer, der den Wald kennt, in diesem Wald 
auch tätig ist, ihn pflegt und daher weiß, wie ein 
Wald wächst, durchaus einmal abnehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Duve. 


Duve (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich spreche zu der Drucksache 10/83 „Be- 
richt zur Lage der Natur“. Es war vereinbart wor- 
den, daß wir dies hier in verbundener Debatte dis- 
kutieren. 

Es ist jetzt mehr als zehn Jahre her, daß ein inter- 
nationaler Bericht des Club of Rome viele von uns 
— leider nicht alle, meine Damen und Herren 
Christdemokraten — aufgeschreckt hat. Es ist drei 
Jahre her, daß wir einen amerikanischen Bericht 
bekommen haben: GLOBAL 2000. Beides sind glo- 
bale Berichte, beides sind Berichte, die Warnsignale 
in unserem Bewußtsein hätten auslösen müssen. 
Das, was wir nicht haben, sind nationale Berichte 
zur Lage der Natur; wir fordern das. Wir greifen 
hier eine Anregung des Publizisten Horst Stern auf, 
der dies vor anderthalb Jahren einmal in einem 
. . Leitartikel gefordert hat; wir hatten das in unserem 
* Regierungsprogramm aufgenommen. Ich meine, es 
ist sinnvoll, wenn wir noch in diesem Jahr einen 
Bericht zur Lage der Natur bekommen. 

Ziel ist es — erstens — , daß hier bestimmende 
Vorgaben für alle relevanten Politikbereiche festge- 
legt werden. Denn es ist langsam so, daß jedes ein- 
zelne Ministerium auch einmal für sich Umweltver- 
träglichkeitsprüfungen durchführen müßte. 

Wir brauchen — zweitens — eine Darstellung der 
erkennbaren Belastungssituation. Auch die soll 
sich aus einem solchen Bericht zur Lage der Natur 
ergeben. 

Wir müssen — drittens — Folgerungen für ge- 
setzliche und organisatorische Maßnahmen ziehen 
können. Vor allem hoffe ich, daß wir dann auch hier 
im Deutschen Bundestag eine Debatte haben, die 
dem Ernst der Lage der Natur bei uns entspricht. 
Es wäre schön, wenn die Union vieles von dem, was 
ihre Sprecher hier heute angekündigt haben, daß 
sie nämlich die Probleme mit dem Wald ernst neh- 
men, in der praktischen Arbeit berücksichtigt 
und vielleicht auch einmal darüber diskutiert wird, 
warum Vertreter Ihrer Partei und Ihrer Richtungen 
die engagierten Umweltschützer der 70er Jahre jah- 
relang verteufelt und denunziert haben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vielleicht können wir uns für die nächsten Jahre 
darauf einigen, daß wir denen Dank sagen, die au- 
ßerhalb des Parlaments, außerhalb der offiziellen 
Medien dafür gesorgt haben, daß wir alle heute die- 
ses heute auch von Ihnen behauptete Problembe- 


wußtsein haben. — Ich danke Ihnen für die Auf- (C) 
merksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Bundesmi- 
nister für Forschung und Technologie. 

Dr. Riesenhuber, Bundesminister für Forschung 
und Technologie: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich freue mich, daß diese Debatte in 
einer weitgehenden Einmütigkeit in den Zielen ver- 
laufen ist; der Streit über die Wege ist legitim und 
notwendig. Dabei möchte ich allerdings doch ganz 
gerne, Herr Kollege Wolfram, daß wir die gemein- 
same Arbeit dann nicht verleugnen, wenn die Rol- 
len vertauscht sind. 

(Richtig! bei der SPD) 

Die wesentlichen Gesetze der Umweltpolitik sind 
von allen Fraktionen dieses Hohen Hauses gemein- 
sam verabschiedet worden. 

(Richtig! bei der SPD) 

Ich würde mich freuen, wenn dies auch in Zukunft 
der Fall wäre und wenn wir Vorwürfe, der eine oder 
andere hätte gebremst, angesichts dieser Tatsache 
wegließen; sie treffen nicht zu. 

Es ist gesagt worden, daß wir hier in der Vergan- 
genheit vieles verschlafen hätten. In der Tat, dies 
ist wahr, noch bis in die jüngste Zeit hinein. Nun ist 
es einerseits so, daß der Bundestag nur ein Mini- 
mum an Instrumenten hat. Wir haben hier oft be- 
klagt, daß uns das Instrument zur Technologiefol- (d) 
genabschätzung von den damaligen Mehrheiten im 
Deutschen Bundestag trotz mehrerer Anträge ver- 
weigert worden ist. Das ist auch ein Grund für Ver- 
säumnisse in der Vergangenheit Andererseits: Die 
erste große parlamentarische Unterlage, die hier in 
den Bundestag kam, war unsere große Anfrage zum 
sauren Regen/Waldsterben vor einem Jahr. Wenn 
ich das mit dem vergleiche, was das Umweltbundes- 
amt noch zwei Jahre vorher in einem Riesenbericht 
in wenigen Zeilen geschrieben hat, daß nämlich 
auch Wälder geschädigt — im Konjunktiv — wer- 
den könnten, dann stelle ich fest, daß die Wissens- 
lage damals noch nicht so war, wie sie sein mußte. 

Der Kollege Schneider aus Hessen hat hier in sei- 
ner Rede dargelegt, wie schlecht das jetzt alles sei. 

Die Hessische Landesregierung hat noch im ver- 
gangenen Jahr eine Große Anfrage der SPD mit 
dem Hinweis beantwortet, Waldschäden durch 
Ferntransport von emittierten Schadstoffen in Hes- 
sen seien noch nicht eindeutig nachgewiesen wor- 
den usw. Das war noch vor einem Jahr. Jetzt geht es 
doch darum — das ist der Kern der Sache — : Wie 
organisieren wir einen Denkprozeß so, daß wir hier 
rechtzeitig zu vernünftigen Ergebnissen kommen? 

Der Kollege Blens hat zu Recht darauf hingewie- 
sen, daß die Forschung einerseits bei den Techni- 
ken anzusetzen hat, daß andererseits die Wirkungs- 
forschung weder aus der Grundlagenforschung 
noch aus dem Markt entsteht. Wirkungsforschung 
ist eine Sache, die der Staat in einer vernünftigen 
Kooperation über die Disziplinen hinweg zu organi- 
sieren hat. Genau das haben wir mit unseren Ta- 
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(A) gungen in Neuherberg und in Jülich begonnen. Wir 
haben neue Projekte verabschiedet — gut, dort, wo 
wir weiße Flecken auf der Landkarte gesehen ha- 
ben. Wir haben neue Projekte für 5 Millionen DM 
verabschiedet, und wir werden in diesen Wochen 
noch mehr verabschieden. Aber der Kern der Sache 
ist, daß wir die Wissenschaftler mit ihrer Fachkun- 
de, mit ihrer Initiative so zusammenführen, daß sie 
gemeinsam auf das Ziel der Probleme hinarbeiten. 
Das haben wir hier begonnen, und wir verlassen 
uns da nicht auf die Intelligenz der Apparate, son- 
dern auf das Problembewußtsein der Wissenschaft- 
ler. 

Meine Damen und Herren, es ist verschiedentlich 
darauf hingewiesen worden, daß wir nicht genug 
wissen. Wir setzen an den verschiedensten Stellen 
an: bei der Wirkungsforschung; bei der Ursachen- 
forschung; bei dem Zusammenspiel von Stickoxi- 
den, von Schwefeldioxiden und von Schwermetal- 
len; bei der Frage, ob das das Blattwerk oder die 
Wurzel angreift; bei der Frage, was helfen kann; bei 
der Frage, ob Düngung sinnvoll ist. Zu den Witzen 
über die Züchtung von Pflanzen: Das ist einer der 
Vorschläge der Wissenschaftler, die wir in Jülich 
bei der größten Tagung zu diesem Thema beisam- 
men hatten. Sie sagten: Auch hier muß man anset- 
zen. — Es ist unverantwortlich, wenn wir irgendei- 
nen der Ansätze, die wir sehen, auch die Düngung, 
unberücksichtigt ließen, solange wir die Chance ha- 
ben, ihn zu nutzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich möchte hier nicht von Staats wegen irgend et- 
' ' was ausschließen. 

Wir gehen die Fragen in Europa gemeinsam an. 
Dies ist richtig. Ich habe bis jetzt — ich versuche, 
das zu klären — überhaupt keinen Hinweis darauf, 
daß das Thema Waldsterben vom Gipfel abgesetzt 
worden ist. 

Herr Kollege Wolfram hat die Frage gestellt, 
warum die Rückflüsse aus der EG nicht auch für 
die Bekämpfung des Waldsterbens verwendet wor- 
den sind. Ich möchte es hier einmal sehr behutsam 
sagen: Bitte sprechen Sie mit Ihrem Kollegen, dem 
ehemaligen Finanzminister, über den Sachverhalt. 
Dies ist ein außerordentlich komplexer Sachver- 
halt. Sie werden feststellen, daß hier nur begrenzte 
Möglichkeiten vorhanden sind und nicht mehr. 

Wir haben die Sache in Europa angefaßt. Im For- 
schungsministerrat — 

(Abg. Genscher [FDP] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Herr Kollege Genscher. — Entschuldigung, ich 
habe hier nicht das Wort zu erteilen. 

Präsident Dr. Barzel: Ich wollte Sie fragen, ob Sie 
eine Zwischenfrage des Kollegen Genscher erlau- 
ben, Herr Bundesminister. 

Dr. Riesenhuber, Bundesminister für Forschung 
und Technologie: Bitte sehr, Herr Kollege. 

Präsident Dr. Barzel: Herr Kollege Genscher. 


Genscher (FPD): Herr Kollege, sind Sie bereit zur (C) 
Kenntnis zu nehmen, daß das Thema Waldsterben 
auf dem Gipfel behandelt werden wird? 

Dr. Riesenhuber, Bundesminister für Forschung 
und Technologie: Ich bin bereit dazu, Herr Kollege. 

(Heiterkeit — Schily [GRÜNE]: Aber die 

Information geht offenbar nur im Bundes- 
tag!) 

Ich bedanke mich. — Das geht bei uns ganz schnell, 
das klappt, das Ergebnis ist auch noch richtig, und 
alle drei Dinge zusammen, das ist ungewöhnlich 
erfreulich. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir haben im For- 
sehungsministerrat die Sache in Angriff genommen 
und denen das Gegenteil bewiesen, die gesagt ha- 
ben: So ein Ministerrat findet sich nicht zusammen. 

Wir haben gesagt, daß wir alle europäischen Kennt- 
nisse und Initiativen zusammenwerfen. Wir werden 
im September in einem gemeinsamen Symposion 
eine Bestandsaufnahme darüber machen, was wir 
über die Wirkungen und was wir über die Techni- 
ken wissen. Wir werden dort darüber diskutieren, 
welche gemeinsamen Normen es geben kann, denn 
wir können es nur über Europa machen. 50 % des- 
sen, was hier niedergeht, kommt aus Europa; die 
anderen 50 % kommen aus heimischen Quellen. 

Aber das heißt, daß wir es gemeinsam angehen 
müssen. Das können wir nur aus einem gemeinsa- 
men Problembewußtsein und einer gemeinsamen 
Kenntnis von Möglichkeiten, Wirkungen und Ge- ( D ) 
fährdungen heraus. Diese Gemeinsamkeit ist gege- 
ben. 

Meine Damen und Herren, ich darf hier wegen 
der Kürze der Zeit, der ich mich auch gern unter- 
werfe, nur eine letzte Bemerkung anfügen. Ich 
freue mich, daß die GRÜNEN den Zusammenhang 
zwischen Energie und Umwelt hergestellt haben, 
denn dies ist ein essentieller Zusammenhang. Un- 
ser altes Energieprogramm war ein Programm zu 
Energie und Umwelt, weil wir den Zusammenhang 
gesehen haben, sosehr man über die einzelnen Aus- 
sagen streiten kann. Unsere Position hierzu ist: Die 
Verantwortung und Aufgabe des Staates ist es, 
strikte und verpflichtende und rigide Auflagen an 
die Industrie zu erteilen, an die sie sich zu halten 
hat. Er hat sie mit äußerster Strenge innerhalb des 
Rahmens des Standes der Technik zu erteilen. Er 
hat sie durchzusetzen. Aber er hat dann auch in die- 
sem Rahmen zu garantieren, daß Technik gebaut 
werden kann und nicht über Jahre Techniken ver- 
hindert werden, weil die Entscheidungen nicht hin- 
reichend klar sind. Beides gehört zusammen für 
eine moderne Industrienation, die auch umwelt- 
freundlich sein will. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Barzel: Herr Bundesminister, erlau- 
ben Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Duve? 

Dr. Riesenhuber, Bundesminister für Forschung 
und Technologie: Ja, trotz des gelben Lichts. 
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(A) Duve (SPD): Herr Dr. Riesenhuber, stimmen Sie 
mir darin zu, daß das Gutachten und der Report der 
Enquete-Kommission ja gerade diesen Zusammen- 
hang zwischen Energie und Umwelt seinerzeit her- 
gestellt haben und daß es der Herr Minister Lambs- 
dorff war, der versucht hat, durch seine Einwirkung 
sowohl auf die Ausschüsse als auch auf die Bundes- 
regierung die Ergebnisse dieser Enquete-Kommis- 
sion zu mißachten und nicht einzubeziehen in seine 
energiepolitischen Planungen? 

Dr. Riesenhuber, Bundesminister für Forschung 
und Technologie: Herr Kollege Duve, ich möchte 
hier, weil das rote Licht leuchtet, über die alte Re- 
gierung gar nichts sagen, obwohl das ein ergiebiges 
Thema wäre. 

Ich möchte hier abschließend nur eine Bemer- 
kung festhalten. Mir scheint es notwendig zu sein, 
daß wir die Fragen Energie und Umwelt im Zusam- 
menhang sehen. Und wenn der Staat den Rahmen 
setzt, können wir die Probleme im Zusammenhang 
bewältigen, können wir die neuen Techniken ein- 
setzen, die wir brauchen, und in einer rationalen 
Diskussion den besten Weg finden, die modernste 
und industriefreundlichste Nation zu werden, die 
wir zu sein haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Hecker. 

( B ) Hecker (GRÜNE): Meine Damen und Herren! Zu- 
nächst einmal möchte ich einmal feststellen, daß 
das Waldsterben zwar 50% oder mehr des Waldes 
betrifft — der Wald ist vielleicht nicht mehr zu ret- 
ten — , daß dieses Waldsterben aber nicht einmal 
10% der Mitglieder dieses Hauses zu interessieren 
scheint. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Und nicht 
einmal 50% der GRÜNEN!) 

Sie haben recht: Wir wissen nicht, wie es um 
unseren Wald wirklich steht. Hier ist vorhin gesagt 
worden, daß der ganze Umfang des Problems vor 
einem Jahr überhaupt noch nicht zu sehen war. 
Heute meinen Sie, daß Sie den Umfang übersehen. 
Ich sage Ihnen, daß Sie in einem Jahr wieder hier 
stehen und uns erzählen werden, im Mai 1983 sei 
immer noch nicht zu übersehen gewesen, wie weit 
der Wald eigentlich geschädigt gewesen sei. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Eine Unterstel- 
lung!) 

Der Herr Bundesinnenminister hat gesagt: Das 
Machbare tun, das Mögliche vorbereiten. Meine Da- 
men und Herren, wir GRÜNEN sagen: Dazu ist es 
jetzt zu spät. Wir müssen das Mögliche tun, und wir 
müssen das Unmögliche vorbereiten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich möchte das näher erläutern. 

Wer sagt Ihnen eigentlich, daß die Fachleute 
nicht morgen feststellen werden, die geplante Redu- 
zierung der Stickoxide sei völlig ungenügend, die 
Verwendung bleifreien Benzins bringe also auch 


nichts. Vielleicht stehen wir dann vor der Frage: (C) 

Autoverkehr oder Wald? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was schlagen 
Sie vor?) 

Sind wir auf eine solche Frage vorbereitet? Wo sind 
die Forschungsprogramme, die uns die Möglichkei- 
ten zeigen, was wir dann tun könnten? 

Herr Minister Riesenhuber, leider teile ich auch 
Ihren Optimismus nicht, was die Technologiefol- 
genabschätzung angeht. Ich glaube nicht, daß uns 
die Technologiefolgenabschätzung, wenn sie auf ei- 
nem solchen Gebiet gemacht worden wäre, vor dem 
Waldsterben bewahrt hätte. Technologiefolgenab- 
schätzung ist etwas, was ich der mehr technokrati- 
schen Seite zuordnen würde. Ich meine, daß man 
die ungeheuer komplizierten Vorgänge, die in der 
Natur ablaufen — daß wir nicht wissen, woher das 
Waldsterben eigentlich kommt, wo es wirklich seine 
Ursache hat, ist der beste Beweis dafür — , einfach 
nicht abschätzen kann. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zum Schluß ein Wort zur Atomenergie. Ich 
möchte dazu feststellen, daß die Milliarden, die 
sinnlos für den Schnellen Brüter in Kalkar, den 
Hochtemperaturreaktor in Schmehausen und für 
viele andere Projekte der Atomindustrie ver- 
schwendet wurden und werden, sinnvoller für an- 
dere Programme hätten verwendet werden können 
und verwendet werden könnten. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der FDP) pj 

Mich würde z. B. interessieren, ob der Verdacht be- 
gründet ist, daß über die Kette Tritium-Spaltstoffe- 
Katalysatoren-säurehaltige Umweltgifte die Atom- 
energie teilweise, wesentlich oder gar überwiegend 
am Waldsterben schuld ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Laufs 
[CDU/CSU]: Das ist blanker Unsinn!) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Kollege 
Rumpf. 

Dr. Rumpf (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es ist schon gut, daß nach beinahe 
vierstündiger Debatte hier im Bundestag auch ein- 
mal ein Forstmann zu Wort kommen darf, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

ich würde sagen, ein echter Grüner zu Wort kom- 
men darf. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Der Wald ist in aller Munde, wenn es ihm 
schlecht geht. Wenn es ihm gut geht, wird er in 
Gedichten usw. besungen, und wenn es ihm 
schlecht geht, ist die Presse voll davon. So war es 
bei den Katastrophen in Niedersachsen, so war es 
bei anderen Katastrophen auf der Welt. Es ist in der 
Tat so, wie hier schon zitiert wurde: Zuerst stirbt 
der Wald, dann der Mensch. Dies wird in geradezu 
tragischer Weise in den Ländern Afrikas und Süd- 
amerikas jetzt deutlich, wo der Wald abgeholzt wird 
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(A) und der Mensch durch die Ausbreitung der Wüste 
stirbt. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und 
den GRÜNEN) 

Man konnte beinahe sagen, daß die Kultur vom 
Wald abhängig ist Die Kulturen haben sich von 
dort hinweggeschoben, wo der Wald vorher abge- 
holzt war, z. B. im Mittelmeerraum. 

Das Phänomen des Baumsterbens ist der Forst- 
wirtschaft und der Forstwissenschaft aber seit län- 
gerer Zeit bekannt. Die Ursachen sind so komplex, 
daß man wirklich Schwierigkeiten hat, zu sagen: 
Dies oder jenes ist allein der entscheidende Faktor, 
wie Standorte, Eiszeit, Kulturlandschaft, Trocken- 
perioden, Wassermangel der Bäume. Wir hatten in 
den letzten 10 Jahren eine Trockenperiode mit der 
Spitze im Jahre 1976, und auch das letzte Jahr war 
ein trockenes Jahr. Es wird immer gesagt: Gute 
Weinjahre sind schlechte Tannenjahre. Das ist ein 
altes Sprichwort bei uns Forstleuten. Selbstver- 
ständlich kommen weitere Faktoren dazu: einge- 
führte Baumarten, eingeschleppte Schädlinge. Es 
gibt auch ganz aktuelle Ursachen. 

(Schily [GRÜNE]: Grundwasserabsenkun- 
gen!) 

— Meine sehr geehrten Herren von der sogenann- 
ten Grünen-Fraktion, Sie sollten ruhig auch einmal 
zuhören. 

(Schily [GRÜNE]: „Sogenannten“! Da sollte 

man eher von sogenannten christlichen 

( B ) Demokraten sprechen!) 

— Grüner als ich können Sie wirklich nicht sein. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Es geht nicht nur um vordergründige Schäden, 
sondern es geht auch um die Folgeschäden, wenn 
der Wald wirklich stürbe. Mit 1,5 Milliarden DM, 
Herr Hauff, ist es, glaube ich, nicht getan, sondern 
es dürfte noch dramatischer sein, wenn man die 
ganzen Folgeschäden zusammenfassen würde. 

Mindestens zwei Faktoren sind bekannt und des- 
halb auch in erster Linie anzugreifen: Schwefeldi- 
oxid und Stickoxide. Ich meine, hier ist auch der 
Ansatz. Es gilt noch immer das Vorsorge- und das 
Verursacherprinzip und nicht etwa das Erfor- 
schungsprinzip. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Der internationale Verband Forstwissenschaftli- 
cher Versuchsanstalten hat auch festgestellt, daß 
Langzeitwerte von 50 Mikrogramm pro Kubikmeter 
Luft für den Wald die höchste Grenze sind. Auf der 
anderen Seite ist der Verkehr Hauptverursacher 
der Stickoxide. 

Wie wollen wir es also machen? Nach liberaler 
Auffassung muß es auf jeden Fall durch ein markt- 
wirtschaftliches Instrumentarium angepackt wer- 
den. Der Gesetzgeber legt die Grenzwerte fest, und 
der Wirtschaft bleibt es überlassen, wie sie es er- 
reicht. Eine politische Perspektive könnte es sein: 
Verminderung der Werte um 10% pro Jahr, in den 
nächsten sieben Jahren also um 70%, und die Ver- 


ursacher werden gezwungen, dieser Vorgabe nach- (C) 
zukommen. Wer schneller als in sieben Jahren auf 
70% kommt, bekommt ein Zertifikat, einen Bonus. 

Wer es allerdings aus technischen Gründen oder 
aus anderen Gründen nicht macht, der müßte einen 
Malus bezahlen, eine Waldabgabe, einen Waldpfen- 
nig. 

Ich könnte mir auch vorstellen, daß man die 
Kraftfahrzeugsteuer eines Tages nicht mehr nach 
dem Hubraum, sondern nach den Emissionen be- 
rechnet. Das Stichwort Waldpfennig hat mir zu den- 
ken gegeben. Ich kann für mich in Anspruch neh- 
men, daß ich den Waldpfennig schon vor Jahr und 
Tag gefordert habe, nicht um von jedem Bürger 
einen Pfennig einzusammeln, sondern um die Sym- 
bolkraft dieser Abgabe klarzumachen. Die Symbol- 
kraft der Abgabe heißt doch: Wenn der Verursacher 
etwas gegen die Emissionen tut, dann müssen wir 
alle es bezahlen, wir alle müssen für Energie oder 
den Kraftstoff dann einen Pfennig mehr bezahlen. 

Das ist eigentlich der Waldpfennig. 

(Zuruf des Abg. Schily [GRÜNE]) 

— Es ist doch sehr eigenartig, daß Sie noch nicht 
einmal zuhören können. Offensichtlich fällt Ihnen 
das sehr, sehr schwer. 

(Schily [GRÜNE]: Überhaupt nicht! Ich 
habe sogar mal geklatscht!) 

Meine Damen, meine Herren, das Waldsterben 
muß an mehreren Fronten angegriffen werden. Auf 
nationaler Ebene sollte es, meine ich, mit Augen- 
maß so gemacht werden, wie die Regierung es jetzt 
vor hat und wie sie es mit ihren Gesetzesvorlagen ( D ) 
im Bundesrat und im Bundestag auch durchsetzen 
will. Die Fraktionen dieses Hohen Hauses werden 
dem sicher zustimmen, auch wenn es nicht so 
schnell geht, wie der eine oder andere meint, weil 
man auch hier das Kind nicht mit dem Bad aus- 
schütten kann. 

Präsident Dr. Barzel: Herr Kollege, erlauben Sie 
eine Zwischenfrage des Abgeordneten Stratmann? 

Dr. Rumpf (FDP): Das kann ich wirklich nicht, da 
ich statt 15 Minuten nur noch sieben Minuten reden 
darf. 

Wir müssen ein Waldforschungsprogramm an- 
streben. Zur Zeit besteht die Gefahr, daß das Geld, 
das zur Verfügung steht, um diese Schäden zu er- 
forschen, vertröpfelt wird. Wir müssen es konzen- 
trieren. Auf europäischer Ebene höre ich zu meiner 
großen Freude, daß Außenminister Genscher sagt: 

Auf dem Gipfel in Stuttgart wird auch das Waldster- 
ben ein Thema sein. 

Darüber hinaus regen wir an, daß ein europäi- 
sches Institut geschaffen wird, und zwar möglichst 
dort, wo heute schon wissenschaftliche Institute be- 
stehen. Es ist die Frage, ob es nach Karlsruhe oder 
nach München kommt. Darüber müssen sich die 
beiden Ministerpräsidenten Späth und Strauß ir- 
gendwann einigen. 

(Duve [SPD]: Das kommt nach Nord- 
deutschland, wenn überhaupt!) 
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Dr. Rumpf 

(A) Schließlich hat das Waldsterben auch noch eine 
globale Dimension. Das möchte ich zum Schluß an- 
sprechen. Wir brauchen eine Überwachung der glo- 
balen Ökosysteme, auch der Wald-Ökosysteme, mit 
Hilfe der Satelliten und anderen — auch militä- 
rischen — Know-hows. 

(Schily [GRÜNE]: Natürlich, militärisch 
muß es gelöst werden!) 

Die Bundesregierung wird deshalb aufgefordert, 
vor der UNO initiativ zu werden. Eine Welt-Sauer- 
stoffbilanz und eine Welt- Kohlenstoffbilanz wären 
das, was wir in Zukunft brauchen. 

(Zuruf der Abg. Frau Potthast [GRÜNE]) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich 
möchte Sie alle warnen, insbesondere Sie, die soge- 
nannten Grünen, 

(Schily [GRÜNE]: Die sogenannten Libera- 
len! Sie sollten sich lieber an die eigene 
Nase fassen!) 

vor dem deutschen Volk mit Hysterie und Emotio- 
nen an dieses Waldsterben heranzugehen. Das 
nützt weder dem Wald noch dem deutschen Volk. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU/CSU 
— Schily [GRÜNE]: Das haben Sie vor 
zehn Jahren auch schon gesagt, und was 
ist heute? — Stratmann [GRÜNE]: Erlau- 
ben Sie eine Zwischenfrage?) 

Die wichtigste Feststellung hier war, daß etwas 
getan werden muß. Aber es konnte auch festgestellt 
werden, daß etwas getan werden kann, und es wird 

(B) etwas getan. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU/CSU 
— Duve [SPD]: Das war eine Rede vom 
Rang Reinhold Maiers! — Schily [GRÜNE]: 

Das ist eine Beleidigung von Reinhold 
Maier! Das war klein, aber wenig fein!) 

Präsident Dr. Barzel: Meine Damen und Herren, 
das Wort hat der Abgeordnete Sauter (Epfendorf) 
als letzter Redner in dieser Debatte. 

Sauter (Epfendorf) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir ste- 
hen am Ende einer umfangreichen Sitzung. Es 
wurde viel gesprochen; es hat Schuldzuweisungen 
und eine Vergangenheitsbewältigung gegeben. 
Aber die Tagesordnung lautet „Waldsterben“. Dies 
ist ein Problem, das in seiner Dringlichkeit in den 
letzten Wochen und Monaten zugenommen hat 

Zwischendurch eine kurzes Wort zu den Anträ- 
gen. Herr Duve, ich bin mit der Überweisung an die 
zuständigen Ausschüsse einverstanden. Ich habe — 
das füge ich persönlich hinzu — ein bißchen Beden- 
ken wegen der Berichte, die Sie zusätzlich anfor- 
dern. Wir haben so viele Berichte; jetzt ist der Zeit- 
punkt zum Handeln gekommen. Trotzdem werden 
wir uns darüber unterhalten. 

Wir haben das, was Sie angemahnt haben, getan, 
indem wir das Thema „Global 2000“ von unserer 
Fraktion aus aufgegriffen haben. Sie wissen, daß 
wir eine Debatte geführt haben. Vielleicht wird 
manchmal vergessen, daß die Christlich Demokrati- 


sche Union den Präsidenten des „Club of Rome“, (C) 
Herr Peccei, bei sich auf einem Parteitag gehabt 
hat. Keine Partei kann für sich allein dieses Um- 
weltthema reklamieren. 

Das Waldsterben, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, ich habe es gesagt, hat in erschrecken- 
der Weise zugenommen. Ich meine allerdings nicht 

— der Kollege Wolfram ist ja auch hier — , daß wir 
die Arbeitsplätze bei der Kohle gegen die Arbeits- 
plätze in der Wald- und Forstwirtschaft ausspielen 
dürfen. Wir dürfen das Waldsterben nicht gegen das 
Zechensterben ausspielen. Wir brauchen hier einen 
vernünftigen Kompromiß. 

Weil wir viel über die Vergangenheit gesprochen 
haben, möchte ich an dieser Stelle ausdrücklich ein 
Wort des Dankes an den leider nicht mehr anwe- 
senden Bundesinnenminister Zimmermann — er 
hat jetzt andere Verpflichtungen — sagen. Ich 
möchte ihm Dank für seinen entschiedenden und 
entschlossenen Einsatz für den Umweltschutz sa- 
gen. Nach der Bundestagswahl, als er sich massiv 
für den Umweltschutz eingesetzt hatte, hat es ge- 
heißen, jetzt habe er Kreide gefressen. Was sagen 
Sie denn jetzt? Er betreibt diesen Umweltschutz 
konsequent weiter. Ich glaube, wir alle stehen in der 
Pflicht, ihn zu unterstützen, ihm zu helfen, damit 
wir auch dieses schwierige Problem, das heute auf 
der Tagesordnung steht, meistern können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies ist ein Problem, das die Ökologie in besonderer 
Weise betrifft, aber auch ein Problem, das volks- 
wirtschaftliche Bedeutung hat. Ich bitte auch dies ' ' 
zu beachten: 800000 Arbeitsplätze sind vom Wald 
und vom Holz direkt oder indirekt abhängig. Wir 
haben in diesem Bereich einen Umsatz von 80 Milli- 
arden DM jährlich zu registrieren. 

Ich möchte aber auch auf die andere Komponente 
aufmerksam machen. Beim Landwirtschaftsmini- 
ster ist das ganz kurz angeklungen. Wenn wir uns 
den Waldbesitz einmal ansehen, meine sehr verehr- 
ten Damen und Herren, dann stellen wir fest, daß 
der Waldbesitz in der Bundesrepublik Deutschland 

(Duve [SPD]: Ungerecht verteilt ist, was die 
Größenordnung der Gutsbesitzer angeht!) 

— Herr Duve, ich hätte ebenfalls gern noch ein 
bißchen mehr, aber die Eigentumsverhältnisse soll- 
ten wir nicht anrühren — unter insgesamt 500 000 
Waldbesitzer aufgeteilt ist. Vielen davon gehören 
nur kleine Wälder, und sie sind dringend auf diese 
Existenz angewiesen. Ich denke vor allem an den 
Bauernwald, wie er im Schwarzwald bezeichnet 
wird, wo die Existenz der Familie von diesem Wald 
abhängig ist. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
brauchen doch die Landwirte, wenn wir den Wald 
sanieren wollen. Das können doch nicht staatliche 
Kolonnen machen. Dazu brauchen wir vielmehr 
diese Gruppe. Ich meine, daß wir in diesem Zusam- 
menhang gerade auf diese hinweisen müssen. Daß 
wir darüber hinaus alles unterstützen, was dazu 
hier gesagt worden ist, ist selbstverständlich. Wir 
haben gemeinsam die Pflicht, in den Ausschüssen 
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Sauter (Epfendorf) 

(A) des Bundestages die aufgeworfenen Probleme kon- 
sequent und schnell anzupacken. 

Lassen Sie mich noch eines sagen, meine sehr 
verehrten Damen und Herren. Eines darf bei aller 
Sorge, bei allen Problemen, die uns hier beschäfti- 
gen, nicht aufkommen, nämlich Resignation. Wer 
resigniert, hat vor dem Problem kapituliert. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, gestern hat es in diesem 
Hohen Hause eine Debatte über die Probleme der 
Jugend gegeben. Da haben wir gespürt und erfah- 
ren, in wie starkem Maße die junge Generation im 
Umweltschutz engagiert ist. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Sehr rieh- 
tig!) 

Das ist gut so, und ihre Sorgen sind begründet. Nur 
dürfen wir nicht kapitulieren, sondern müssen ent- 
schlossen handeln. 

Ich will zum Schluß ein Beispiel nennen: Im 
Jahre 1947 wurde die Schutzgemeinschaft Deut- 
scher Wald gegründet. Im Jahre 1947 hatten wir im 
Schwarzwald — der eine oder andere Kollege, der 
hier ist, weiß das vielleicht noch — eine katastro- 
phale Situation. Wir hatten noch in großem Umfang 
Reparationen zu leisten, und im gleichen Jahr hat 
der Borkenkäfer in unvorstellbarem Maße gras- 
siert. Viele — und ich habe das damals miterlebt — 
wollten erst resignieren. Aber dann haben sie nicht 
resigniert, sondern gehandelt. 

Die Landwirte und die Förster und, wie ich hinzu- 
' ' fügen möchte, alle Bürger müssen mit handeln, da- 
mit wir den Wald für uns und vor allen Dingen für 
künftige Generationen erhalten können. — Ich be- 
danke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Präsident Dr. Barzel: Meine Damen und Herren, 
damit sind wir am Ende dieser Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich rufe zunächst 
den Antrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
10/35 und den Antrag der Fraktion der GRÜNEN 
auf Drucksache 10/67 auf. Es ist vorgeschlagen, 
diese beiden Anträge zu überweisen zur federfüh- 
renden Beratung an den Innenausschuß und zur 
Mitberatung an den Ausschuß für Wirtschaft, den 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, den Ausschuß für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit und den Ausschuß für Forschung und 
Technologie. Sind Sie mit diesem Vorschlag einver- 
standen? — Ich höre keinen Widerspruch. Es ist so 
beschlossen. 

Ich rufe den Antrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU, der SPD und der FDP und der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 10/84 auf. Wer diesem 
interfraktionellen Antrag zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Der Antrag ist angenommen. 

Wir kommen zum Antrag der Fraktion der SPD 
auf Drucksache 10/83. Der Ältestenrat schlägt vor, 
diesen Antrag zur federführenden Beratung dem 


Innenausschuß und zur Mitberatung dem Ausschuß (C) 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zu 
überweisen. Sind Sie mit dem Vorschlag einver- 
standen? — Ich höre keinen Widerspruch. — Es ist 
so beschlossen. 

Ich rufe als letzten Punkt den Punkt 19 der Ta- 
gesordnung auf: 

Beratung des Antrags des Abgeordneten Dr. 

Ehmke (Ettlingen) und der Fraktion DIE 

GRÜNEN 

Einfuhr von Meeresschildkröten und -Pro- 
dukten 

— Drucksache 10/31 — 

Im Ältestenrat ist Einvernehmen darüber erzielt 
worden, daß ein Beitrag von höchstens zehn Minu- 
ten je Fraktion geleistet werden kann. 

Ich eröffne die Aussprache. Als erste hat für die 
Fraktion DIE GRÜNEN die Frau Kollegin Dr. Bard 
das Wort zur Begründung. 

Frau Dr. Bard (GRÜNE): Meine Damen und Her- 
ren! Ich denke, Sie haben wahrscheinlich gefeixt, 
daß wir am Ende einer langen Woche mit so einem 
Pipifax wie Schildkröten ankommen. Ich hoffe aber, 
nach diesem Wettstreit hier heute morgen, wer die 
grünste Partei in diesem Hause ist, werden Sie un- 
serem Antrag einmütig zustimmen können. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Roten Listen mit den vom Aussterben be- 
drohten Tierarten werden in einem erschreckenden 
Ausmaß immer länger. Es kann auch kein Einwand 
sein, zu sagen: Es sind schon immer Tierarten aus- 
gestorben. Dabei wird auf die Dinosaurier verwie- 
sen. Was jetzt stattfindet, ist etwas ganz anderes. 

Mit dem Aussterben von Tierarten ist früher zu- 
gleich eine größere Vielfalt neuer Tierarten ent- 
standen. Heute haben wir diese Situation nicht. 

(Beifall des Abg. Duve [SPD]) 

Das Aussterben führt zu einer Verengung und Ver- 
armung der Artenvielfalt. 

(Beifall bei den GRÜNEN und des Abg. 

Duve [SPD]) 

Dies hat ganz erhebliche Bedeutung für unseren 
Lebensraum. Zweierlei möchte ich dazu noch ein- 
mal anführen. Erstens. Die Vielfalt der biologischen 
Arten ist ein ganz wesentlicher Faktor für die Stabi- 
lität der Ökosysteme überhaupt. Vielfalt bedeutet, 
daß unsere Umwelt auf Veränderungen des Klimas 
usw. noch reagieren kann. Wenn nur wenige Arten 
vorherrschen und wenn es zu immer stärkeren Mo- 
nokulturen kommt — das gilt für Pflanzen genau so 
wie für Tierarten — , kann eine einzige Verände- 
rung biologischer Verhältnisse plötzlich zu einer 
großen Gefahr werden und zum Umkippen ganzer 
Ökosysteme führen. 

Der zweite Grund, warum wir die Vielfalt der Ar- 
ten erhalten sollten, ist das Reservoir an biologi- 
schen Rohstoffen. Wir wissen noch gar nicht, wel- 
che Bedeutung verschiedene Pflanzen und Tiere für 
unsere eigene Gesundheit haben können. 

(Eigen [CDU/CSU]: Richtig!) 



478 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 9. Sitzung. Bonn, Freitag, den 20. Mai 1983 


Frau Dr. Bard 

(A) Zwei Vorgänge sind, denke ich, wesentlich dafür, 
daß es in unserer Umwelt zu einer Artenverarmung 
kommt. Da müssen wir eingreifen. Das Wesentliche, 
was wir auch vorhin in der Debatte über das Wald- 
sterben erörtert haben, ist, daß der Mensch seine 
Umwelt systematisch vergiftet und daß die natürli- 
chen Lebensräume immer enger werden. 

Das zweite — und das ist jetzt das Beispiel mit 
den Schildkröten — ist die kommerzielle Nutzung 
bestimmter Tierarten, die zur Ausrottung verschie- 
dener Tierarten, z. B. der Nashörner, der Elefanten 
und eben auch der Schildkröten führt. 

Die Meeresschildkröten, bei denen es sich um 
sieben verschiedene Arten handelt, sind eine sehr 
alte, biologisch gesehen erfolgreiche Tierart, die 
80 Millionen Jahre überlebt hat. Sie ist jetzt in Ge- 
fahr, innerhalb von etwa fünf Jahren ausgerottet zu 
werden, wenn wir der kommerziellen Nutzung die- 
ser Tierart nicht sofort Einhalt gebieten. Die Eiabla- 
geplätze sind inzwischen verwaist. Zu Küstenstrei- 
fen in Mexiko, wohin vor zehn Jahren noch 400 000 
zur Eiablage kamen, kommen jetzt nur noch 400. 
Diese Tiere sind inzwischen nach dem Washing- 
toner Tierartenschutzabkommen geschützt worden. 
Aber dieser Schutz wird unterlaufen. 

Der politische Skandal besteht für uns darin, daß 
die Bundesrepublik dadurch, daß sie Hauptabneh- 
mer dieser Produkte ist, darin verwickelt ist. 

Die Bundesregierung hat diese Gefahr offensicht- 
lich nicht erkannt, oder sie versucht, sie zu ver- 
harmlosen. Die Antwort des Staatssekretärs Gallus 

(B) auf eine Anfrage der SPD kann man überhaupt 
nicht anders interpretieren. In dieser Stellung- 
nahme wird gesagt: 1981 wurden noch 125,8 1 
Fleisch von Meeresschildkröten importiert, 1982 
gar nichts mehr. Wenn das wahr wäre, stünde ei- 
nem Importverbot doch eigentlich überhaupt nichts 
mehr im Wege. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Tatsächlich geht es aber nicht nur um das 
Fleisch, sondern auch um Schildpatt und Schild- 
krötenleder. Dabei geht es wirklich um Millionen- 
beträge. Man muß sich vorstellen, daß für ein Kilo 
Schildpatt auf dem Markt zur Zeit Preise bis zu 
10 000 DM erzielt werden. In der Bundesrepublik 
wird Schildpatt noch laufend verarbeitet. Man fragt 
sich wirklich, wieso es trotz der Unter schütz Stel- 
lung im Jahre 1979 immer noch soviel Material in 
der Bundesrepublik gibt. Es kann doch nicht sein, 
daß sich all dieses Material schon vor 1979 hier 
befunden hat. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft hat 
offensichtlich kein Interesse daran, die Echtheit 
von Begleitpapieren zu überprüfen, und geht recht 
fahrlässig mit den Einfuhrgenehmigungen um. Das 
gilt für Schildkrötenleder und das Schildpatt der 
KarettschildkrÖte. Auch das Problem des Imports 
von Schildkrötenfleisch ist heute noch nicht gelöst. 
Es gibt Schildkrötenfarmen, die von der Überwa- 
chungsbehörde nach dem Washingtoner Arten- 
schutzübereinkommen genehmigt wurden. Die Auf- 


lagen, die mit der Genehmigung verbunden worden (C) 
sind, werden aber unterlaufen. Es ist heute inzwi- 
schen wohl klar, daß das Fleisch eben nicht nur von 
den auf den Farmen gezüchteten Tieren stammen 
kann, sondern daß diese Farmen Tausende von Ei- 
ern aus der freien Wildbahn entnehmen, was ein 
Unterlaufen des genannten Arten schutzüberein- 
kommens bedeutet. Ich finde, es ist ziemlich pein- 
lich, wenn wir, soweit ich informiert bin, von deut- 
scher Seite zur Zeit den Vorsitz in der internationa- 
len Überwachungsbehörde nach dem Artenschutz- 
übereinkommen haben und das Abkommen in der 
Bundesrepublik zugleich unterlaufen wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Weil es eben so ist, daß wir nicht richtig kontrol- 
lieren können und wohl auch niemand gewillt ist, 
richtig zu kontrollieren, welches Fleisch von Tieren 
aus irgendwelchen Farmen stammt und welches 
nicht, sind wir der Meinung, daß wir sofort ein Im- 
portverbot erlassen sollten, um nicht Möglichkeiten 
und Handhabe zu bieten, das Arten schutzübe rein- 
kommen in dieser Weise zu unterlaufen. Es sollte 
auf internationaler Ebene auch — dies ist eine Auf- 
forderung an die Bundesregierung — darauf hinge- 
wirkt werden, daß jene Farmen nicht weitergeführt 
werden. Es ist nämlich auch so, daß die Tiere dort 
unter katastrophalen Verhältnissen gehalten wer- 
den. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Herr Paria- ( D ) 
mentarische Staatssekretär von Geldern. 


Dr. von Geldern, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Die Bundesregierung spricht sich nicht gegen das 
Anliegen des Artenschutzes, das in dem Antrag der 
GRÜNEN zum Ausdruck kommt, aber gegen den 
Antrag in der Form, wie ihn die GRÜNEN hier ein- 
gebracht haben, aus. 

(Dr. Hauff [SPD]: Anliegen ja, Antrag 
nein!) 

— So ist es. 

Es ist bedauerlich, daß Sie, Frau Kollegin Bard, 
diesen Antrag nun noch zusätzlich mit einer Reihe 
von falschen Behauptungen befrachtet haben. Sie 
haben gesagt, die Bundesrepublik Deutschland sei 
ein Hauptabnehmer von Schildkrötenprodukten. 
Das ist objektiv falsch. Sie haben von einem Skan- 
dal gesprochen und die Tatsache, daß wir den Vor- 
sitz in der Überwachungsbehörde nach dem Arten- 
schutzabkommen haben, als Peinlichkeit bezeich- 
net. Ich meine, das ist eine Auszeichnung, die zeigt, 
welcher Rang der Bundesrepublik Deutschland in 
diesem internationalen Gremium zugewiesen wird. 

(Schily [GRÜNE]: Es ist nicht peinlich, daß 
die Bundesrepublik den Vorsitz hat, son- 
dern peinlich ist, daß Sie das Artenschutz- 
abkommen unterlaufen! Das ist als pein- 
lich bezeichnet worden! Besser zuhören!) 
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Pari. Staatssekretär Dr. von Geldern 

(A) Alle Meeresschildkröten sind seit 1976 als vom 
Aussterben bedrohte Tierarten im Anhang I des 
Washingtoner Artenschutzübereinkommens aufge- 
nommen. 

Präsident Dr. Barzel: Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Abgeordneten Würtz? 

Dr. von Geldern, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten: Bitte. 

Würtz (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen be- 
kannt, daß die Strafverfolgungsbehörden in Bre- 
men gegen Firmen ermitteln, die auf illegale Weise 
Turtlefleisch in die Bundesrepublik Deutschland 
bringen? 

Dr. von Geldern, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten: Mir ist dieser Fall aus Bremen nicht be- 
kannt. Wenn das geschieht, zeigt das aber, daß wir 
dabei sind, alle Maßnahmen zu ergreifen, um einen 
solchen illegalen Handel zu unterbinden. 

(Würtz [SPD]: Sind Sie bereit, das zu prü- 
fen?) 

— Selbstverständlich, gerne. 

Alle Meeresschildkröten sind in das Washing- 
toner Artenschutzübereinkommen aufgenommen. 
Das bedeutet, daß der internationale Handel mit 
diesen Tieren sowie mit den Produkten aus ihnen 

( B ) grundsätzlich verboten ist. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Auf dem Pa- 
pier!) 

Das Übereinkommen läßt den Handel mit Arten, 
die in Anhang I des Washingtoner Abkommens auf- 
geführt sind, nur dann noch zu, wenn es sich um 
Tiere aus Zuchtbetrieben oder um Tiere handelt, 
die vor ihrer Unterschutzstellung durch das Arten- 
schutzübereinkommen der Natur bereits entnom- 
men worden waren. 

Der Antrag, den Sie eingebracht haben, verkennt 
nun, daß die geltenden Regelungen des Washing- 
toner Artenschutzübereinkommens voll ausreichen, 
um die illegale Einfuhr von Meeresschildkröten 
und daraus gewonnenen Produkten zu verhindern. 
Die Vollzugsbehörden der Bundesrepublik Deutsch- 
land — das hat ja eben auch die Frage gezeigt, die 
den Bremer Fall betrifft — weisen unrichtige oder 
gefälschte Dokumente aus anderen Staaten über 
Zucht oder Vorerwerb von Schildkrötenprodukten 
zurück und verhindern so die Einfuhr. So wurde 
nach 1981 kein Schildkrötenfleisch mehr in die 
Bundesrepublik Deutschland importiert. 

Die Bundesregierung hat aber nicht die Absicht 
— lassen Sie mich das in aller Deutlichkeit sagen, 
weil ja auch diese Forderung in Ihrem Antrag ent- 
halten ist — , sich international für ein Verbot von 
Schildkrötenfarmen einzusetzen. Ein solches Ver- 
bot stünde im Gegensatz zu den Beschlüssen der 
Konferenzen zum Washingtoner Artenschutzüber- 
einkommen, die den Handel mit Schildkrötenpro- 
dukten aus Farmen ausdrücklich zulassen, wenn 


hierdurch eine Gefährdung der Art nicht zu be- (C) 
fürchten ist. 

So haben die Vertragsstaatenkonferenzen zum 
Artenschutzübereinkommen festgelegt, unter wel- 
chen Voraussetzungen in der Gefangenschaft ge- 
züchtete oder aufgewachsene Tiere und daraus ge- 
wonnene Produkte vermarktet werden dürfen. Da- 
nach gelten ab 1979 als „in der Gefangenschaft ge- 
züchtet“ im Sinne des Übereinkommens nur solche 
Tiere, die von in Zuchtbetrieben gezeugten und ge- 
borenen Elterntieren stammen, d. h. es muß sich um 
die sogenannte F 2 -Generation handeln. Daneben 
kann auch der Handel mit Schildkrötenprodukten 
aus anerkannten Aufzuchtbetrieben gestattet wer- 
den, die unter strenger Kontrolle Eier aus der Natur 
entnehmen dürfen, diese ausbrüten und einen Teil 
der Jungtiere wieder aussetzen, was letzten Endes 
der Arterhaltung und nicht der Gefährdung der Art 
dient. Das ist auf der Grundlage des Artenschutz- 
übereinkommens so festgelegt. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Alles Papier!) 

Es ist weltweit anerkannt, daß die Vermarktung 
der so gewonnenen Schildkrötenprodukte dem 
Überleben der Meeresschildkröten in keiner Weise 
abträglich ist; im Gegenteil, die Arbeit der Auf- 
zuchtbetriebe trägt in besonderer Weise zum Über- 
leben der hochgradig gefährdeten Meeresschildkrö- 
ten bei. 

Präsident Dr. Barzel: Erlauben Sie eine Zwischen- 
frage des Abgeordneten Dr. Ehmke (Ettlingen)? 

(D) 

Dr. von Geldern, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten: Ich habe noch eine Minute. Ich möchte das 
zu Ende führen. 

Nach allem ist also nicht zu befürchten, daß die 
Bundesrepublik Deutschland als Abnehmerland 
zum Aussterben der hochgradig gefährdeten Mee- 
resschildkröten beiträgt. Es muß vielmehr festge- 
stellt werden, daß wir in vorbildlicher Weise im 
Sinne des Washingtoner Artenschutzübereinkom- 
mens handeln. Übrigens ist das auch von internatio- 
nalen Naturschutzbehörden, auf die Sie sich ja 
sonst auch gerne beziehen — ich nenne einmal 
Green Peace oder World Wildlife Fund — , gerade im 
Hinblick auf die bedrohten Meeresschildkröten 
ausdrücklich anerkannt worden. Die Delegation der 
Bundesrepublik Deutschland hat sich auf der 4. 
Vertragsstaatenkonferenz im April 1983 in Bots- 
wana mit besonderem Nachdruck und mit Erfolg 
für die Beibehaltung des strengen Schutzes der 
Meeresschildkröten eingesetzt. Dies ist von den Na- 
turschutz- und Tierschutzorganisationen ausdrück- 
lich als eine besonders erfreuliche Haltung der 
Bundesregierung anerkannt worden. — Herzlichen 
Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Paintner. 

Paintner (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die FDP-Fraktion betrachtet mit Sor- 
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Paintner 

(A) gen die kritische Bestandssituation der Meeres- 
schildkröten. Sie begrüßt, daß sich die Bundesregie- 
rung dafür eingesetzt hat, daß alle Meeresschildkrö- 
ten als unmittelbar vom Aussterben bedrohte Tier- 
arten in Anhang I des Washingtoner Artenschutz- 
übereinkommens aufgenommen worden sind. 

Durch diese Entscheidung ist der internationale 
Handel mit Schildkrötenprodukten grundsätzlich 
verboten. Lediglich der Handel mit Produkten, die 
nachgewiesenermaßen aus Zuchten oder Vorer- 
werb stammen, ist noch zugelassen. Entscheidend 
ist die Frage, ob es gelingt, durch ausreichende 
Kontrollmöglichkeiten der Zollbehörden den Voll- 
zug des Abkommens sicherzustellen. Tatsache ist, 
daß für die Einfuhr entsprechender Produkte des 
.Washingtoner Artenschutzübereinkommens nur 
noch bestimmte wenige Zollstellen zugelassen sind. 
Dadurch ist die Möglichkeit gegeben, alle im Zu- 
sammenhang mit dem Washingtoner Artenschutz- 
übereinkommen zu beachtenden Bestimmungen zu 
vollziehen. 

Nach allem, was wir bisher wissen, haben sich bei 
uns die gehandhabten Regelungen bewährt. Tatsa- 
che ist, daß, wie vorhin Staatssekretär von Geldern 
schon erwähnt hat, im Jahre 1981 noch 125 828 kg 
Schildkrötenfleisch in die Bundesrepublik Deutsch- 
land eingeführt wurden und 1982 die Einfuhr total 
zum Erliegen kam. Die Einfuhr von Produkten aus 
Schildkrötenleder von in Gefangenschaft gehalte- 
nen Schildkröten hält sich in engen Grenzen. 

Die FDP-Fraktion ist trotzdem der Auffassung, 
daß der Antrag an den Ernährungsausschuß über- 

(B) 

wiesen werden soll, jedoch Beratungen dieses An- 
trags erst nach einer Anhörung von Fachleuten er- 
folgen sollten, damit wir Abgeordnete die Gewißheit 
haben können, daß die Maßnahmen der Bundesre- 
gierung ihren Zweck erfüllen. 

Präsident Dr. Barzel: Herr Kollege, erlauben Sie 
eine Zwischenfrage des Abgeordneten Ehmke? 

Paintner (FDP): Nein, ich bin gleich fertig. 

Sollte das nicht der Fall sein, werden wir uns für 
einen totalen Stopp der Einfuhren von Produkten 
auch aus in Zucht lebenden Schildkröten ausspre- 
chen. 

(Beifall bei der FPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat Frau Kollegin 
Dr. Hartenstein. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Meeresschildkröten — ich 
bitte noch um einige Minuten Aufmerksamkeit — 
stehen hier heute stellvertretend für viele andere 
Arten, die vom Aussterben bedroht sind. Ich möchte 
insbesondere die Bundesregierung bitten, Herr 
Staatssekretär, Ihre soeben ausgesprochene glatte 
Ablehnung noch einmal zu überprüfen. Die Dinge 
sind doch leider nicht so rosig, wie sie sich nach 
Ihren Ausführungen offensichtlich darstellen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ- 
NEN) 


Die geltenden Regelungen reichen leider nicht voll (C) 
aus. Warum wollen wir uns denn das verhehlen? Ich 
hoffe, wir können uns im Ausschuß darüber unter- 
halten. 

Meine Damen und Herren, es ist der Spezies 
Mensch gelungen, innerhalb der letzten 100 Jahre 
rund 2 000 Tierarten auszurotten. In den letzten 30 
Jahren schreitet diese Entwicklung mit atemberau- 
bendem Tempo fort. Inzwischen sind allein in der 
Bundesrepublik weitere 5 000 Arten gefährdet oder 
vom Aussterben bedroht. Der Bericht „Global 2 000“ 
prognostiziert sogar, daß bis zur Jahrtausendwende 
weltweit eine halbe bis zwei Millionen Tier- und 
Pflanzenarten von dieser Erde verschwunden sein 
werden, wenn wir uns nicht bald eines besseren 
besinnen. 

Es sieht bis jetzt allerdings nicht so aus, als ob 
der Mensch begriffen hätte, was er damit anrichtet. 

Er macht nicht nur die Erde ärmer, sondern be- 
raubt sich auch selbst, indem er ein riesiges biologi- 
sches Kapital verschleudert, das für seine eigene 
Zukunft lebenswichtig wäre: Neue Reserven für die 
Ernährung, neue Hilfsmittel gegen Krankheit, neue 
Rohstoffe könnten daraus gewonnen werden. Vier 
Fünftel der Weltnahrung stammen von weniger als 
zwei Dutzend Pflanzen- und Tierarten. 

Hauptgründe für den Artenschwund sind — dar- 
auf ist schon kurz hingewiesen worden — die Zer- 
störung der Lebensräume, insbesondere der tropi- 
schen Wälder, die Verschmutzung der Meere, aber 
auch die blindwütige Bejagung und das massen- 
hafte Abschlachten. (D) 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ- 
NEN) 

Gerade darum handelt es sich bei der Tragödie 
der Meeresschildkröten. Meine Damen und Herren, 
diese Tragödie ist wirklich nur die Spitze eines Eis- 
berges. Das ist keine billige Dramatisierung! 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ- 
NEN) 

Den Walen geht es nicht besser. Das gleiche gilt für 
Elefanten und Antilopen, für die Robben, die Kroko- 
dile, die Greifvögel und für viele andere mehr. 

Nun ist erfreulicherweise im letzten Jahrzehnt 
eine positive Gegenbewegung in Gang gekommen. 

Daß es das Washingtoner Artenschutzabkommen 
gibt, ist eine gute Sache. Es ist der erste umfas- 
sende internationale Versuch, die Erhaltung der Ar- 
ten zu gewährleisten. 

Auf der Umweltkonferenz der Vereinten Natio- 
nen in Stockholm wurde 1972 beschlossen, interna- 
tionale Maßnahmen zu ergreifen, weil man erkannt 
hatte, daß — wie es so aufschlußreich heißt — als 
Folge von Handelsinteressen immer mehr Arten 
gnadenlos vom Erdboden getilgt werden. Schon 
1973 kam es zum Abschluß des Washingtoner Ab- 
kommens, dem die Bundesrepublik übrigens als er- 
ster EG-Staat beigetreten ist. Inzwischen sind 76 
Länder Vertragspartner — ohne Zweifel ein großer 
Schritt voran — , aber die internationale Durchset- 
zung läßt zu wünschen übrig. 
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Frau Dr. Hartenstein 

(A) Tatsache ist leider, daß trotz des Washingtoner 
Abkommens und trotz nationaler Artenschutzvor- 
schriften der Ausverkauf der wildlebenden Pflan- 
zen- und Tierarten weite rgegangen ist, ja, sogar ein 
ungeahntes Ausmaß angenommen hat Zur Durch- 
setzung gehört eben nicht nur die Einsicht in die 
Notwendigkeit von Regelungen, sondern auch ein 
ausreichend starker politischer Wille, der vor dem 
Dickicht der oben erwähnten Handelsinteressen 
nicht zurückschreckt 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ- 
NEN) 

Es gibt ja nicht nur die ominösen Aufzuchtstatio- 
nen, es gibt auch nicht wenige Länder besonders in 
Amerika und in Asien, die großzügigst Exportge- 
nehmigungen ausstellen, selbst wenn die betreffen- 
den Arten bei ihnen gar nicht Vorkommen. Ich 
nehme nicht an, Herr Staatssekretär von Geldern, 
daß Ihnen dies nicht bekannt sein könnte. Vor al- 
lem aber gibt es skrupellose Händler, die alle krum- 
men Touren nutzen, um sich die nötigen Papiere zu 
beschaffen, und die bei diesem Geschäft selbstver- 
ständlich einen kräftigen Profit machen. Denen 
muß das Handwerk gelegt werden! 

(Zustimmung bei der SPD) 

Da sind aber, meine Damen und Herren, auch 
noch die Abnehmerländer, und das sind wir. Weisen 
wir bitte nicht gleich mit dem Finger auf die Einge- 
borenen in Indonesien oder in der Karibik, die sich 
oft aus nackter Not an dem wüsten Massaker betei- 
ligen. Nein, nein, die Industrieländer sind bei die- 

(B) sem Geschäft wenn schon nicht die Verursacher, so 
doch die Veranlasser der globalen Plünderungsak- 
tionen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ- 
NEN) 

Denn hier sitzt das Geld, hier ist der Markt. Gäbe es 
keinen Abnehmermarkt mehr, könnten die langen 
Listen des Washingtoner Abkommens erheblich ge- 
kürzt werden. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Leider macht die Bundesrepublik nicht gerade 
eine rühmliche Ausnahme. Sie gehört sogar mit ei- 
ner Jahreseinfuhr von Waren im Wert von über 100 
Millionen DM zu den Großimporteuren. Dies muß 
ich hier sagen, Herr Staatssekretär, denn so bin ich 
vom Sekretariat des Washingtoner Artenschutz- 
übereinkommens in der Schweiz unterrichtet wor- 
den. 

Nach der Jahresstatistik 1979 wurden an ge- 
schützten Tieren oder daraus gewonnenen Erzeug- 
nissen beispielsweise 20 000 Felle von brasiliani- 
schen Flußottern, nicht weniger als 150 000 Felle 
von gefleckten Katzen, 870 000 kg Elfenbeinerzeug- 
nisse, 160 000 Krokodilhäute und 30 000 Python- 
schlangenhäute eingeführt, und dies alles ganz le- 
gal. 

(Zurufe von der FDP) 

Von der Dunkelziffer wollen wir gar nicht reden. 

Unsere Zollbehörden übrigens haben sich redlich 
bemüht — redlich bemüht — , entsprechend den 


Vorschriften strikt zuzugreifen, wenn verdächtige (C) 
Waren ankamen. Aber sie sind nach dem Washing- 
toner Abkommen gehalten, die Ware durchzulassen, 
wenn die Dokumente des Ausfuhrlandes in Ord- 
nung sind. Eine Ausnahme machen nur die Arten, 
die in Anhang I des Washingtoner Abkommens auf- 
genommen sind. In diesem Fall ist auch eine aus- 
drückliche Einfuhrgenehmigung des Importlandes 
erforderlich. 

Herr Präsident, ich darf um eine Verlängerung 
bitten. Es waren 10 Minuten angemeldet; es wurden 
nur 7 Minuten eingegeben. — Danke schön. 

In diesem Anhang, Sie haben es schon gesagt, 
sind alle 7 Arten der Meeresschildkröten enthalten. 

Das bedeutet, der internationale Handel mit 
Schildkrötenprodukten ist grundsätzlich verboten. 

Hier muß nun gefragt werden — das muß ich um 
der Wahrheit willen tun — , und diese Frage richtet 
sich an das Bundesernährungsministerium als 
oberste Aufsichtsbehörde: Wie konnte es gesche- 
hen, daß eben 1981 nicht weniger als 125 828 kg 
Schildkrötenfleisch — es handelt sich übrigens um 
die Antwort von Herrn Staatssekretär Gallus auf 
meine parlamentarische Anfrage — in die Bundes- 
republik eingeführt wurden, eine Menge, für die 
allein 30 000 Tiere sterben mußten? Haben Sie oder 
haben die Ihnen unterstellten obersten Bundesbe- 
hörden wirklich geglaubt, daß diese Massen aus der 
einzigen existierenden sogenannten Aufzuchtsta- 
tion auf den britischen Cayman-Inseln stammen 
könnten? Wer hat die Einfuhrgenehmigungen er- 
teilt? Was wurde nachgeprüft? (D) 

Schon in der Schule, Herr Staatssekretär, haben 
zumindest wir gelernt, daß Schildkröten besonders 
langsam wachsende Tiere sind. Nach Aussagen von 
Wissenschaftlern könnten Schildkrötenprodukte 
aus Zuchtfarmen frühestens in den 90er Jahren auf 
den Markt kommen, wenn die sogenannte F 2 -Vor- 
schrift des Washingtoner Abkommens wirklich ein- 
gehalten würde. 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 

Wenn es so weitergeht, schaffen wir es wirklich 
noch, eine Art in kurzer Zeit auszurotten, die im- 
merhin 250 Millionen Jahre auf dieser Erde über- 
dauert hat. Es sage keiner, der Mensch könne nicht 
leben, ohne Schildkrötensuppe zu essen oder eine 
Brille mit Schildpattgestell auf der Nase zu haben. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ- 
NEN) 

Aber Alarmrufe allein helfen nicht. Was muß ge- 
schehen? 

Erstens. Die Kontrollen müssen erheblich ver- 
stärkt, die Schulung der Zollbeamten muß weiter 
verbessert, die Genehmigungspraxis muß ver- 
schärft werden. 

Zweitens. Sanktionen, die schon heute bis 50 000 
DM möglich sind, müssen häufiger durchgesetzt, 
und, wenn nötig, erhöht werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 
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Frau Dr. Hartenstein 

(A) Drittens. Die Regelungen auf internationaler 
Ebene sind neu zu fassen. Die Ausfuhrgenehmi- 
gung des Exportlandes darf nicht mehr automatisch 
bindend für das Importland sein. 

Viertens. Da das Washingtoner Abkommen natio- 
nale Sondergesetze zuläßt, die schärfer sind als die 
Bestimmungen des Übereinkommens, ist entspre- 
chend dem amerikanischen Vorgehen ein Bundes- 
gesetz zu schaffen, das einen wirksameren Schutz 
besonders bedrohter Arten gewährleistet 

Fünfter und letzter Punkt. Die Auswirkungen der 
ab 1. Januar 1984 in Kraft tretenden Übernahme 
des Washingtoner Abkommens in EG -Recht sind 
genau zu beobachten. Denn nicht alle EG-Länder 
sind Vertragsstaaten des Abkommens. Es dürfen 
keine neuen Schlupflöcher geschaffen werden. 

Schließlich ist durch bessere Aufklärung an der 
Bewußtseinsbildung der Bevölkerung mitzuwirken. 
Es darf eben nicht mehr schick sein, meine Damen 
und Herren, abgehackte Elefantenfüße als Barhok- 
ker zu benutzen oder einen der 3 000 Schildkröten- 
panzer, die jährlich auf dem Frankfurter Flughafen 
eintreffen, als Obstschale zu präsentieren. Auch 
sollte es in der Gesellschaft — das muß ich noch los- 
werden — nicht als Vorzug, sondern als Makel be- 
trachtet werden, wenn sich weibliche oder auch 
männliche Luxusgeschöpfe in die Felle der letzten 
gefleckten Wildkatzen hüllen. 

(Hört! Hört! und lebhafter Beifall bei den 
GRÜNEN — Fischer [Frankfurt] [GRÜ- 
NE]: Wer wird das wohl sein? — Dr. Bötsch 
, . [CDU/CSU]: Sagen Sie einmal, wen Sie 

* ' meinen!) 

Präsident Dr. Barzel: Frau Kollegin, jetzt haben 
Sie aber die 10 Minuten erheblich überzogen. 
(Stratmann [GRÜNE]: Aber es lohnte 
sich!) 

Frau Dr. Hartenstein (SPD): Ich danke Ihnen. 

(Dr. Rumpf [FDP]: Es war ein schöner 
Schluß!) 

Präsident Dr. Barzel: Dies festzustellen ist nicht 
Sache des Präsidenten. Ich habe dafür zu sorgen, 
daß alle gleiche Rechte und Pflichten haben. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD): Ich bitte Sie sehr herz- 
lich, zum Schluß kommen zu dürfen. 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN) 

Der Brief, meine Damen und Herren, des Indianer- 
häuptlings Seattle aus dem Jahre 1855 wird zur Zeit 
häufig zitiert. Mag es für moderne Ohren allzu 
pathetisch oder auch sentimental klingen, wenn er 
sagt: „Wir sind ein Teil der Erde, und die Erde ist 
ein Teil von uns.“ — Und er hat doch Recht! — 
„Wenn wir also die Erde und ihre Geschöpfe ver- 
nichten, vernichten wir uns selbst.“ Es ist so viel 
von der Verantwortung gegenüber den kommenden 
Generationen die Rede. Die schlimmste Mißach- 
tung dieser Verantwortung wäre, wenn wir ihnen 
eine ausgeplünderte, unbewohnbare Welt hinterlie- 
ßen. Lassen Sie uns dafür Sorge tragen, daß das 
nicht so wird. Noch haben wir die Chance dazu! 


Meine Fraktion stimmt dem Überweisungsvor- (C) 
schlag zu und unterstützt eine rasche Beratung des 
Antrags. 

Mit sehr herzlichem Dank für die Nachsicht des 
Herrn Präsidenten danke ich auch Ihnen für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der FDP) 

Präsident Dr. Barzel: Es kann sich hier nur um die 
Nachsicht der Kolleginnen und Kollegen handeln. 

Das Wort hat der Abgeordnete Herkenrath als 
letzter Redner in dieser Debatte. 

(Dr. Rumpf [FDP]: Und in dieser Woche!) 

— Ganz sicherlich nicht. Der Präsident hat das 
letzte Wort in diesem Hause. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Herkenrath (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich glaube, Sie 
sind damit einverstanden, wenn ich es kürzer ma- 
che und einen Teil der mir zur Verfügung stehen- 
den Redezeit Frau Hartenstein nachträglich ab- 
trete. 

Ich möchte gleich anmerken, Frau Hartenstein, 
daß Ihr Engagement von der CDU/CSU-Fraktion 
ganz ohne Zweifel geteilt wird. Allerdings gehört 
aber dann dazu auch, daß man korrekt und objektiv 
informiert. Und dann hätten Sie sagen müssen, daß 
der Parlamentarische Staatssekretär Gallus Ihnen 
auch mitgeteilt hat, daß 1982 kein Fleisch von Mee- ' ' 
resschildkröten mehr in die Bundesrepublik einge- 
führt worden ist. Das gehört mit zu der Gesamtin- 
formation. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das muß hier einmal gesagt werden, nachdem Sie 
die Horrorzahlen von 1981 vorgetragen haben. 

(Abg. Dr. Ehmke [Ettlingen] [GRÜNE] mel- 
det sich zu einer Zwischenfrage) 

— Es tut mir leid, ich lasse keine Zwischenfragen 
zu. Wir müssen uns jetzt langsam auf Pfingsten vor- 
bereiten. Ich weiß nicht, ob bei den Zwischenfragen 
der Heilige Geist immer mitspielt; also keine Zwi- 
schenfragen. — 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
CDU/CSU-Fraktion ist auch gern bereit, diese Pro- 
blematik im Rahmen der Gesamtaufgabe der Ar- 
tenerhaltung, der Erhaltung seltener, vom Ausster- 
ben bedrohter Tierarten im Agrarausschuß sehr 
gründlich, sehr ausführlich zu behandeln. Wir wer- 
den da alle Informationen Zusammentragen und 
dann zu prüfen haben, ob nicht beispielsweise 
Zuchtfarmen für Meeresschildkröten — ich gehöre 
vielleicht zu den wenigen hier im Hause, die solche 
Farmen in der Karibik oder in Indonesien schon 
einmal gesehen haben — gerade Garanten dafür 
sind, daß seltene Arten erhalten bleiben; das wer- 
den wir prüfen müssen. 

Die Frage, ob man hier mit Verboten arbeiten 
könne, ist für mich schon dadurch beantwortet, daß 
ich glaube, daß Verbote dieses Problem nicht lösen 
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Herkenrath 

(A) werden. Genausowenig wird ein Verbot des Imports 
in die Bundesrepublik Deutschland die Gesamtpro- 
blematik lösen können. Denn was hilft es, wenn wir 
hier auf unsere Schildkrötensuppe verzichten, sie 
uns aber z. B. im Grenzverkehr mit Frankreich oder 
anderswo verschaffen können? Ich persönlich er- 
kläre, daß ich gern bereit bin, auf die Schildkröten- 
suppe, die ich schätze, zu verzichten 

(Stratmann [GRÜNE]: Wie oft essen Sie die 
denn?) 

— ich glaube, ich kann das für die ganze Fraktion 
erklären — , wenn dann garantiert ist, daß die Mee- 
resschildkröten nicht mehr vom Aussterben be- 
droht sind. 

Ich glaube, umgekehrt ist es richtig: Weil Nach- 
frage danach herrscht, werden sich die Kräfte rüh- 
ren, die diese wertvollen, seltenen Tiere am Leben 
halten wollen, Tiere, die — nebenbei bemerkt — 
nicht nur 80 Millionen, sondern die nach Auffas- 
sung einer ganzen Reihe von Wissenschaftlern 
schon 250 Millionen Jahre alt sind, also die Dino- 
saurier einige Millionen Jahre überlebt haben. Ich 
bin sicher, wir haben heute die Möglichkeit, diese 
seltenen Arten weiter zu erhalten. Darum werden 
wir uns im Fachausschuß, dem Agrarausschuß, be- 
mühen. 


Ich wünsche Ihnen nun fröhliche Pfingsten und (C) 
dem einen oder anderen, daß er den Appetit an der 
Schildkrötensuppe nicht verloren haben möge. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Stratmann 
[GRÜNE]: So zynisch! Pfui! — Schily 
[GRÜNE]: Den Heiligen Geist müssen Sie 
aber selbst erst noch erleben!) 

Präsident Dr. Barzei: Meine Damen und Herren, 
die Aussprache ist beendet. Wir kommen zur Ab- 
stimmung. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Antrag auf 
Drucksache 10/31 dem Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten zu überweisen. Sind 
Sie mit den vorgeschlagenen Überweisungen ein- 
verstanden? — Ich sehe und höre keinen Wider- 
spruch. Dann ist so beschlossen. 

Meine Damen, meine Herren, wir sind am Schluß 
der Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages für Mittwoch, den 8. Juni 1983, 13 Uhr 
ein. 

Ich wünsche Ihnen ein frohes Pfingstfest 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 13.20 Uhr) 
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(A) 

Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 
Abgeordnete(r) entschuldigt bis einschließlich 


Dr. Ahrens * 20. 5. 

Bernrath 20. 5. 

Brandt 20. 5. 

Bredehorn 20. 5. 

Engelsberger 20. 5. 

Ganz (St. Wendel) 20. 5. 

Gerster (Mainz) 20. 5. 

Glos 20. 5. 

Handlos 20. 5. 

Dr. Haussmann 20. 5. 

Helmrich 20. 5. 

Jansen 20. 5. 

Kroll- Schlüter 20. 5. 

Lahnstein 20. 5. 

Lemmrich 20. 5. 

Dr. Lippold 20. 5. 

Dr. h. c. Lorenz 20. 5. 

Dr. Mertes (Gerolstein) 20. 5. 

Dr. Mertens (Bottrop) 20. 5. 

Dr. Müller * 20. 5. 

Nelle 20. 5. 

Dr.-Ing. Oldenstadt 20. 5. 

Pesch 20. 5. 

Regenspurger 20. 5. 

Reimann 20. 5. 

(B) Reuschenbach 20. 5. 

Sander 20.5. 

Schmidt (Hamburg) 20. 5. 

Schwarz 20. 5. 

Seehofer 20. 5. 

Graf Stauffenberg 20. 5. 

Uldall 20. 5. 

Voigt (Sonthofen) 20. 5. 

Wimmer (Neuss) 20. 5. 

Wischnewski 20. 5. 

Frau Dr. Wisniewski 20. 5. 

Zierer 20. 5. 


* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver- 
sammlung des Europarates 


Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 


Der Präsident hat gemäß § 92 der Geschäftsordnung die nachste- 
henden Vorlagen überwiesen: 

Zustimmungsbedürftige Verordnung zur Änderung des Deut- 
schen Teil-Zolltarifs (Nr. 4/83 — Zollpräferenzen 1983 ge- 
genüber Entwicklungsländern — EGKS) — Drucksache 
10/18 — 

Überweisung an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte, 
den Bericht dem Plenum möglichst bis zum 22. Juni 1983 vor- 
zulegen 

Zustimmungsbedürftige Verordnung zur Änderung des Deut- 
schen Teil-Zolltarifs (Nr. 3/83 — Zollkontingent für Walz- 
draht — 1. Halbjahr 1983) — Drucksache 10/19 — 


Anlagen zum Stenographischen Bericht (C) 

Überweisung an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte, 
den Bericht dem Plenum möglichst bis zum 22. Juni 1983 vor- 
zulegen 

Der Präsident hat gemäß § 80 Abs. 3 der Geschäftsordnung die 
nachstehenden Vorlagen überwiesen: 

Bericht des Bundesministers für Verkehr 1982 über den Fort- 
gang der Verkehrserschließung des Zonenrandgebietes — 
Drucksache 9/2254 — 

zuständig: Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen (feder- 
führend) 

Ausschuß für Verkehr 

Fortschreibung des Berichtes der Bundesregierung über 
Maßnahmen zur Verhinderung von Tankerunfällen und zur 
Bekämpfung von Ölverschmutzungen der Meere und Küsten 
vom 19. Dezember 1980 — Drucksache 9/2359 — 

zuständig: Ausschuß für Verkehr (federführend) 

Innenausschuß 

Ausschuß für Forschung und Technologie 

Bericht der Bundesregierung über die Erfahrungen beim 
Vollzug des § 42 des Waffengesetzes — Drucksache 9/2375 — 

zuständig: Innenausschuß 

Bericht der Bundesregierung zu dem Gesetz zur Aufhebung 
des Gesetzes über die Pocken Schutzimpfung — Drucksache 
9/2423 — 

zuständig: Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
(federführend) 

Verteidigungsausschuß 

Entschließung des Europäischen Parlaments zur Kohlekrise 
in der Gemeinschaft — Drucksache 9/2368 — 

zuständig: Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

(D) 

Entschließung des Europäischen Parlaments zum kleinen 
Grenzverkehr — Drucksache 9/2369 — 

zuständig: Finanzausschuß (federführend) 

Innenausschuß 

Entschließung des Europäischen Parlaments zu Sicherheits- 
maßnahmen in Flugzeugen — Drucksache 9/2370 — 

zuständig: Ausschuß für Verkehr 

Entschließung des Europäischen Parlaments zur Mitteilung 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften an den 
Rat über das Programm 1982 für die Verwirklichung der Zoll- 
union — Drucksache 9/2392 — 

zuständig: Finanzausschuß (federführend) 

Ausschuß für Wirtschaft 

Entschließung des Europäischen Parlaments zur Verantwor- 
tung der Mitgliedstaaten für die Anwendung des Gemein- 
schaftsrechts — Drucksache 9/2414 — 

zuständig: Rechtsausschuß (federführend) 

Auswärtiger Ausschuß 

Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Entschließung des Europäischen Parlaments zu den Pro- 
blemen im Güterverkehr von und nach der Gemeinschaft 
beim Transit durch Österreich, die Schweiz und Jugoslawien 
— Drucksache 9/2415 — 

zuständig: Ausschuß für Verkehr 

Entschließung des Europäischen Parlaments zur Freilassung 
von Anatolij Schtscharanskij — Drucksache 9/2416 — 

zuständig: Auswärtiger Ausschuß 

Entschließung des Europäischen Parlaments zur Infor- 
mationspolitik der Europäischen Gemeinschaften im Zu- 
sammenhang mit den Direktwahlen 1984 — Drucksache 
9/2418 — 

zuständig: Innenausschuß (federführend) 

Auswärtiger Ausschuß 
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Unterrichtung durch die Deutsche Delegation in der Ver- 
sammlung der Westeuropäischen Union über den zweiten 
Teil der 28. ordentlichen Sitzungsperiode der Versammlung 
der Westeuropäischen Union vom 29. November bis 2. De- 
zember 1982 in Paris — Drucksache 9/2378 — 

zuständig: Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Verteidigungsausschuß 

Unterrichtung durch die Deutsche Delegation in der Nordat- 
lantischen Versammlung und 

Bericht über die 28. Jahreskonferenz der Nordatlantischen 
Versammlung vom 14. bis 19. November 1982 in London — 
Drucksache 9/2384 — 

zuständig: Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Verteidigungsausschuß 

Unterrichtung durch die Deutsche Delegation in der Parla- 
mentarischen Versammlung des Europarates über die Ta- 
gung der Parlamentarischen Versammlung des Europarates 
vom 24. bis 28. Januar 1983 in Straßburg — Drucksache 
9/2422 — 

zuständig: Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Entschließung des Europäischen Parlaments zu den Fort- 
schritten bei der Vollendung von Zollunion, gemeinsamem 
Binnenmarkt und freiem Personenverkehr gemäß den ein- 
schlägigen Bestimmungen der EG-Verträge — Drucksache 
9/2432 — 

zuständig: Finanzausschuß (federführend) 

Ausschuß für Wirtschaft 

Entschließung zu den grenzübergreif enden Verkehrskonzep- 
ten in Grenzregionen, insbesondere in Regionen beiderseits 
der Binnengrenzen der Gemeinschaft wie der Grenzregion 
Rhein-Maas-Nord und der EUREGIO — Drucksache 9/2433 — 

zuständig: Ausschuß für Verkehr 

Entschließung des Europäischen Parlaments zu den Vorbe- 
dingungen für eine wirksame Energiepolitik in der Gemein- 
schaft — Drucksache 9/2434 — 

zuständig: Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 

Ausschuß für Forschung und Technologie 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Entschließung des Europäischen Parlaments zur Rolle der 
Häfen in der gemeinsamen Verkehrspolitik — Drucksache 
9/2435 — 

zuständig: Ausschuß für Verkehr (federführend) 

Ausschuß für Wirtschaft 

Entschließung des Europäischen Parlaments zum einheitli- 
chen Wahlverfahren — Drucksache 9/2436 — 

zuständig: Innenausschuß (federführend) 

Auswärtiger Ausschuß 

Entschließung des Europäischen Parlaments zu den Todes- 
urteilen an Bahais in Iran — Drucksache 9/2437 — 

zuständig: Auswärtiger Ausschuß 

Zusammenstellung der über- und außerplanmäßigen Ausga- 
ben im 3. Vierteljahr des Haushaltsjahres 1982 — Druck- 
sache 9/2335 — 

zuständig: Haushaltsausschuß 

Zusammenstellung der über- und außerplanmäßigen Ausga- 
ben im 4. Vierteljahr des Haushaltsjahres 1982 — Druck- 
sache 9/2440 — 

zuständig: Haushaltsausschuß 

Überplanmäßige Ausgabe bei Kap. 08 09 Tit. 682 01 (Zuschuß 
an die Bundesmonopolverwaltung für Branntwein) — Druck- 
sache 9/2336 — 

zuständig: Haushaltsausschuß 

Einwilligung zur Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe 
bei Kap. 15 02 Tit. 642 07 des Haushaltsjahres 1982 (Ausgaben 
nach § 8 Abs. 2 Unterhaltsvorschußgesetz) — Drucksache 
9/2337 — 

zuständig: Haushaltsausschuß 


Überplanmäßige Ausgaben; hier: Kap. 23 01 Tit. 836 02 (Betei- (C) 
ligung der Bundesrepublik Deutschland am Kapital der In- 
ternationalen Entwicklungsorganisation [IDA]) — Druck- 
sache 9/2365 — 

zuständig: Haushaltsausschuß 

Überplanmäßige Ausgabe bei Kap. 25 02 Tit. 882 02 (Woh- 
nungsbauprämien nach dem Wohnungsbauprämiengesetz) 

— Drucksache 9/2396 — 

zuständig: Haushaltsausschuß 

Überplanmäßige Ausgabe bei Kap. 05 02 Tit. 686 12 (Humani- 
täre Hilfe im Ausland) — Drucksache 9/2427 — 

zuständig: Haushaltsausschuß 

Unterrichtung durch den Bundesrat betr. Entlastung der 
Bundesregierung wegen der Haushaltsrechnung und Ver- 
mögensrechnung des Bundes für das Haushaltsjahr 1980 
(Jahresrechnung 1980) (Drucksache 9/1259) — Drucksache 
9/2405 — 

zuständig: Haushaltsausschuß 

Nichtaufhebbare Siebenundachtzigste Verordnung zur Ände- 
rung der Einfuhrliste (Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz) 

— Drucksache 10/13 — 

zuständig: Ausschuß für Wirtschaft 

Bericht der Bundesregierung über Erfahrungen mit dem die 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen am Arbeitsplatz 
betreffenden Teil des Arbeitsrechtlichen EG-Anpassungsge- 
setzes und zu der Frage eventueller Benachteiligungen von 
Frauen außerhalb des Bereiches des Arbeitslebens — Druck- 
sache 10/14 — 

zuständig: Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
(federführend) 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Innenausschuß 

Rechtsausschuß /p.. 

Ausschuß für Bildung und Wissenschaft ' ' 

Halbjahresbericht der Bundesregierung über die Tätigkeit 
des Europarats und der Westeuropäischen Union für die Zeit 
vom 1. Oktober 1982 bis 31. März 1983 — Drucksache 10/21 — 

zuständig: Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Verteidigungsausschuß 

Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ für den Zeitraum 
1983 bis 1986 — Drucksache 10/26 — 

zuständig: Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (federführend) 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städ- 
tebau 

Haushaltsausschuß 

Entschließung des Europäischen Parlaments zu dem von den 
Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der Italie- 
nischen Republik vorgelegten Entwurf einer Europäischen 
Akte — Drucksache 10/29 — 

zuständig: Auswärtiger Ausschuß 

Entschließung des Europäischen Parlaments zu der Verhaf- 
tung des französischen Arztes Dr. Augoyard in Afghanistan 

— Drucksache 10/30 — 

zuständig: Auswärtiger Ausschuß 

Entschließung des Europäischen Parlaments zur Herstellung 
und Verwendung von Arzneimitteln in der Gemeinschaft — 
Drucksache 10/37 — 

zuständig: Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Entschließung des Europäischen Parlaments zur Flugüber- 
wachungszentrale von EUROCONTROL in Maastricht — 
Drucksache 10/38 — 

zuständig: Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Verteidigungsausschuß 
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(A) Anlage 3 

Antwort 

des Staats mini sters Möllemann auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Husch (CDU/CSU) (Drucksache 
10/55 Fragen 6 und 7): 

Welche Informationen liegen der Bundesregierung dar- 
über vor, daß ein deutscher Bürger bei seinem Grenzübertritt 
in die Tschechoslowakei am 21. März 1983 von einem Verneh- 
mungsbeamten geschlagen und daß ein zweiter Bundesbür- 
ger mit Schlägen bedroht wurde? 

Hat oder wird die Bundesregierung diesen Vorgang zum 
Anlaß nehmen, bei der tschechoslowakischen Regierung vor- 
stellig zu werden und die Respektierung der Menschenrechte 
— körperliche Unversehrtheit — verlangen? 

Zu Frage 6: 

Die Grenzpolizeiinspektion Waidhaus konnte bei 
einer Befragung bei der Wiedereinreise in die Bun- 
desrepublik am 25. März 1983 ermitteln, daß ein 
Teilnehmer einer 23köpfigen Schüler- und Studen- 
tengruppe bei der Einreise in die Tschechoslowakei 
am 21. März 1983 von einem tschechoslowakischen 
Vernehmungsbeamten geschlagen worden war; der 
Vorfall ereignete sich im Rahmen der Vernehmung 
des Studenten, der versucht hatte, Bibeln in die 
Tschechoslowakei zu schmuggeln. Hierüber wurde 
die Bundesregierung durch die GPI Waidhausen am 
25. März 1983 unterrichtet. 

Ob andere Personen, die zusammen mit dem o. g. 
vernommen wurden, geschlagen oder ob ihnen 
Schläge angedroht worden sind, ist der Bundesre- 
/D v gierung nicht bekannt 

Zu Frage 7: 

Die Bundesregierung hat diesen Vorfall zum 
Anlaß genommen, um bei der tschechoslowaki- 
schen Regierung im Rahmen des 4. Zusammen- 
treffens mit dem Grenzbeauftragten der CSSR am 
21./22. April 1983 in München gegen das Vorgehen 
des tschechoslowakischen Vernehmungsbeamten 
zu protestieren. 

Die tschechoslowakische Seite hat eine Aufklä- 
rung des Vorfalles zugesagt. 


Anlage 4 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt auf die 
Fragen des Abgeordneten Tillmann (CDU/CSU) 
(Drucksache 10/55 Fragen 34 und 35): 

Wie beurteilt die Bundesregierung den beim kürzlich in 
Stuttgart veranstalteten Symposium der Hanns-Martin- 
Schleyer-Stiftung und des Walter-Eucken-Instituts geforder- 
ten Einsatz marktwirtschaftlicher Instrumentarien im Um- 
weltschutz, die sich nach Pressemeldungen auch nach dem 
Ergebnis einer vom Bundesinnenministerium begonnenen 
wissenschaftlichen Studie empfehlen, und hält die Bundesre- 
gierung die zügige Umsetzung entsprechender Vorschläge in 
die Praxis für möglich? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die bei dem 
Stuttgarter Symposium von Professor Niesslein vorgetra- 
gene Forderung, die Verordnung über Großfeuerungsanla- 
gen so umzugestalten, daß sogenannte SO 2 -Emissionszertifi- 
kate ausgegeben werden, noch realisierbar ist, oder würde 


sich dadurch, falls die Bundesregierung eine solche Maß- (C) 
nähme überhaupt für sinnvoll hält, die Verabschiedung der 
Verordnung unvertretbar lange verzögern? 

Zu Frage 34: 

Die Bundesregierung hat bereits mit Übernahme 
der Regierungsverantwortung deutlich gemacht, 
daß der Ausbau marktwirtschaftlicher Regelungen 
auch im Umweltschutz zu den Schwerpunkten der 
zukünftigen Aufgaben gehört. Dies hat der Herr 
Bundeskanzler in der Regierungserklärung vom 
4. Mai 1983 nachdrücklich unterstrichen. Unter 
marktwirtschaftlichen Gesichtspunkten hat die 
Bundesregierung bereits die flexible Ausgleichsre- 
gelung in der neuen TA Luft ausgebaut. Den Weg 
werden wir zum Nutzen unserer natürlichen Um- 
welt konsequent fortsetzen. 

Mit der in der Frage genannten Studie ist mögli- 
cherweise das deutsch-amerikanische Forschungs- 
programm „Verbesserung der Umweltqualität 
durch ökonomische Anreize“ gemeint. Im Rahmen 
dieses gemeinsam vom Bundesminister des Innern, 
der Environmental Protextion Agency der USA und 
des German Marshall Fund getragenen Programms 
wurde am 9. und 10. Mai 1983 eine Expertentagung 
in Bonn durchgführt. Die Tagung hat insbesondere 
bestätigt, daß der Ausbau marktwirtschaftlicher 
Regelungen auch im Umweltschutz sinnvoll und 
nützlich ist. 

Zu Frage 35: 

Vor allem zum Schutz unserer Wälder steht im 
Vordergrund, daß die Großfeuerungsanlagen-Ver- 
ordnung zügig verabschiedet wird. 

Im übrigen weise ich darauf hin, daß Vorschläge 
zur Einführung von „Verschmutzungszertifikaten“ 
bereits seit vielen Jahren immer wieder einmal vor- 
getragen werden, obwohl diese Vorschläge selbst in 
den Wirtschaftswissenschaften heftig umstritten 
sind und als nicht praktikabel kritisiert werden. 


Anlage 5 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Fragen 
des Abgeordneten Beckmann (FDP) (Drucksache 
10/55 Fragen 43 und 44): 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Plan des Kohleaus- 
schusses der Wirtschaftskommission für Europa der Verein- 
ten Nationen vom 19. März 1982 zur Schaffung eines „ECE- 
Koordinationszentrums für Kohlevergasung und -Verflüssi- 
gung“, und ist sie bereit, sich für ein solches Vorhaben einzu- 
setzen? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, zur Verwirkli- 
chung eines solchen Plans der ECE einen Standort in der 
Bundesrepublik Deutschland anzubieten? 

Zu Frage 43: 

Seit J ahren findet in den zuständigen Ausschüs- 
sen der Wirtschaftskommission für Europa der Ver- 
einten Nationen (ECE) ein intensiver Meinungsaus- 
tausch über Ziele und Methoden der multilateralen 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Kohleverga- 
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(A) sung und -Verflüssigung statt. In diesem Zusam- 
menhang haben sich die sozialistischen Länder im 
ECE-Kohleausschuß mehrfach für die Errichtung 
einer ECE-Koordinierungsstelle über Kohleverga- 
sung und -Verflüssigung in Kattowice (VR Polen) 
ausgesprochen. Obgleich die langfristige Bedeutung 
der Kohleveredlung von allen Mitgliedstaaten aner- 
kannt wird, sind die Länder der Europäischen Ge- 
meinschaft dagegen der einhelligen Auffassung, 
daß vor Errichtung eines solchen Zentrums die 
Möglichkeiten des Meinungsaustauschs im Rah- 
men der bestehenden Organisationen voll ausge- 
schöpft werden sollten. 

Als Grundlage für die weitere Diskussion diente 
die von Ihnen erwähnte Studie des Sekretariats des 
ECE-Kohleausschusses vom 29. Januar 1981, die mit 
Schreiben vom 19. März 1982 den Mitgliedstaaten 
zur Kenntnis zugesandt wurde. 

Angesichts der zwischenzeitlich eingetretenen 
entspannten Situation auf den Weltenergie mär kten 
und den nach wie vor bevorstehenden Meinungs- 
verschiedenheiten unter den ECE-Mitgliedstaaten 
über die Zweckmäßigkeit der Errichtung einer sol- 
chen Koordinierungsstelle beschloß der ECE-Kohle- 
ausschuß auf seiner letzten Jahrestagung im Sep- 
tember 1982, das Projekt als Merkposten im Pro- 
gramm zu behalten, es aber erst zu einem günstige- 
ren Zeitpunkt wiederaufzugreifen. 

Dieser Beschluß wird von der Bundesregierung 
voll mitgetragen. Sie ist insbesondere der Ansicht, 
daß vor der Errichtung einer weiteren multilatera- 

( B ) len Einrichtung, die zusätzliche personelle und fi- 
nanzielle Aufwendungen verursacht, die Möglich- 
keiten innerhalb der bestehenden Organisationen 
ausgeschöpft werden sollten. Im übrigen gibt die 
Bundesregierung aus industriepolitischen Erwä- 
gungen der bilateralen Zusammenarbeit zwischen 
der deutschen Industrie und ausländischen Interes- 
senten den Vorrang vor der Errichtung eines sol- 
chen multilateralen Koordinierungszentrums. 

Zu Frage 44: 

Die Bundesrepublik Deutschland ist innerhalb 
der bisherigen Diskussion als Standort für ein mög- 
liches Koordinierungszentrum nicht genannt wor- 
den. 


Anlage 6 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Fragen 
des Abgeordneten Sieler (SPD) (Drucksache 10/55 
Fragen 45 und 46): 

Ist es richtig, daß sich die Bundesregierung in ihrer Koali- 
tionsvereinbarung gegenüber dem Freistaat Bayern zur 
Übernahme der halben Kosten verpflichtet hat, die aus An- 
laß der strukturellen Neuordnung der deutschen Stahlindu- 
strie im Konzept Maxhütte in Brüssel vorgelegt und enthal- 
ten sind? 


In welches Konzept und mit welcher Konsequenz beab- (C) 
sichtigt die Bundesregierung, die Maxhütte gemäß Koali- 
tionsvereinbarung einzubinden? 


Zu Frage 45: 

In die Koalitionsvereinbarung zwischen CDU, 

CSU und FDP ist keine entsprechende Verpflich- 
tung aufgenommen worden. Dies wäre auch nicht 
möglich gewesen. Es wurde lediglich festgehalten, 
daß die Neuordnung der deutschen Stahlindustrie 
nicht nur ein sektorales, sondern auch ein regiona- 
les Problem darstellt und daß sich deshalb Bund 
und Länder an der Finanzierung der Neuordnung 
beteiligen. In bezug auf die Maxhütte wurde verein- 
bart, daß die Bundesregierung im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten alles tut, um die Maxhütte in das 
umfassende Konzept einzubeziehen. 

Zu Frage 46: 

Zur Koalitionsvereinbarung gilt grundsätzlich 
dasselbe wie bei der vorhergehenden Frage. Die 
Bundesregierung wird im Rahmen ihrer Einfluß- 
möglichkeiten darauf hinwirken, daß die deutschen 
Stahlunternehmen die unternehmensübergreifen- 
den Möglichkeiten zur Zusammenarbeit im Inter- 
esse der langfristigen Sicherung der Stahlarbeits- 
plätze nutzen. Dabei sieht sie auch gute Chancen 
für die Maxhütte. Die Maxhütte hat ein Konzept 
vorgelegt, das — sofern es tragfähig ist und die 
Lebensfähigkeit des Unternehmens ohne Subven- 
tionen nach Durchführung der Umstrukturierungs- 
maßnahmen sichert — wie alle anderen Konzepte (D) 
deutscher Stahlunternehmen finanzielle Unterstüt- 
zung erhalten kann. 

Welches Konzept die Maxhütte verfolgt, ist je- 
doch primär Entscheidung der verantwortlichen 
Gremien des Unternehmens. 


Anlage 7 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Czaja (CDU/CSU) (Druck- 
sache 10/55 Fragen 47 und 48): 

Wie lange sind die Karenz- und Bearbeitungsfristen, die zu 
einer Verlagerung von Schadenszahlungen aus außenwirt- 
schaftlichen Gewährleistungen des Bundes in das jeweils fol- 
gende Haushaltsjahr führen, und wie hoch werden solche 
Verlagerungen aus 1983 nach 1984 geschätzt? 

Trifft es zu, daß hohe Schadenszahlungen für verbürgte 
Kredite an RGW- und andere Staatshandelsländer nachträg- 
lich Subventionierungscharakter für dorthin erfolgte Liefe- 
rungen und Leistungen bekommen? 

Zu Frage 47: 

Nach den sogenannten Allgemeinen Bedingun- 
gen, die das Rechtsverhältnis bei der Gewährung 
von Ausfuhrgarantien und -bürgschaften des Bun- 
des zwischen der Bundesregierung und den deut- 
schen Deckungsnehmern regeln, betragen die Ka- 
renzfristen bei Transfer- und Nichtzahlungsschä- 
den zwischen 3 und 6 Monaten je nach Entschädi- 
gungsgrund. Nach Ablauf der jeweiligen Karenz- 
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(A) frist setzt eine zweimonatige Bearbeitungsfrist ein. 
Anschließend steht dem Bund noch eine Zahlungs- 
frist von einem Monat zu. 

Entsprechend dieser Regelung werden Entschä- 
digungszahlungen des Bundes erst zu den sich dar- 
aus ergebenden Zeitpunkten fällig. Die Verlagerung 
der Zahlungen auf zu entschädigende Fälligkeiten 
erfolgt also nicht künstlich, sondern ist automati- 
sche Folge der geschilderten Regelung. Diese Wir- 
kung der Karenz- und Bearbeitungsfristen wird bei 
der Schätzung für den Ausgabeansatz im Haushalt 
berücksichtigt. Dies wird auch für den Haushalt 
1984 gelten, ohne daß Angaben zu der Höhe des 
Verlagerungseffekts schon gemacht werden kön- 
nen. 

Zu Frage 48: 

Durch Entschädigungszahlung gehen die ur- 
sprünglichen Forderungen der deutschen Expor- 
teure oder Banken gegen den ausländischen 
Schuldner auf die Bundesregierung über, die die 
Durchsetzung dieser Forderungen mit Nachdruck 
betreibt Sie geht auch im Falle entschädigter Kre- 
dite an RGW und andere Staatshandelsländer da- 
von aus, daß die wegen gegenwärtiger Transfer- 
probleme oder wegen erfolgter Umschuldungen ent- 
schädigten Forderungen zu einem späteren Zeit- 
punkt bezahlt werden. 

Die Entschädigung aufgrund übernommener 
Ausfuhrbürgschaften sind auch deshalb keine 
nachträglichen Subventionen, da es sich um die be- 

(B) dingungsgemäße vertragliche Leistung des Bundes 
handelt, für die der Exporteur die übliche Prämie 
bezahlt hat. 


Anlage 8 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Fragen 
des Abgeordneten Lennartz (SPD) (Drucksache 
10/55 Fragen 49 und 50): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Rheinisch West- 
fälischen Elektrizitätswerke (RWE) Investitionen von rund 
5 Milliarden DM für den Ersatz- bzw. Neubau der bereits 
genehmigten Kohle kr aftwerke Neurath und Goldenberg- 
werk wegen fehlender Klarheit über Auflagen und den Zeit- 
punkt der Verabschiedung der Großfeuerungsanlagen-Ver- 
ordnung zurückhalten? 

Sind der Bundesregierung weitere Fälle bekannt, in denen 
Elektrizitätsunternehmen Investitionen im Bereich des Er- 
satz- bzw. Neubaus von Braun- und Steinkohlekraftwerken 
mit der gleichen Begründung zurückhalten? 

Zu Frage 49: 

Der RWE-Vorstand hat mit Schreiben vom 
11. Mai den Bundesminister des Innern und u. a. 
auch den Bundesminister für Wirtschaft wissen las- 
sen, daß er auf absehbare Zeit einen Baubeschluß 
für 4 neue 600- MW-Braunkohlekraftwerke, die als 
Ersatz für alte Anlagen vorgesehen sind, nicht tref- 
fen könne. Das RWE beruft sich dabei allerdings 
nicht auf fehlende Klarheit über Auflagen und Zeit- 
punkt der Verabschiedung der Großfeuerungsanla- 


gen-Verordnung. Es weist vielmehr darauf hin, daß (C) 
der Bundesrat eine im Regierungsentwurf der 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung vorgesehene 
Ausnahmevorschrift gestrichen hat, auf die RWE 
bei der Braunkohle wegen der sehr hohen Schwan- 
kungsbreite des Schwefelgehaltes im Brennstoff 
angesichts des nach heutigem Stand der Technik 
nur zur Verfügung stehenden Trockenadditiv-Ver- 
fahrens angewiesen sei. 

Das Bundeskabinett wird in Kürze über die Posi- 
tion der Bundesregierung zu den Änderungen des 
Bundesrates Beschluß fassen. Aus Sicht der Wirt- 
schaftspolitik wäre es bedauerlich, wenn Investitio- 
nen in dieser Größenordnung durch diese Änderun- 
gen in Frage gestellt würden. 

Zu Frage 50: 

Dem Bundeswirtschaftsministerium ist nicht be- 
kannt, daß weitere jetzt konkret anstehende Inve- 
stitionen bei Braun- und Steinkohlekraftwerken 
wegen fehlender Klarheit über Auflagen und Zeit- 
punkt der Verabschiedung der Großfeuerungsanla- 
gen-Verordnung zurückgehalten werden. Generell 
haben sowohl der Bundesverband der Industrie wie 
auch die Elektrizitäts- und Fernwärmewirtschaft al- 
lerdings auf schwerwiegende Auswirkungen der 
vom Bundesrat vorgeschlagenen Verschärfung der 
Vorschriften des Regierungsentwurfs für den Bau 
von Kohlekraftwerken hingewiesen. Dabei hat die 
Wirtschaft insbesondere hervorgehoben, daß wegen 
der progressiven Kosten einer Rauchgasentschwe- 
felung bei kleineren Anlagen sich Probleme für den / D \ 
weiteren Ausbau von Heizkraftwerken auf Kohle- 
basis ergeben werden. 


Anlage 9 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Franke auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Lammert (CDU/CSU) (Druck- 
sache 10/55 Frage 51): 

Beabsichtigt die Bundesregierung, gesetzliche Rahmenbe- 
dingungen zur Schaffung von Teilzeitarbeitsplätzen einzu- 
bringen, und welche der in den verschiedenen westeuropäi- 
schen Ländern gegenwärtig schon praktizierten staatlichen 
Förderungen oder Begünstigungen für arbeits vertragliche 
Regelungen kommen nach Einschätzung der Bundesregie- 
rung auch für die Bundesrepublik Deutschland in Betracht? 

Der Teilzeitarbeitsmarkt ist jener Teil des Ar- 
beitsmarktes, bei dem Angebot und Nachfrage am 
stärksten auseinanderklaffen. Im April 1983 stan- 
den den 251 965 Arbeitslosen, die eine Teilzeitbe- 
schäftigung suchten, 6 899 offene Stellen für Teil- 
zeitarbeit gegenüber. Ein höheres Angebot an Teil- 
zeitarbeitsplätzen könnte das bestehende Ungleich- 
gewicht auf diesem speziellen Teilarbeitsmarkt mil- 
dern, den Gesamtarbeitsmarkt entlasten und 
gleichzeitig dazu beitragen, den Wunsch eines 
wachsenden Teils der Arbeitnehmer nach einer 
besseren Abstimmung von Arbeit, Freizeit und Fa- 
milie zu erfüllen. 

Die Bundesregierung ist daher bestrebt, die Rah- 
menbedingungen für die Ausweitung des Angebots 
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(A) von Teilzeitarbeitsplätzen in der Privatwirtschaft 
zu verbessern. Darüber hinaus wird sie Vorkehrun- 
gen treffen, um das bereits beachtliche Niveau der 
Teilzeitbeschäftigung im öffentlichen Bereich wei- 
ter anzuheben. 

Derzeit wird noch geprüft, ob gesetzliche Maß- 
nahmen — und gegebenenfalls welche — erforder- 
lich sind, um dieses Ziel zu erreichen. Dabei werden 
auch die gesetzlichen Regelungen in unseren west- 
europäischen Nachbarländern und Erfahrungen, 
die diese mit öffentlichen Förderungsprogrammen 
gemacht haben, berücksichtigt. Das bietet sich ins- 
besondere deshalb an, weil fast alle diese Länder 
ein deutlich höheres Niveau an Teilzeitbeschäfti- 
gung aufweisen als die Bundesrepublik Deutsch- 
land. 


Anlage 10 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Pfeifer auf die Frage des 
Abgeordneten Kastning (SPD) (Drucksache 10/55 
Frage 52): 

Ist die Bundesregierung bereit, das Benachteiligtenpro- 
gramm aufzustocken? 


(B) Die Bundesregierung hat das Benachteiligtenpro- 
gramm 1983 auf 124 Millionen DM, gegenüber 67 
Millionen DM in 1982, aufgestockt. Damit können 
im Ausbildungsjahr 1983/84 knapp 6 500 benachtei- 
ligte Jugendliche in überbetrieblichen Ausbildungs- 
maßnahmen und rund 5 000 durch ausbildungsbe- 
gleitende Hilfen, also insgesamt 11 500 Jugendliche, 
gefördert werden. Trotz der deutlichen Ausweitung 
war das Programm bereits im März dieses Jahres 
erheblich überzeichnet. 

Die Bundesregierung prüft gegenwärtig, ob unter 
Berücksichtigung der angespannten Finanzlage 
weitere Mittel für das Programm zur Verfügung ge- 
stellt werden können. 


Anlage 11 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Franke auf die Frage des 
Abgeordneten Kastning (SPD) (Drucksache 10/55 
Frage 53): 

Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen des Gesetzes 
über „Bildungshilfen für junge Arbeitslose“ mehr Haushalts- 
mittel zur Verfügung zu stellen? 


Die Haushaltsmittel, die 1983 für die Durchfüh- 
rung des Gesetzes über die Gewährung von Bil- 


dungsbeihilfen für arbeitslose Jugendliche zur Ver- (C) 
fügung stehen, sind ausreichend. 


Anlage 12 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Franke auf die Fragen des 
Abgeordneten Buschfort (SPD) (Drucksache 10/55 
Fragen 54 und 55): 

Wie ist die durchschnittliche Wartezeit der ausbildungs- 
platzsuchenden Jugendlichen für ein Beratungsgespräch in- 
nerhalb der Berufsberatung der Arbeitsämter? 

Gibt es einen Runderlaß des Präsidenten der Bundesan- 
stalt für Arbeit, mit dem den Jugendlichen, die sich wegen 
eines Ausbildungsplatzes an den Bundeskanzler gewandt ha- 
ben, unverzüglich ein Beratungsgespräch anzubieten ist, und 
wenn ja, bedeutet diese Vorzugsbehandlung nicht einen Ver- 
stoß gegen den Gleichheitsgrundsatz? 


Zu Frage 54: 

Bei einer erstmaligen Anmeldung zur Berufsbe- 
ratung betrug die durchschnittliche Wartezeit auf 
einen Beratungstermin Ende März 1983 rund 4 Wo- 
chen. 

Zu Frage 55: 

Der Erlaß des Präsidenten der Bundesanstalt für 
Arbeit vom 22. März 1983 enthält keine Weisung, 
bestimmte Ausbildungsplatzgesuche bevorzugt zu 
behandeln. In dem Erlaß wird im Gegenteil aus- 
drücklich hervorgehoben, daß die zusätzlich durch 
die Kammern gewonnenen und an die Berufsbera- 
tung weitergegebenen Ausbildungsstellen für die 
Vermittlung aller beim Arbeitsamt vorgemerkten 
Bewerber zu nutzen sind. 


Anlage 13 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Franke auf die Frage des 
Abgeordneten Weinhofer (SPD) (Drucksache 10/55 
Frage 56): 

Wie sieht die Bundesregierung die Chancengleichheit aller 
Bewerber für Ausbildungsstellen gewährleistet, angesichts 
der Tatsache einer internen Verwaltungsanweisung an die 
Arbeitsämter, diejenigen Bewerbungen vorrangig zu bear- 
beiten, die auf Grund der „Ausbildungsplatzgarantie“ des 
Bundeskanzlers direkt an ihn gerichtet wurden und vom 
Bundeskanzleramt an die Arbeitsämter weitergeleitet wur- 
den? 


Der Runderlaß der Bundesanstalt für Arbeit an 
die Arbeitsämter und Landesarbeitsämter spricht 
an keiner Stelle die Bevorzugung der Jugendlichen 
aus, die sich wegen der Suche nach einer Ausbil- 
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(A) dungsstelle an den Bundeskanzler gewandt haben. 
Die Chancengleichheit ist also nicht beeinträchtigt. 


Anlage 14 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Franke auf die Fragen des 
Abgeordneten Pauli (SPD) (Drucksache 10/55 Fra- 
gen 57 und 58): 

Hat die Bundesregierung an die Bundesanstalt für Arbeit 
die Anweisung gegeben, Ausbildungsplatzgesuche von Ju- 
gendlichen, die dieserhalb persönlich an den Bundeskanzler 
geschrieben haben, bevorzugt zu behandeln, wie dies offen- 
sichtlich aus einem Schreiben der Bundesanstalt für Arbeit 
in Nürnberg an alle Arbeitsämter und Landesarbeitsämter 
vom 22. März 1983 zu entnehmen ist, und sieht die Bundesre- 
gierung hierin nicht möglicherweise einen Verstoß gegen das 
Gleichbehandlungsprinzip? 

Sieht die Bundesregierung in Form und Inhalt des Schrei- 
bens der Bundesanstalt für Arbeit vom 22. März 1983 an alle 
Arbeitsämter und Landesarbeitsämter, insbesondere in dem 
Passus 3.1., worin es heißt, „Soweit Jugendliche die Berufsbe- 
ratung bisher noch nicht in Anspruch genommen haben, ist 
ihnen unter Bezug auf ihr an den Bundeskanzler gerichtetes 
Gesuch unverzüglich ein Beratungsgespräch anzubieten“, ei- 
nen Verstoß gegen das Freiwilligkeits gebot der Inanspruch- 
nahme der Leistungen des Arbeitsamts, und sieht die Bun- 
desregierung im Bekanntwerden des Inhalts des Gesuches 
nicht eine Verletzung des Briefgeheimnisses und Gefahr für 
die freie politische Betätigung? 

Zu Frage 57: 

Die Bundesregierung hat eine Weisung an die 
Bundesanstalt für Arbeit, bestimmte Ausbildungs- 
platzgesuche bevorzugt zu behandeln, nicht gege- 
ben. Auch der Erlaß des Präsidenten der Bundesan- 
stalt für Arbeit vom 22. März 1983 enthält keine der- 
artige Weisung. Insoweit nehmen ich auf die Ant- 
wort auf die entsprechende Frage des Kollegen 
Buschfort Bezug. Ich darf ferner darauf aufmerk- 
sam machen, daß die Bundesanstalt die Berufsbera- 
tung und Ausbildungsstellenvermittlung als Selbst- 
verwaltungsaufgaben durchführt, das Arbeitsförde- 
rungsgesetz also fachliche Weisungen der Bundes- 
regierung in diesen Aufgabenbereichen nicht vor- 
sieht. 

Zu Frage 58: 

Aus den Ausbildungsplatzgesuchen der Jugendli- 
chen ergibt sich ein dringender Vermittlungs- 
wunsch, häufig auch ein damit verbundener beson- 
derer Beratungsbedarf. Bei dieser Sachlage muß 
von der Einwilligung der Petenten ausgegangen 
werden, die Eingaben zweckgebunden zuständig- 
keitshalber dorthin weiterzuleiten, wo im Einzelfall 
die gewünschte Hilfe am wirksamsten geleistet 
werden kann. Daher kann in dieser Weiterleitung 
der Ausbildungsplatzgesuche auch keine Verlet- 
zung von Grundrechten der Petenten und keine Ge- 
fahr für die freie politische Betätigung gesehen 
werden. Eine Beeinträchtigung des Grundsatzes 
der Freiwilligkeit der Inanspruchnahme der Be- 
rufsberatung ist deshalb ausgeschlossen, weil nach 
dem genannten Erlaß der Bundesanstalt den Ju- 
gendlichen, die die Berufsberatung bisher nicht in 
Anspruch genommen haben, ausdrücklich ein Bera- 


tungsgespräch lediglich angeboten werden soll und (C) 
es ihnen somit selbstverständlich freigestellt ist, ob 
sie dieses Angebot annehmen wollen. Die Arbeits- 
ämter sind nach § 29 Abs. 2 des Arbeitsförderungs- 
gesetzes allerdings nach wie vor verpflichtet, bei 
der Ausbildungsstellenvermittlung die Eignung der 
Bewerber und der Ausbildungsstellen zu beachten. 

Eine Ausbildungsstellenvermittlung bedingt daher 
unter anderem eine Eignungsabklärung mit dem 
Bewerber, die in der Regel im Rahmen der Berufs- 
beratung vorgenommen wird. 


Anlage 15 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Franke auf die Fragen des 
Abgeordneten Dreßler (SPD) (Drucksache 10/55 
Fragen 59 und 60): 

Hat die Bundesanstalt für Arbeit durch kurzfristige Stel- 
lenumbe Setzungen das Personal in der Berufsberatung der 
Arbeitsämter aufstocken können, um in die Lage gesetzt zu 
sein, die Beratung der Jugendlichen, die sich wegen eines 
Ausbildungsplatzes an den Bundeskanzler gewandt hatten, 
zu bewerkstelligen, ohne die anderen Jugendlichen zu be- 
nachteiligen? 

Wird die Bundesanstalt für Arbeit dem Herrn Bundeskanz- 
ler über die bevorzugte Beratung jener Jugendlichen, die 
sich an ihn wegen eines Ausbildungsplatzes gewandt hatten 
über den Erfolg der Bemühungen berichten, und in welchen 
Zeitabständen wird dies gegebenenfalls geschehen? 

Zur Bearbeitung der von Ihnen genannten Aus- 
bildungsstellengesuche — Mitte Mai waren 3 169 P) 
bei der Bundesanstalt für Arbeit eingegangen — 
bedurfte es keiner Stellenumbesetzungen; nach 
Mitteilung der Bundesanstalt dürfte die wohl weit- 
aus überwiegende Zahl der Jugendlichen den Ar- 
beitsämtern bereits bekannt gewesen sein. 

Eine Berichterstattung der Arbeitsämter an die 
Bundesanstalt ist nach Mitteilung des Präsidenten 
der Bundesanstalt nicht vorgesehen; sie erschiene 
im Hinblick auf die Gleichbehandlung dieser Ju- 
gendlichen mit allen anderen Ratsuchenden und 
Bewerbern auch nicht zweckmäßig. 


Anlage 16 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Franke auf die Frage der 
Abgeordneten Frau Fuchs (Köln) (SPD) (Druck- 
sache 10/55 Frage 61): 

Welche zusätzlichen Mittel hat die Bundesregierung im 
Haushalt 1983 gegenüber dem Haushalt 1982 zur Bekämp- 
fung der Jugendarbeitslosigkeit zur Verfügung gestellt, und 
um welche Maßnahmen handelt es sich dabei? 

Die Bundesregierung hat im Haushalt 1983 
175 Millionen DM mehr als 1982 für die Durchfüh- 
rung des Gesetzes über die Gewährung von Bil- 
dungsbeihilfen für arbeitslose Jugendliche zur Ver- 
fügung gestellt, insgesamt also 205 Millionen nach 
30 Millionen DM im Vorjahr. Mit diesen Mitteln 
kann die Teilnahme von arbeitslosen Jugendlichen 
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(A) an Bildungsmaßnahmen finanziert werden. Zum 
Beispiel können Jugendliche den Hauptschulab- 
schluß nachträglich erwerben. 

Für die berufliche und soziale Eingliederung aus- 
ländischer Jugendlicher stehen im Haushalt des 
Bundesarbeitsministeriums 1983 20 Millionen DM 
mehr als im Jahre 1982 zur Verfügung, insgesamt 
also 76 Millionen DM nach rund 56 Millionen DM 
im Vorjahr. Diese Mittel kommen im großen Um- 
fange auch arbeitslosen und von Arbeitslosigkeit 
bedrohten ausländischen Jugendlichen zugute. 

Für die Förderung der Berufsausbildung von be- 
nachteiligten Jugendlichen nach Richtlinien des 
Bundesministers für Bildung und Wissenschaft ste- 
hen 1983 57 Millionen DM mehr zur Verfügung als 
1982, insgesamt also 124 Millionen DM nach 67 Mil- 
lionen DM im Vorjahr. Mit diesen Mitteln kann die 
überbetriebliche Ausbildung von benachteiligten 
Jugendlichen in einem anerkannten Ausbildungs- 
beruf gefördert werden, außerdem können ausbil- 
dungsbegleitende Hilfen für arbeitslose und von 
Arbeitslosigkeit bedrohte Jugendliche gewährt 
werden. 


Anlage 17 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Franke auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Steinhauer (SPD) (Drucksache 
10/55 Fragen 62 und 63): 

Wie hoch beziffert die Bundesanstalt für Arbeit die Son- 
derkosten der bevorzugten Beratungsaktion jener Jugendli- 
chen, die sich wegen eines Ausbildungsplatzes an den Bun- 
deskanzler gewandt hatten, und wird sie gegebenenfalls Son- 
deraktionen von Ministerpräsidenten, Landräten, Bürger- 
meistern, Oberbürgermeistern und Bundestagsabgeordneten 
in gleicher Weise flankieren? 

Befürchtet die Bundesregierung Nachteile für jene Ju- 
gendlichen, die sich nur an das Arbeitsamt und nicht an den 
Bundeskanzler wegen eines Ausbildungsplatzes gewandt ha- 
ben, und wird sie solche gegebenenfalls durch Dienstaufsicht 
abstellen? 


Zu Frage 62: 

Es entstehen keine Sonderkosten. Auf alle Aus- 
bildungsstellengesuche wird — unabhängig davon, 
anläßlich welcher Aktion oder Maßnahme sie geäu- 
ßert werden — das Verfahren angewendet, nach 
dem üblicherweise seitens der Berufsberatung Rat- 
suchende und Bewerber behandelt werden. 


Zu Frage 63: 

Nein. Da niemand bevorzugt wird, kann auch nie- 
mand benachteiligt werden. 


Anlage 18 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Franke auf die Fragen des 
Abgeordneten Lutz (SPD) (Drucksache 10/55 Fra- 
gen 64 und 65): 


Ist das Rundschreiben des Präsidenten der Bundesanstalt (C) 
für Arbeit, das den Arbeitsämtern die bevorzugte Beratung 
jener Jugendlichen zur Pflicht macht, die sich wegen eines 
Ausbildungsplatzes an den Bundeskanzler gewandt hatten, 
mit der Selbstverwaltung abgestimmt oder zumindest erör- 
tert worden? 

Wieviel Jugendliche sind schon in den Genuß der bevor- 
zugten Beratung, die sich aus dem Rundschreiben IIa3 — 
6404/6310/6326/6702 ergibt, gekommen, und wie hoch ist der 
Prozentsatz jener, die so bereits in einen Ausbildungsplatz 
vermittelt werden konnten? 


Zu Frage 64: 

Der Erlaß des Präsidenten der Bundesanstalt für 
Arbeit enthält keine bevorzugte Behandlung be- 
stimmter Ausbildungsplatzgesuche. Einer Abstim- 
mung oder Erörterung mit der Selbstverwaltung be- 
durfte es nicht, weil nichts geregelt wurde, was 
nicht dem üblichen Verfahren entsprach. Gleich- 
wohl ist der zuständige Ausschuß des Verwaltungs- 
rates über die Herausgabe des Runderlasses infor- 
miert worden. Der Runderlaß war auch Gegenstand 
der Beratungen im Vorstand. 


Zu Frage 65: 

Da keine bevorzugte Behandlung stattfindet, gibt 
es auch keine gesonderten statistischen Erfassun- 
gen. 


Anlage 19 


Antwort 


(D) 


des Pari. Staatssekretärs Franke auf die Frage des 
Abgeordneten Jaunich (SPD) (Drucksache 10/55 
Frage 66): 

Ist der Runderlaß des Präsidenten der Bundesanstalt für 
Arbeit mit der Anweisung an die Arbeitsämter, Jugendli- 
chen, die sich an den Bundeskanzler gewandt haben, im 
Gegensatz zu allen anderen Jugendlichen unmittelbar zu be- 
raten, nicht ein Verstoß gegen die Neutralitätspflicht der 
Bundesanstalt für Arbeit? 


Da der Runderlaß der Bundesanstalt für Arbeit 
vom 22. März 1983 weder jemanden bevorzugt noch 
benachteiligt, ist kein Verstoß gegen die Neutrali- 
tätspflicht erkennbar. 


Anlage 20 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Franke auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD) 
(Drucksache 10/55 Fragen 67 und 68): 

Trifft es zu, daß die persönlich an den Bundeskanzler 
gerichteten Briefe Jugendlicher und ihrer Eltern mit Bitten 
um einen Ausbildungsplatz im Wortlaut an Regierungsstel- 
len der Länder, Industrie- und Handelskammern, Arbeitsäm- 
ter weitergeleitet wurden? 

Trifft es weiterhin zu, daß diese Briefe sehr persönliche 
Bekenntnisse enthielten, z. B. auch politischer Art, und wie 
verträgt sich die Weiterleitung mit dem Persönlichkeits- 
schutz der Jugendlichen und ihrer Eltern, falls das Einver- 
ständnis zur Weiterleitung nicht eingeholt wurde? 
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(A) Die an den Bundeskanzler gerichteten Briefe 
wurden dorthin weitergeleitet, wo im Sinne der Ju- 
gendlichen Hilfe erwartet werden kann. 

In der Regel enthalten die Briefe keine sehr per- 
sönlichen Bekenntnisse. Im Vordergrund der Aus- 
bildungsplatzgesuche der Jugendlichen steht viel- 
mehr ein dringender Vermittlungswunsch. Bei die- 
ser Sachlage muß von der Einwilligung der Peten- 
ten ausgegangen werden, die Eingaben zweckge- 
bunden zuständigkeitshalber dorthin weiterzulei- 
ten, wo im Einzelfall die gewünschte Hilfe am wirk- 
samsten geleistet werden kann. Daher kann in die- 
ser Weiterleitung auch keine Verletzung von Per- 
sönlichkeitsrechten gesehen werden. Ich mache im 
übrigen darauf aufmerksam, daß Ausbildungsstel- 
lengesuche, die im Rahmen von sonstigen Aktionen, 
z. B. über Coupons und Vordrucke, dem Bundes- 
kanzler zugesandt wurden, nicht an die Bundesan- 
stalt für Arbeit und Dritte weitergeleitet wurden. 
Die Einsender dieser Ausbildungsstellengesuche 
werden, da ihre Zuschriften keine ausreichenden 
Angaben enthalten, gebeten, sich direkt mit den ört- 
lichen Stellen in Verbindung zu setzen. 


Anlage 21 

Antwort 

(B) des Pari. Staatssekretärs Franke auf die Fragen des 
Abgeordneten Hinsken (CDU/CSU) (Drucksache 
10/55 Fragen 69 und 70): 

In wieviel Ländern gibt es Außenstellen der Bundesanstalt 
für Arbeit und wieviel Kosten sind seit 1980 dadurch angefal- 
len? 

Treffen Pressemeldungen zu, daß in der Bundesanstalt für 
Arbeit in Nürnberg 300 Mitarbeiter für im Ausland arbei- 
tende Deutsche zuständig sind, und welche Aufgaben werden 
von diesen Mitarbeitern erfüllt? 


Zu Frage 69: 

Nach Auskunft der Bundesanstalt für Arbeit wird 
eine Außenstelle nur noch in Italien unterhalten. 
Hierfür sind vom 1. Januar 1980 bis zum 31. Dezem- 
ber 1982 durchschnittlich je Jahr Personal- und 
Sachkosten in Höhe von 588 925 DM entstanden. Im 
laufenden Jahr werden die Kosten voraussichtlich 
etwa 564 912 DM betragen. 


Zu Frage 70: 

Pressemeldungen, daß in der Bundesanstalt für 
Arbeit 300 Mitarbeiter für im Ausland arbeitende 
Deutsche zuständig sind, treffen nicht zu. In diesem 
Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß die 
Bundesanstalt lediglich für die Arbeitsvermittlung 
von Arbeitnehmern von und nach dem Ausland zu- 
ständig ist. Weitergehende Aufgaben für im Aus- 
land arbeitende Deutsche können sich allenfalls 
während einer vorübergehenden Auslandsbeschäf- 
tigung durch die Kindergeldzahlung ergeben. 


Anlage 22 Antwort (C > 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Klein auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Friedmann (CDU/CSU) 
(Drucksache 10/55 Frage 71): 

Kann die Bundesregierung mitteilen, wie hoch der Pro- 
zentsatz der Firmenzusammenbrüche ist, die dadurch ausge- 
löst werden, daß öffentliche Sozialkassen ihre Forderungen 
weit schneller geltend machen als private Gläubiger, obwohl 
die öffentlichen Sozialkassen zu den bevorrechtigten Gläubi- 
gern im Sinne des Konkursrechtes gehören, und wenn ja, 
zieht die Bundesregierung in Erwägung, daraus Folgerungen 
für eine Änderung des Konkursrechts zu ziehen? 

Der Bundesregierung liegt über die Anzahl der 
bundesweit von Sozialversicherungsträgern gestell- 
ten Konkursanträgen statistisches Material nicht 
vor. Nur vereinzelt, soweit bekannt für zwei Amts- 
gerichtsbezirke, sind Erhebungen angestellt wor- 
den. 

Schon aus diesen Erhebungen wird deutlich, daß 
die Träger der Sozialversicherung seit einigen Jah- 
ren in vermehrtem Umfang Konkursanträge stel- 
len. Nach einer Untersuchung für den Amtsge- 
richtsbezirk Essen wurde der Eröffnungsantrag in 
135 von 226 Verfahren, in denen 1981 der Antrag 
von einem Gläubiger — und nicht vom Schuldner — 
gestellt wurde, von Sozialversicherungsträgern ge- 
stellt. 

Die vermehrte Stellung von Konkursanträgen 
durch Sozialversicherungsträger könnte im Zusam- 
menhang mit dem Gesetz über Konkursausfallgeld 
vom 17. Juli 1974 zu sehen sein: Sozialversiche- 
rungsträgern werden nach diesem Gesetz im Rah- 
men der Konkursausfallversicherung die ihnen ge- 
schuldeten Beitragsrückstände auf Antrag von der 
Bundesanstalt für Arbeit ausgezahlt. 

Aus der Zunahme der Konkursanträge kann aber 
nicht ohne weiteres gefolgert werden, daß — wie in 
Veröffentlichungen angenommen worden ist — ver- 
mehrt Anträge gestellt werden, die sonst vermeid- 
bare Firmenzusammenbrüche zur Folge haben. Die 
Untersuchung für den Amtsgerichtsbezirk Essen 
hat zum Beispiel ergeben, daß sich ein prozentual 
hoher Anteil an den von Sozialversicherungsträ- 
gern gestellten Konkursanträgen gegen Firmen 
richtete, die ihren Betrieb bereits eingestellt hatten. 

Auch der gegen eine noch arbeitende Firma gerich- 
tete Konkursantrag braucht nicht zur Zerschlagung 
des Unternehmens zu führen. Ist dieses sanierungs- 
fähig, besteht die Möglichkeit, die Eröffnung des 
Konkursverfahrens durch das gerichtliche Ver- 
gleichsverfahren abzuwenden. 

Gleichwohl wird die Kommission für Insolvenz- 
recht, die mit der Vorbereitung einer umfassenden 
Neugestaltung dieses Rechtsgebiets befaßt ist, die 
Handhabung des Konkursantragsrechts durch Trä- 
ger der Sozialversicherung kritischer Prüfung un- 
terziehen. Sie wird dabei allerdings zu berücksichti- 
gen haben, daß Konkursanträge vielfach zu spät 
gestellt werden, um das betroffene Unternehmen 
noch sanieren zu können. In diesem Zusammen- 
hang ist der im Schrifttum erhobene Vorwurf zu 
beachten, öffentlich-rechtliche Gläubiger sähen 
trotz ihrer Kenntnis von der finanziellen Situation 
des Schuldners davon ab, rechtzeitig Konkursan- 
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(A) trag zu stellen, so daß die Wirtschaft geschädigt 
werde, weil ihr die Kreditunfähigkeit des Schuld- 
ners verborgen bleibe. 


Anlage 23 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage 
des Abgeordneten Reents (GRÜNE) (Drucksache 
10/55 Frage 72): 

Seit wann hat die Bundesregierung Kenntnis von Planung, 
Entwicklung und Erprobung der sowjetischen Mittelstrek- 
kenraketen mit der Typ-Bezeichnung SS 20, und worauf 
stützte sich die jeweilige Kenntnis? 


Der Bundesregierung ist aufgrund der engen und 
vertrauensvollen Zusammenarbeit im westlichen 
Verteidigungsbündnis seit Mitte der 70er Jahre be- 
kannt, daß die Sowjetunion Flugkörper vom Typ 
SS-20 entwickelt und erprobt hat. Die sowjetischen 
Planungen entziehen sich unserer Kenntnis. 


Anlage 24 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Kelly (GRÜNE) (Druck- 
sache 10/55 Fragen 73 und 74): 

Inwieweit geht die Bundesregierung davon aus, daß das 
zivile und militärische Kommunikationssystem im Krieg ge- 
gen die Wirkungen von nuklearen elektromagnetischen Im- 
pulsen geschützt werden kann, und in welcher Weise hält die 
Bundesregierung solchen Schutz für realisierbar? 

Welche Menge der chemischen Kampfstoffe Sarin bzw. VX 
entspricht bei den durchschnittlichen Wetterverhältnissen 
der Bundesrepublik Deutschland in ihrer Vergiftungswir- 
kung gegen die Zivilbevölkerung einer Atomwaffe der 
Sprengkraft von 10 Kilotonnen bei typischer Luftexplosion 
(entsprechend etwa der Hiroschima-Bombe)? 


Zu Frage 73: 

Das mögliche Ausmaß von Schäden an Kommu- 
nikationssystemen kann nicht exakt vorhergesagt 
werden, da für die sehr unterschiedlich strukturier- 
ten Geräte oder Bauteile keine Einzeluntersu- 
chungsergebnisse vorliegen. Ein umfassender 
Schutz ist technisch realisierbar und mit erhebli- 
chen Kosten verbunden. 

Die Bundesregierung ist sich der Problematik 
zwischen dem notwendigen Schutz komplexer tech- 
nischer Systeme und noch nicht kalkulierbarer Ko- 
sten bewußt. Sie beteiligt sich darum auch an 
Schutzmaßnahmen innerhalb der NATO an ausge- 
wählten Einzelsystemen. 

Zu Frage 74: 

Es gibt keine allgemein bekannten Werte, die für 
einen Vergleich zwischen A- und C-Waffen herange- 
zogen werden können. 


Es ist die erklärte Politik der Bundesregierung, (C) 
gemeinsam mit den Partnern im Nordatlantischen 
Bündnis alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, 
die unseren Frieden in Freiheit erhalten. Damit ver- 
bindet sich das Bemühen aller NATO-Partner, den 
Einsatz von Waffen überhaupt zu verhindern. 


Anlage 25 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage 
der Abgeordneten Frau Nickels (GRÜNE) (Druck- 
sache 10/55 Frage 75): 

Kommen 1985 oder zu irgendeinem anderen Zeitpunkt 
Pershing ID zum FKG II nach Geilenkirchen, und ist die 
Bundesregierung darüber informiert, daß ein Umbau in die 
Pershing II möglich ist? 


Die in der Frage angegebene Rakete vom Typ 
Pershing ID ist der Bundesregierung nicht bekannt. 

Bei der Beantwortung wird aber davon ausgegan- 
gen, daß die Rakete des Typs Pershing IB gemeint 
ist. 

Die Bundesregierung hält an ihrem Beschluß fest 
— so wie alle vorangegangenen Regierungen — , 
Fragen zu Stand- oder Lagerorten von Waffen we- 
der zu bestätigen noch zu dementieren. Daher erüb- 
rigt sich die Beantwortung des ersten Teils Ihrer 
Frage. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage ist festzustellen, ^ 
daß über die Nachfolge der Pershing IA nicht ent- 
schieden ist, da eine Entscheidung darüber derzeit 
nicht erforderlich ist. Im übrigen haben die NATO- 
Staaten mit ihrem Doppelbeschluß vom Dezember 
1979 die Anzahl der Systeme des Typs Pershing II 
von vornherein verbindlich auf das unbedingt not- 
wendige geringste — der sowjetischen Bedrohung 
durch bereits vorhandene SS-20-Raketen — ent- 
sprechende Niveau begrenzt, so daß sich die Frage 
nach einer Umrüstung nicht stellt. 


Anlage 26 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Fragen des Abgeordneten Fiebig (SPD) (Druck- 
sache 10/55 Fragen 76 und 77): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Asthma- und 
Kreislaufmittel Ephedrin der Firma Knoll (Preis DM 2,88) 
rezeptfrei in Apotheken gekauft werden kann und von dro- 
genabhängigen Menschen in Verbindung mit Alkohol als 
Droge mißbraucht wird? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um den Medika- 
mentenabusus von Ephedrin zu unterbinden? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß Ephedrin 
enthaltende Arzneimittel von Jugendlichen miß- 
bräuchlich verwendet werden. Ich verweise hierzu 
auf die Antworten der Bundesregierung zu den Fra- 
gen der Abgeordneten Frau Dr. Lepsius vom 
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(A) 10. April 1981, Herrn Jaunich vom 23. Oktober 1981 

und Herrn Schreiber vom 13. Mai 1982. 

Die in der Antwort an Herrn Schreiber genannte 
Umfrage zum Mißbrauch Ephedrin enthaltender 
Arzneimittel wird zur Zeit vom Bundesgesundheits- 
amt ausgewertet. Das Bundesgesundheitsamt wird 
Ende dieses Monats in einer Sitzung im Rahmen 
des Stufenplanes zur Beobachtung, Sammlung und 
Auswertung von Arzneimittelrisiken mit den betei- 
ligten Behörden von Bund und Ländern sowie den 
Arzneimittelkommissionen der Heilberufe und Ver- 
tretern der Bundesverbände der Pharmazeutischen 
Industrie diese Thematik beraten. Es ist ferner vor- 
gesehen, danach auch den Sachverständigenaus- 
schuß für Verschreibungspflicht erneut hierzu zu 
hören. 

Bevor ich Maßnahmen ergreife, mochte ich das 
Ergebnis der Beratungen dieser Gremien abwar- 
ten. 

Ich möchte von hier aus den Appell an die Apo- 
thekerschaft aus dem Jahre 1981 erneuern und die 
Apotheker bitten, bei der Abgabe nicht vom Arzt 
verschriebener Arzneimittel besonders dann Zu- 
rückhaltung zu üben, wenn angenommen werden 
kann, daß das Arzneimittel mißbräuchlich ge- 
braucht werden soll. 


Anlage 27 

Antwort 

' ; des Pari. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Frage des Abgeordneten Bastian (GRÜNE) (Druck- 
sache 10/55 Frage 80): 

Auf Grund welcher Überlegungen hat die Bundesregie- 
rung es für richtig gehalten, im Gesetz zur Neuordnung des 
Rechts der Kriegsdienstverweigerung und des Zivildienstes 
vom 16. Dezember 1982 die Dauer des Zivildienstes auf 20 
Monate heraufzusetzen, obwohl die durchschnittliche Dauer 
der vom Wehrpflichtigen im Anschluß an den ISmonatigen 
Grundwehrdienst geleisteten Wehrübungen nur sieben Tage 
und damit nur rund 1/20 der dem Zivildienstleistenden zuge- 
muteten Mehrbelastung beträgt, wie der Bundesverteidi- 
gungsminister in seiner Antwort vom 6. Mai 1983 auf meine 
Anfrage vom 25. April 1983 bestätigt hat? 

Das auf einer Gesetzesinitiative der Fraktionen 
der CDU/CSU und der FDP beruhende Gesetz zur 
Neuordnung des Rechts der Kriegsdienstverweige- 
rung und des Zivildienstes berücksichtigt mit der 
Verlängerung der Dauer des Zivildienstes das Ur- 
teil des Bundesverfassungsgerichts vom 13. April 
1978. In seiner Begründung zu dieser Entscheidung, 
mit der das Reformgesetz der früheren Koalition 
aus dem Jahre 1977 als unvereinbar mit dem 
Grundgesetz erklärt worden ist, setzt das Gericht 
eindeutige Maßstäbe für eine zukünftige verfas- 
sungskonforme Regelung. Danach ist eine ersatz- 
lose Abschaffung des förmlichen Prüfungsverfah- 
rens nur zulässig, wenn der Zivildienst gleichzeitig 
so ausgestaltet wird, daß er als Probe auf die Gewis- 
sensentscheidung angesehen werden kann. 

Nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts 
kommt dafür nicht zuletzt eine Verlängerung des 
Zivildienstes auf bis zu 24 Monate in Frage, so daß 


er der Dauer des Wehrdienstes einschließlich der in (C) 
§ 6 des Wehrpflichtgesetzes vorgesehenen Wehr- 
übungen voll entspreche. Da das Bundesverfas- 
sungsgericht die in dem Reformgesetz der früheren 
Koalition vorgesehene Verlängerung auf 18 Monate 
für nicht ausreichend angesehen hat, mußte bei ei- 
ner erneuten Reform des Kriegsdienstverweige- 
rungsrechts eine Zivildienstdauer von 20 Monaten 
als untere Grenze erscheinen. In einem gemeinsa- 
men Gutachten des Bundesinnen- und des Bundes- 
justizministeriums von Anfang April des Jahres 
1982 haben diese für Verfassungsfragen in der Bun- 
desregierung zuständigen Ministerien für die da- 
malige Bundesregierung ebenfalls diese Auffas- 
sung vertreten. 


Anlage 28 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Frage der Abgeordneten Frau Potthast (GRÜNE) 
(Drucksache 10/55 Fragen 81 und 82): 

Wie erklärt sich die Bundesregierung, daß 70 v. H. der So- 
zialhilfeempfänger Frauen sind? 

Was gedenkt die Bundesregierung an Sofortmaßnahmen 
zu tun, um diesen eklatanten Mißstand zu beseitigen? 

Zu Frage 81: 

Nach den Ergebnissen der jetzt veröffentlichten 
Jahresstatistik der Sozialhilfe für 1981 betrug der 
Anteil der weiblichen Sozialhilfeempfänger über 18 p) 
Jahre, also der Frauen, an der Zahl der Empfänger 
von Hilfe zum Lebensunterhalt über 18 Jahre 
64,7 %, an der Zahl der Empfänger von Hilfen in 
besonderen Lebenslagen über 18 Jahre 64,1 %. Die 
Entwicklung ist rückläufig, denn in den Jahren 1970 
und 1975 betrug der Anteil der Frauen bei der Hilfe 
zum Lebensunterhalt 75,7 bzw. 70,1 % und bei der 
Hilfe in besonderen Lebenslagen 66,2 bzw. 67,8 %. 
Dieser Anteil der Frauen in der Sozialhilfe ist ne- 
ben ihrer höheren Lebenserwartung im Vergleich 
zu der von Männern vor allem auf unregelmäßige 
oder ausbleibende Unterhaltszahlungen nach Ehe- 
scheidungen oder Trennung zurückzuführen. Wei- 
tere Ursachen sind z. B. niedrigere Rentenansprü- 
che von Witwen oder Frauen — die zum Teil auf 
Grund von Benachteiligungen im Erwerbsleben — 
früher nur wenig verdient oder ihre Erwerbstätig- 
keit, etwa für Jahre in der Kinderbetreuung, län- 
gere Zeit unterbrochen haben. 

Zu Frage 82: 

Die Bundesregierung setzt sich mit Nachdruck 
dafür ein, für Frauen nachteilige Ursachen zu besei- 
tigen. Dabei sind die Schwierigkeiten der gegen- 
wärtigen Finanzlage zu berücksichtigen, die konso- 
lidiert werden muß. Die Benachteiligungen von 
Frauen in der Arbeitswelt müssen — dies allerdings 
so schnell wie möglich — abgebaut werden. Hier 
sind in erster Linie die Tarifpartner gefordert. Die 
Bundesregierung wird durch neue arbeitsrechtliche 
Bestimmungen dazu beitragen, die Chancen von 
Frauen auf dem Arbeitsmarkt zu verbessern; sie 
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(A) strebt eine rechtliche Regelung an, die Benachteili- 
gungen der Teilzeitarbeit ausschließt Die Hinter- 
bliebenenversorgung in der Rentenversicherung 
wird entsprechend der Entscheidung des Bundes- 
verfassungsgerichts aus dem Jahre 1975 im Sinne 
der Gleichberechtigung von Mann und Frau neu 
geordnet werden. Erziehungsjahre in der Renten- 
versicherung wird die Bundesregierung einführen, 
sobald die Finanzlage dies zuläßt. Mit Wirkung ab 
1. Januar 1983 sind bereits in der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung die bisher unterschiedlichen Ta- 
belle nwerte für die ersten fünf Berufsjahre von 
Männern und Frauen auf einen einheitlichen Satz 
angeglichen worden. 


Anlage 29 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Kühbacher (SPD) (Drucksache 
10/55 Fragen 83 und 84): 

Unterstützt die Bundesregierung Plane des Bundesbahn- 
vorstands, die Bundesbahnschule in Braunschweig zu schlie- 
ßen? 

Sprechen wirtschaftliche Gründe nicht für den Erhalt ei- 
ner Bundesbahnschule in Braunschweig im Vergleich zu üb- 
rigen Einrichtungen im Bundesgebiet, und ist eine eventuelle 
Schließung nicht auch im Gegensatz zum Zonenrandförde- 
rungsgesetz zu sehen? 

Die Pläne des Vorstandes der Deutschen Bundes- 
bahn, die Bundesbahnschule Braunschweig zusam- 
men mit fünf anderen Bundesbahnschulen bis zum 
30. Juni 1983 zu schließen, entsprechen dem vom 
Deutschen Bundestag am 17. September 1982 ein- 
stimmig angenommenen Beschluß des Haushalts- 
ausschusses des Deutschen Bundestages, der von 
der Deutschen Bundesbahn erwartet, künftig auch 
im Ausbildungswesen rechtzeitig Folgerungen aus 
betrieblichen und personellen Entwicklungen zu 
ziehen. Grundlage dafür ist die schwache Ausla- 
stung der Schulkapazität der Deutschen Bundes- 
bahn: zur Zeit noch 73%, in den Jahren 1984 — 1987 
von nur noch 33% auf 41% steigend. 

Zunächst sind sechs von zehn Bundesbahnschu- 
len mit allgemeinen Aufgaben betroffen, eine wei- 
tere Konzentration der verbleibenden vier Bundes- 
bahnschulen mit allgemeinen und fünf Bundes- 
bahnschulen mit besonderen — meist technischen 
— Spezialaufgaben wird voraussichtlich zum 1. Ja- 
nuar 1984 erfolgen müssen. 

Der Entscheidung des Vorstandes lag eine Ko- 
sten- Nutzen- Analyse zugrunde, nach der wirtschaft- 
liche Gründe im Vergleich zu den übrigen Bildungs- 
einrichtungen der Deutschen Bundesbahn den Aus- 
schlag gegen den Erhalt der Bundesbahnschule 
Braunschweig und weiterer fünf Schulen mit allge- 
meinen Aufgaben gegeben haben; unter Berück- 
sichtigung aller Gesichtspunkte wäre ein gleiches 
oder annähernd vergleichbares Ergebnis für die 
Wirtschaftsführung der Deutschen Bundesbahn 
nach Auffassung des Vorstandes gegenüber den 


vorgesehenen Maßnahmen nicht zu erzielen. Im (C) 
Rahmen dieser Analyse ist die Lage von Braun- 
schweig im Zonenrandgebiet angemessen berück- 
sichtigt worden. 


Anlage 30 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Enders (SPD) (Drucksache 
10/55 Frage 85): 

Steht die Bundesregierung noch zu der Aussage des Parla- 
mentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte in der Frage- 
stunde vom 24. November 1982, wonach die Bundesregierung 
auf die Anliegen des Zonenrandgebietes besonders achten 
wird, und wie verträgt sich diese Aussage mit der geplanten 
Schließung der Bundesbahnschule in Bebra und dem weite- 
ren Verlust von vier Arbeitsplätzen durch die Verlegung von 
acht Elektrolokomotiven von Bebra weg? 


In meiner Antwort vom 24. November 1982 auf 
Ihre Fragen zur Bundesbahnschule Bebra habe ich 
auf die sich abzeichnende Entwicklung im Ausbil- 
dungswesen der Deutschen Bundesbahn hingewie- 
sen und zu der damals noch nicht abgeschlossenen 
Untersuchung der Deutschen Bundesbahn erklärt, 
daß bei der Entscheidung des Vorstandes auch die 
Interessen der Raumordnung berücksichtigt wer- 
den, soweit sich dies mit den Unternehmenszielen (D) 
vereinbaren läßt. Das Ergebnis der genannten Un- 
tersuchung liegt jetzt vor. Der Vorstand ist dabei 
auch unter Beachtung der Ziele des Zonenrandför- 
derungsgesetzes zu der Auffassung gelangt, daß ein 
gleiches oder annähernd vergleichbares Ergebnis 
für die Wirtschaftsführung der Deutschen Bundes- 
bahn bei Aufrechterhaltung der Bundesbahnschule 
Bebra nicht zu erzielen wäre. Er stützt dies auf das 
Ergebnis einer eingehenden Kosten-Nutzen-Analy- 
se, nach der Bebra von 10 Bundesbahnschulen mit 
allgemeiner Aufgabenstellung auf dem drittletzten 
Platz liegt, so daß diese Schule — bei Zugrundele- 
gung der Personal- und Ausbildungsbedarfsent- 
wicklung der nächsten Jahre — neben fünf anderen 
zum 30. Juni 1983 geschlossen werden muß. 

Im übrigen darf ich auf meine Antwort zu den 
Fragen des Kollegen Kühbacher wegen der Bun- 
desbahnschule Braunschweig verweisen. Hinsicht- 
lich der Verlegung von E-Lokomotiven bemerke 
ich: 

Die Deutsche Bundesbahn wird zum Sommer- 
fahrplanwechsel 1983 insgesamt 62 ältere Elektrolo- 
komotiven, die in der Unterhaltung und Betriebs- 
führung besonders aufwendig sind, ersatzlos außer 
Dienst stellen. Zur Sicherstellung der Zugförderung 
in den betroffenen Räumen müssen deshalb elektri- 
sche Triebfahrzeuge von anderen Stellen umbehei- 
matet werden. Daran ist das Bahnbetriebswerk Be- 
bra mit acht E-Lokomotiven der Baureihe 140 betei- 
ligt. Die Verkehrsbedienung im Zonenrandgebiet 
wird hiervon in keiner Weise berührt. 
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(A) Anlage 31 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Klejdzinski (SPD) (Druck- 
sache 10/55 Fragen 87 und 88): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß alliierte Munitions- 
transporte nicht den Bestimmungen der Gefahrgutverord- 
nung Straße unterliegen, und wenn ja, inwieweit unterschei- 
det sich diese Vorschrift von den Festlegungen im NATO- 
Truppenstatut und deren Zusatzabkommen? 

Hält die Bundesregierung es nicht für bedenklich, daß Ge- 
fahrgut in alliierten Fahrzeugen nach weniger strengen Vor- 
schriften in der Bundesrepublik Deutschland transportiert 
werden darf und damit die Bevölkerung einem höheren Ri- 
siko ausgesetzt wird als nach deutschem Recht, und wenn ja, 
was gedenkt die Bundesregierung gegen diese latente Ge- 
fährdung der Bevölkerung zu veranlassen? 

Deutsche Verkehrsvorschriften gelten auch für 
ausländische Streitkräfte (Artikel 57 Absatz 3 Zu- 
satzabkommen zum NATO-Truppenstatut). 

Für das Verhalten im Straßenverkehr sind Ab- 
weichungen von den deutschen Vorschriften nur im 
Falle dringender militärischer Erfordernisse und 
unter gebührender Berücksichtigung der öffentli- 
chen Sicherheit und Ordnung gestattet (Artikel 57 
Absatz 4 a Zusatzabkommen zum NATO-Truppen- 
statut). 

Nach § 15 Gefahr gutverordnung Straße wenden 
die Truppen der nichtdeutschen NATO-Staaten bei 
der Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße 
in truppeneigenen Fahrzeugen ihre Vorschriften 

(B) RR, soweit diese gleichwertige oder höhere Anforde- 
rungen als die Gefahrgutverordnung Straße stellen. 
Andernfalls gelten die Vorschriften der Gefahrgut- 
verordnung Straße. 


Anlage 32 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Schwenk (Stade) (SPD) 
(Drucksache 10/55 Frage 91): 

Kann die Bundesregierung Auskunft geben über Planung 
beziehungsweise Stand der Entwicklung leistungsfähiger 
und fahrgastfreundlicher Nebenbahnfahrzeuge für einen ko- 
stensparenden und gleichwohl benutzungsfördernden Ein- 
satz auf Bundesbahnnebenstrecken sowie über die Siche- 
rung der Finanzierung des Einsatzes solcher Fahrzeuge? 

Die Deutsche Bundesbahn, die in Fragen der Be- 
triebsführung und Zugförderung in eigener Zustän- 
digkeit und unternehmerischer Verantwortung ent- 
scheidet, hat um die Jahreswende 1981/82 acht Pro- 
totypen neuer Dieselleichttriebwagen der Baureihe 
627/628 beschafft. Diese Fahrzeuge wurden in Zu- 
sammenarbeit mit der Industrie entwickelt und 
werden derzeit im Raum Kempten betrieblich er- 
probt. 

Über den weiteren Einsatz dieser Fahrzeuge und 
die Vergabe von Serienfahrzeugen hat der Vorstand 
der Deutschen Bundesbahn noch nicht entschieden. 
Auftragsvergaben erfolgen grundsätzlich auf der 
Basis genehmigter Wirtschaftspläne. 


Anlage 33 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage 
des Abgeordneten Becker (Nienberge) (SPD) 
(Drucksache 10/55 Frage 92): 

Wie viele Autobahn-Kilometer und wie viele Kilometer 
Bundesstraße werden im Jahre 1983 fertiggestellt oder befin- 
den sich im Baustadium? 

Im Jahre 1983 werden voraussichtlich 144 km 
Bundesautobahnen fertiggestellt und rund 550 km 
in Bau sein. 

Im Jahre 1983 werden voraussichtlich rund 166 
km Bundesstraßen fertiggestellt und rund 820 km 
in Bau sein. 


Anlage 34 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Hecker (GRÜNE) (Drucksache 
10/55 Fragen 93 und 94): 

Hält die Bundesregierung es für vertretbar auf der Basis 
der völlig veralteten Planung des sogenannten Feldbergzu- 
bringers im Bereich Oberursel/Ts.-Hohemark-Kronberg 
(B 455 neu oder A 661), die ökologische Belange nicht oder 
ungenügend berücksichtigt, dieses Projekt weiterzuverfol- 
gen? 

Ist die Bundesregierung bereit, eine Überprüfung des Be- 
darfs und der Umweltverträglichkeit vorzunehmen mit dem 
Ziel, größeren ökologischen Schaden von dem betreffenden 
Gebiet und seiner Umgebung abzuwenden? 

Die Umgehung Oberursel im Zuge der B 455 — 
auch „Feldbergzubringer“ genannt — bleibt auch 
weiterhin wegen ihrer großen Entlastungswirkung 
für die Ortsdurchfahrt Oberursel ein Projekt von 
besonderer verkehrspolitischer Bedeutung. Die 
Bundesregierung hält es für vertretbar, dieses Pro- 
jekt weiterzuverfolgen, zumal die ökologischen Be- 
lange im Rahmen der laufenden Planungen und 
bisherigen Verfahren ausreichend untersucht wor- 
den sind. 

Eine erneute Überprüfung des Bedarfs der Orts- 
umgehung Oberursel ist nicht notwendig. Es han- 
delt sich hier um den letzten Abschnitt des in gro- 
ßen Teilen bereits fertiggestellten „Feldbergzubrin- 
gers“ als Lückenschluß im Zuge der B 455. Größere 
ökologische Schäden bzw. die im Zuge des Projekts 
zu erwartenden unvermeidbaren Eingriffe in Natur 
und Landschaft sollen soweit wie möglich vermie- 
den bzw. durch angemessene Ausgleichs- oder Er- 
satzmaßnahmen kompensiert werden. 


Anlage 35 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Drabiniok (GRÜNE) (Druck- 
sache 10/55 Fragen 95 und 96): 

Hat die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, welche 
volkswirtschaftlichen Kosten (einschließlich Gesundheitswe- 
sen) dadurch entstanden sind, daß sich im Jahr 1982 im Bun- 
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desgebiet 348 652 Unfälle ereigneten, bei denen 11 594 Men- 
schen starben, und wenn ja, wie lauten die entsprechenden 
Zahlen? 

Ist es nach ethischen, moralischen und christlichen Vor- 
stellungen der Bundesregierung zu verantworten, trotz die- 
ser Zahlen den Individualverkehr (sprich Auto) zu fördern 
und öffentliche Verkehrsmittel und die Deutsche Bundes- 
bahn noch weiter einzuschränken? 

Zu Frage 95: 

Angaben über die Unfallkosten für 1982 liegen 
noch nicht vor. 

Für das Jahr 1981 beliefen sich die Unfallkosten 
nach einer Untersuchung der Bundesanstalt für 
Straßenwesen auf 36,8 Mrd. DM. 

Der gesamtwirtschaftliche Nutzen des Straßen- 
verkehrs wird erheblich höher geschätzt. 

Die Bundesregierung wird ihre Bemühungen zur 
Erhöhung der Straßenverkehrssicherheit und da- 
mit zur Minderung von Unfällen und Folgekosten 
zielstrebig fortsetzen. 

Zu Frage 96: 

In der verkehrspolitischen Diskussion um den öf- 
fentlichen Personennahverkehr und die Deutsche 
Bundesbahn geht es der Bundesregierung im Kern 
nicht um ein Weniger an öffentlichem Verkehr, son- 
dern um die wirtschaftlichere Ausgestaltung dieses 
Verkehrsbereiches. Bei rund 6,9 Mrd. DM Kosten- 
unterdeckung allein des öffentlichen Personennah- 
verkehrs im Jahre 1981 kann eine Finanzierung auf 
Dauer nur sichergestellt werden, wenn sich die 
Wirtschaftlichkeit spürbar erhöhen läßt. 

Die Bundesregierung kennt die Vorteile des öf- 
fentlichen Verkehrs: Umweltfreundlichkeit, Ener- 
giesparsamkeit und Verkehrssicherheit. Sie weiß, 
daß der öffentliche Personennahverkehr und der 
Schienenfernverkehr dort, wo sie attraktiv sind, 
auch zunehmend in Anspruch genommen werden. 
Die Bundesregierung wird sich daher auch weiter- 
hin im Rahmen ihrer Möglichkeiten an der Förde- 
rung von Investitionen in diese Verkehrsbereiche 
beteiligen. Unsere Gesellschaft braucht die Bahn 
und den öffentlichen Personennahverkehr; sie 
braucht aber auch den individuellen Kraftverkehr. 

Deshalb wird die Bundesregierung im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten sicherstellen, daß der Bürger 
über ein ausgewogenes Gesamtverkehrssystem ver- 
fügen kann. Eine Förderung des Individualverkehrs 
auf Kosten des öffentlichen Verkehrs hat darin kei- 
nen Platz. 


Anlage 36 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage 
der Abgeordneten Frau Nickels (GRÜNE) (Druck- 
sache 10/55 Frage 97): 

Ist die Bundesregierung bereit, die für eine behinderten- 
gerechte Gestaltung des Wagenangebotes der Deutschen 
Bundesbahn notwendigen Mittel aus dem Bundeshaushalt so 


kurzfristig zur Verfügung zu stellen, daß die erheblichen Ko- (C) 
stenvorteile einer behindertengerechten Waggongestaltung 
noch in der laufenden Bauserie genutzt werden können? 


Im Auftrag des Bundesministers für Verkehr 
werden derzeit von der Deutschen Eisenbahn Con- 
sulting im Rahmen einer Pilotstudie die Vorausset- 
zungen für eine Teilnahme Schwerbehinderter im 
Schienenpersonenfernverkehr der Deutschen Bun- 
desbahn untersucht. Von der Untersuchung, die 
1984 vorliegen und auch die Erfahrungen ausländi- 
scher Eisenbahnverwaltungen berücksichtigen 
wird, werden Aussagen über die besonderen Anfor- 
derungen, die an Spezialreisezugwagen und bauli- 
che Anlagen aus der Sicht von Rollstuhlfahrern zu 
stellen sind, sowie über den Gesamtinvestitionsauf- 
wand erwartet. 

Die Bemühungen, für die möglichst gleichzeitige 
Entwicklung und den Bau eines ersten Prototyp- 
fahrzeugs einen Kostenträger zu finden, dauern 
an. 


Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Rawe auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Dr. Däubler-Gmelin (SPD) (D) 
(Drucksache 10/55 Fragen 98 und 99): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Deutsche Bun- 
despost z. B. im Bereich der Oberpostdirektion Stuttgart 
männliche und weibliche Bewerber im Verhältnis 2 : 1 als 
Nachwuchskräfte einstellt und damit in eklatanter Weise ge- 
gen § 611 a BGB verstößt? 

Wie beurteilt die Bundesregierung ein der Einstellung vor- 
angehendes Testverfahren, bei dem männliche Bewerber ab 
260 Punkte und weibliche Bewerber erst ab einer Punktzahl 
von 390 für geeignet angesehen werden, und wird die Bun- 
desregierung diese eindeutig geschlechtsdiskriminierenden 
Praktiken in ihrem Einflußbereich unverzüglich unterbin- 
den? 


Zu Frage 98: 

Im Bereich der Deutschen Bundespost werden 
Bewerber entsprechend den gesetzlichen Vorschrif- 
ten nach Eignung und Befähigung, unabhängig von 
ihrer Zugehörigkeit zu einem bestimmten Ge- 
schlecht, eingestellt. Eine Quotierung oder ein Pro- 
porz für männliche und weibliche Bewerber finden 
nicht statt. Das gilt auch für den Bereich der Ober- 
postdirektion Stuttgart. 


Zu Frage 99: 

Bei der Deutschen Bundespost gibt es keine Test- 
verfahren, bei denen männliche Bewerber ab 
260 Punkten, weibliche ab 390 für eine Einstellung 
als geeignet angesehen werden. 


Anlage 37 
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(A) Anlage 38 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Rawe auf die Fragen des 
Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Drucksache 10/55 
Fragen 100 und 101): 

Wird die Deutsche Bundespost bei Auftragsvergaben an 
die Wirtschaft, insbesondere an mittelständische Betriebe, 
die wirtschaftspolitische Linie des Bundeskanzlers mehr als 
bisher unter Beweis stellen? 

Welche Aufgabenbereiche der Deutschen Bundespost eig- 
nen sich im Rahmen einer Auftragsvergabe nicht zur minde- 
stens teilweisen Mitwirkung mittelständischer Betriebe? 


Zu Frage 100: 

Die Deutsche Bundespost hat ihr Investitionsvo- 
lumen für 1983 gegenüber 1982 um 1,6 Mrd. DM auf 
14,9 Mrd. DM aufgestockt. An mittelständische Un- 
ternehmen der Industrie, des Handels und des 
Handwerks hat die Deutsche Bundespost 1982 Auf- 
träge in Höhe von rund 4,3 Mrd. DM vergeben. 
Durch die Aufstockung der Mittel für den übertra- 
gungs- und funktechnischen Ausbau des Breitband- 
verteilnetzes für 1983 um rund 680 Millionen DM 
gegenüber 1982 wird die Auftragssumme mit Si- 
cherheit steigen und besonders den mittelständi- 
schen Betrieben zugute kommen. Die Deutsche 
Bundespost unterstützt damit in besonderem Maße 
die wirtschaftspolitische Zielsetzung der Bundesre- 
gierung. 


Zu Frage 101: 

Im Bereich der Deutschen Bundespost gibt es 
grundsätzlich keine Einkaufsbereiche, in denen 
mittelständische Unternehmen nicht berücksichtigt 
werden können. Soweit sich mittelständische Be- 
triebe nicht unmittelbar um Aufträge über Liefe- 
rungen und Leistungen bewerben, können sie (z. B. 
bei Großanlagen) als Zulieferer, Aufbauunterneh- 
men oder in Arbeitsgemeinschaften beteiligt wer- 
den. 


Anlage 39 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Rawe auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Friedmann (CDU/CSU) (Druck- 
sache 10/55 Frage 102): 

Teilt die Bundesregierung die in der Presse verbreitete 
Auffassung — z. B. Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 
10. Mai 1983 — wonach die beabsichtigte Änderung der Fern- 
meldeordnung im Zusammenhang mit der Nutzung des öf- 
fentlichen Breitbandverteilnetzes die Betätigungsmöglich- 
keiten des Elektrohandwerks beeinträchtigen soll? 

Die aus Veröffentlichungen einiger Zeitungen er- 
kennbare Sorge, die Post plane eine Ausweitung 
ihres Betätigungsfeldes beim Ausbau des öffentli- 
chen Breitbandverteilnetzes, entbehrt jeder Grund- 
lage. Die zitierten Passagen aus dem bisher nicht 
veröffentlichten Entwurf der 23. Verordnung zur 
Änderung der Fernmeldeordnung wurden aus dem 


Zusammenhang gerissen und führten daher zu 
Fehlinterpretationen. Ebenso beeinträchtigt der 
Verordnungsentwurf in keiner Weise die Betäti- 
gungsmöglichkeiten des Elektrohandwerks. 

Wie aus dem Verordnungsentwurf eindeutig her- 
vorgeht, beschränkt sich die Deutsche Bundespost 
bei privaten Endeinrichtungen, z. B. Fernseh- und 
Hörfunkgeräte, sowie bei privaten Zusatzeinrich- 
tungen auf die Festlegung der fernmeldetechni- 
schen und fernmeldebetrieblichen Bedingungen für 
die Anschließung an das öffentliche Breitbandver- 
teilnetz. Dies ist bereits seit Jahren so üblich und 
steht in keinem Zusammenhang mit der Änderung 
der Fernmeldeordnung. An einem Vertrieb solcher 
Geräte beteiligt sich die Post überhaupt nicht. 

Auch die Innenverkabelung wird nach wie vor 
ausschließlich vom Handwerk ausgeführt. Die Sor- 
gen des Elektrohandwerks sind also unbegründet. 
Im Gegenteil: Durch die Ausweitung der Investitio- 
nen der Deutschen Bundespost im Breitbandbe- 
reich auf fast das Dreifache gegenüber dem Vorjahr 
profitiert in gleichem Maße auch das Elektrohand- 
werk, weil sich auch das Arbeitsvolumen für die 
Innenverkabelung damit erhöht. 

Da in der Öffentlichkeit dennoch Mißverständ- 
nisse über Formulierungen des Entwurfs der 
23. Änderungsverordnung entstanden sind, werden 
einige Teile dieses Entwurfs noch einmal überar- 
beitet. 


Anlage 40 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Probst auf die Fragen 
des Abgeordneten Catenhusen (SPD) (Drucksache 
10/55 Fragen 103 und 104): 

Sind der Bundesregierung die Gründe der Androhung des 
Landes NRW bekannt, notfalls aus der gemeinsamen For- 
schungsfinanzierung des Bundes und der Länder auszustei- 
gen, und wie wird sie auf diese Androhung reagieren? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung ange- 
sichts ihrer hohen Beteiligung an der Förderung der Fraun- 
hofer-Gesellschaft, daß künftig ein regionales Gleichgewicht 
der Forschungsaktivitäten erreicht wird? 


Zu Frage 103: 

Der Bundesregierung liegt eine „Androhung“ des 
Landes Nordrhein-Westfalen, notfalls aus der ge- 
meinsamen Forschungsfinanzierung des Bundes 
und der Länder auszuscheiden, nicht vor. 


Zu Frage 104: 

Die Bundesregierung unterstützt die Bemühun- 
gen der Fraunhofer-Gesellschaft, Institute in den 
sie fördernden Ländern regional ausgewogen zu er- 
richten, soweit die sachlichen Voraussetzungen da- 
für vorliegen. 
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(A) Anlage 41 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Probst auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Dr. Hickel (GRÜNE) 
(Drucksache 10/55 Fragen 105 und 106): 

Welche gentechnologischen Forschungsprojekte werden 
von der Bundesregierung zur Zeit gefördert? 

Welche Langzeitrisiken bezieht die Bundesregierung in 
ihre Überlegungen bei der Förderung dieser Forschungspro- 
jekte ein? 

Zu Frage 105: 

Die Bundesregierung fördert folgende Maßnah- 
men und Projekte auf dem Gebiet der Gentechnolo- 
gie: 

1. zwei gentechnologische Schwerpunktprojekte 
in Köln und Heidelberg auf den Gebieten der Pflan- 
zenmolekulargenetik, der biologischen Stickstoff- 
fixierung, der Immunologie und der Naturstoffbio- 
synthese; 

2. ein Forschungsstipendienprogramm zur Förde- 
rung des wissenschaftlichen Nachwuchses durch 
Ausbildung von deutschen Nachwuchswissen- 
schaftlern in qualifizierten Instituten im Ausland 
sowie durch Forschungstätigkeit ausländischer 
Wissenschaftler in Deutschland; 

3. zwölf weitere Einzel- und Verbundforschungs- 
vorhaben in öffentlichen Einrichtungen, Großfor- 
schungseinrichtungen und in der Industrie. Im Mit- 
telpunkt steht dabei die Fortentwicklung der Me- 
thodik der in-vitro Neukombination von Nuklein- 

(B) säuren und die Anwendung der mit ihrer Hilfe ge- 
wonnenen Forschungsergebnisse in der Landwirt- 
schaft und Pflanzenzüchtung, in der Medizin, im 
Umweltschutz und für industrielle Biosynthesen 
von Naturstoffen. Wichtige Themen sind dabei u. a. 
die biologische Stickstoffixierung, Herstellung von 
Hormonen, Antikörpern, Umwandlung und Abbau 
von Schadstoffen durch Mikroorganismen sowie 
Herstellung von Impfstoffen. 

Ein Überblick über Einzelheiten der geförderten 
Projekte ist den Veröffentlichungen des BMFT zu 
entnehmen. 

Zu Frage 106: 

Bei der Durchführung bestimmter gentechnologi- 
scher Experimente können Gesundheitsrisiken und 
möglicherweise auch ökologische Risiken nicht aus- 
geschlossen werden. Darüber hinaus wirft die in 
Zukunft denkbare Anwendung gentechnologischer 
Methoden am Menschen, z. B. für Zwecke der Gen- 
therapie, ethische Fragen auf, die einer grundlegen- 
den Erörterung bedürfen. Die Bundesregierung hat 
zum Schutz vor Gefahren durch neukombinierte 
Nukleinsäuren Richtlinien erlassen, die eine Melde- 
und Registrierpflicht für die Experimente vorsehen, 
denen ein hypothetisches Gefahrenpotential zu- 
kommt Die Experimente werden darüber hinaus 
von der Zentralen Kommission für die biologische 
Sicherheit (ZKBS) überprüft. Die Bundesregierung 
bereitet nach Abschluß ausführlicher Beratungen 
in der ZKBS für Herbst 1983 eine Anhörung zu ethi- 
schen Fragen vor, die eine zukünftige Anwendung 
gentechnologischer Experimente am Menschen 


aufwerfen kann. Sie hat in diesem Zusammenhang (C) 
bereits im März 1983 die mit diesen Fragen befaß- 
ten Stellen, namentlich wissenschaftliche Gesell- 
schaften, Kirchen, die Bundesärztekammer und Or- 
ganisationen der Forschungsförderung, um die Aus- 
arbeitung von Stellungnahmen hierfür gebeten. 


Anlage 42 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Pfeifer auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Schroeder (Freiburg) (CDU/CSU) 
(Drucksache 10/55 Fragen 107 und 108): 

Wie beurteilt die Bundesregierung, daß die insbesondere 
aus Mitteln des Bundes geförderte Deutsche Forschungs- 
gemeinschaft (DFG) beabsichtigt, das Zentrallaboratorium 
für Mutagenitätsprüfung (ZLM) in Freiburg zum Jahresende 
zu schließen, obwohl sich die von der DFG bestellten Gutach- 
ter wie auch unabhängig davon die biologische Fakultät der 
Universität Freiburg und darüber hinaus auch zahlreiche 
Gelehrte und Sachkundige für die Erhaltung dieser For- 
schungsgemeinschaft ausgesprochen haben? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, das Zentrallabo- 
ratorium für Mutagenitätsprüfung mit Rücksicht darauf wei- 
terzuführen, daß eine Schließung die im Zentrallaboratorium 
angesammelten Kenntnisse und Erfahrungen zerstört und 
dies nicht damit vereinbar ist, daß Mutagenitätsprüfung eine 
der wichtigsten Voraussetzungen der Krebsprävention ist? 

Zu Frage 107: 

Die Entscheidung der Deutschen Forschungsge- 
meinschaft (DFG), das Zentrallaboratorium für Mu- 
tagenitätsprüfung in Freiburg (ZLM) nur noch bis 
Ende dieses Jahres zu finanzieren, erfolgte in dem 
hierfür zuständigen Hauptausschuß der DFG in 
kollegialer Willensbildung unter den in diesem Gre- 
mium vertretenen Wissenschaftlern verschiedener 
Fachrichtungen und den Vertretern des Bundes 
und der Länder. 

Die Bundesregierung trägt diese Entscheidung 
ebenso mit wie die Regierung des Landes Baden- 
Württemberg. Bei dieser Entscheidung war u. a. zu 
berücksichtigen, 

— daß die DFG derartige Hilfseinrichtungen der 
Forschung nicht auf Dauer finanzieren kann. Sie 
hat das Zentrallaboratorium seit 1968 mit über 25 
Millionen DM gefördert; 

— daß auch der wissenschaftliche Beirat des Zen- 
trallaboratoriums und die Fachgutachter der Deut- 
schen Forschungsgemeinschaft sich für eine letzt- 
malige Förderung 1983 — 1985 ausgesprochen hat- 
ten; 

— daß die jahrelangen Bemühungen der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft, einen anderen Träger zu 
finden, erfolglos geblieben waren und 

— daß es angesichts der großen Anforderungen an 
die Deutsche Forschungsgemeinschaft, sich in der 
modernen Biologie stärker zu engagieren, nicht ver- 
tretbar erscheint, die knappen Mittel für eine län- 
gere Auslaufphase einer ohnehin zur Schließung 
vorgesehenen Einrichtung zu binden und damit an- 
deren Vorhaben zu entziehen. Ich darf in diesem 
Zusammenhang darauf hinweisen, daß allein in 
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(A) Freiburg zwei neue Sonderforschungsbereiche in 
der Biologie gegründet werden. 

Zu Frage 108: 


Die im Zentrallaboratorium gewonnenen Er- 
kenntnisse sind publiziert worden und stehen zur 
Verfügung. Im übrigen hat die Deutsche For- 
schungsgemeinschaft ihre Entscheidung auch unter 
dem Aspekt getroffen, daß einzelne Gruppen und 
Mitarbeiter ihre Erfahrungen in andere Institute 
und neue Sonderforschungsbereiche vorwiegend in 
Freiburg, aber auch an anderen Orten, einbringen 
können. Dies gilt gerade auch für die im engeren 
Zusammenhang mit der Krebsforschung stehenden 
Arbeiten. Die rasche Realisierung einer solchen Lö- 
sung hängt auch davon ab, ob die bisherige Leiterin 
und die Mitarbeitervertretung des Zentrallaborato- 
riums bereit sind, an entsprechenden Bemühungen 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft und der 
Universität Freiburg mitzuwirken. 


Anlage 43 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Pfeifer auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Odendahl (SPD) (Drucksache 
10/55 Fragen 109 und 110): 

Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, daß Eltern in 
Zeitungsanzeigen für eine Lehrstelle Prämien anbieten, und 
wie bewertet die Bundesregierung diese Tatsache? 

Wie hoch ist die Differenz zwischen Angebot und Nach- 
frage bei den Ausbildungsstellen im Vergleich zum Vorjahr? 

Zu Frage 109: 

Der Bundesregierung sind solche Zeitungsmel- 
dungen bekannt. 

Sie lehnt solche Praktiken ab und weist darauf 
hin, daß § 5 Abs. 2 Nr. 1 des Berufsbildungsgesetzes 
eine Vereinbarung über die Verpflichtung des Aus- 
zubildenden, für die Berufsausbildung eine Ent- 
schädigung zu zahlen, nichtig ist; außerdem dürfen 
Ausbildungsverträge, die gegen das Berufsbildungs- 
gesetz verstoßen, nicht in das Verzeichnis der Be- 
rufsausbildungsverhältnisse eingetragen werden. 

Zu Frage 110: 

Nach dem von der Bundesanstalt für Arbeit er- 
stellten Bericht sind in der Zeit vom 1. Oktober 1982 


bis zum 31. März 1983 den Arbeitsämtern von den 
Betrieben insgesamt 353 264 Berufsausbildungsstel- 
len gemeldet worden; im Vergleich zum Vorjahr be- 
deutet dies ein Minus von 9,3%. Diesem Angebot an 
Ausbildungsstellen standen 451 311 Bewerber ge- 
genüber, was einer Zunahme von 18,2% gegenüber 
dem Vorjahr entspricht. 

Diese Zahlen sind im Hinblick auf die im Herbst 
zu erwartende Ausbildungsplatzsituation wenig 
aussagekräftig. Man muß davor warnen, aus diesen 
Zahlen Schlußfolgerungen zu ziehen, die die eine 
Lehrstelle suchenden Jugendlichen nur verunsi- 
chern können und auf die Ausbildungsbereitschaft 
der Betriebe alles andere als positive Auswirkun- 
gen haben. 


Anlage 44 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Pfeifer auf die Frage 
des Abgeordneten Toetemeyer (SPD) (Drucksache 
10/55 Frage 111): 

Bedeutet die Forderung nach erhöhter Mobilität 15- bis 
17jähriger Ausbildungsplatzbewerber nicht einen unzumut- 
baren und gefährlichen Verlust familiärer Bindungen? 

Grundsätzlich ist anzustreben, daß 15- bis 17jäh- 
rige während ihrer Berufsausbildung in ihrem El- 
ternhaus wohnen können. Eine auswärtige Unter- 
bringung sollte allerdings dann in Betracht gezogen 
werden, wenn sich der Ausbildungswunsch nicht 
anders realisieren läßt. Die Tatsache, ob ein Ju- 
gendlicher zu Hause wohnen kann oder nicht, ist 
zwar für die familiären Bindungen von Bedeutung, 
aber sicherlich nicht allein entscheidend. 


Anlage 45 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Pfeifer auf die Fragen des 
Abgeordneten Weiskirchen (Wiesloch) (SPD) 
(Drucksache 10/55 Fragen 112 und 113): 

Mit welchen Maßnahmen will die Bundesregierung die 
vom Bundeskanzler gegebene Ausbildungsplatzgarantie ein- 
halten? 

Ist die Bundesregierung bereit, vor allem für die Regionen, 
in denen kein quantitativ ausreichendes und genügend diffe- 
renziertes Angebot an Ausbildungsplätzen vorhanden ist, zu- 
sätzliche Maßnahmen zu ergreifen? 

Zu Frage 112: 

In dem Gespräch, das die Bundesregierung am 
27. April 1983 mit führenden Vertretern der Wirt- 
schaft und der Gewerkschaften über Fragen der 
aktuellen Ausbildungsplatzsituation geführt hat, 
bekräftigte die Wirtschaft erneut ihre Zusage, für 
1983 eine ausreichende Zahl von Ausbildungsplät- 
zen bereitzustellen. 

Die Bundesregierung geht daher nach wie vor 
davon aus, daß das Ziel, allen Bewerbern einen Aus- 


Die Bundesregierung sieht keine Möglichkeit und 
auch nicht die Notwendigkeit, das Zentrallaborato- 
rium weiterzuführen. Mutagenität ist ein For- 
schungsgebiet, das nicht zuletzt dank der Initiati- 
ven der Deutschen Forschungsgemeinschaft und 
des Zentrallaboratoriums in Freiburg heute an vie- 
len Stellen gepflegt wird. Auch die Neuentwicklung 
von Testmethoden und die Prüfung ausgewählter 
Substanzen wird heute an einer größeren Zahl von 
Instituten betrieben, darunter dem Bundesgesund- 
heitsamt, der Gesellschaft für Strahlen- und Um- 
weltforschung in Neuherberg, in Fraunhofer-Insti- 
tuten und mehreren Hochschulinstituten. 
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(A) bildungsplatz anbieten zu können, in diesem Jahr 
erreicht werden kann. 

Die Bundesregierung unterstützt die von den 
Kammern und anderen örtlichen Organisationen 
vielfältig gestalteten Initiativen zur Vergrößerung 
des Ausbildungsplatzangebotes, in dem sie sich u. a. 
in verschiedenen Kammer- und Arbeitsamtsbezir- 
ken an Ausbildungsmarktkonferenzen beteiligt Die 
Bundesregierung versucht außerdem, durch eine 
Reihe gezielter Maßnahmen die quantitative und 
qualitative Situation der beruflichen Bildung im 
dualen System zu verbessern. So sind u. a. das Be- 
nachteiligtenprogramm sowie das Programm zum 
Ausbau der überbetrieblichen Ausbildungsstätten 
in den letzten Jahren ausgebaut worden. 

Zu Frage 113: 

Die Frage, ob für Regionen, in denen die Situa- 
tion auf dem Ausbildungsstellenmarkt besonders 
schwierig ist, noch weitergehende gezielte Hilfen 
möglich sind, wird von der Bundesregierung zur 
Zeit geprüft. 


Anlage 46 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Pfeifer auf die Frage der 
Abgeordneten Frau Fuchs (Köln) (SPD) (Druck- 
sache 10/55 Frage 114): 

Wie will die Bundesregierung sicherstellen, daß das gene- 
relle Angebot der Spitzenverbände der Wirtschaft, über den 
(B) Bedarf hinaus 30 000 zusätzliche Ausbildungsplätze zur Ver- 

fügung zu stellen, von den einzelnen Betrieben realisiert 
wird? 

Ein solches Angebot der Spitzenverbände der 
Wirtschaft ist jetzt nicht erstmalig abgegeben wor- 
den. Die Spitzenverbände haben bereits 1976 zuge- 
sagt, weitere 100 000 Ausbildungsplätze zur Verfü- 
gung zu stellen; diese Zusage ist eingehalten wor- 
den. Die Bundesregierung hat keine Zweifel, daß 
die Spitzenverbände in ihren jeweiligen Bereichen 
auch diesmal mit Erfolg auf die Bereitstellung eines 
ausreichenden Angebots an Ausbildungsplätzen 
hinwirken. 


An,age47 Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Pfeifer auf die Frage des 
Abgeordneten Weinhofer (SPD) (Drucksache 10/55 
Frage 115): 

Hält der Bundeskanzler seine Garantieerklärung für aus- 
bildungsplatzsuchende Jugendliche auch angesichts des Zah- 
lenverhältnisses von 353 000 gemeldeten Ausbildungsstellen 
gegenüber 451 000 Bewerbern aufrecht, und welche Maßnah- 
men gedenkt er zu ergreifen, um ein Deckungsverhältnis bei- 
der Größen zu erreichen? 

Die Bundesregierung hat in ihrer Regierungser- 
klärung am 4. Mai 1983 folgendes zum Ausdruck 
gebracht: „In diesem Jahr werden alle Jugendli- 
chen, die ausbildungswillig und ausbildungsfähig 
sind, eine Lehrstelle erhalten können. Allerdings 
wird nicht jeder seinen Wunschberuf erlernen und 
nicht jeder dort in die Lehre gehen können, wo er 


möchte, wo er wohnt. Ein hochentwickeltes Indu- (C) 
strieland wie die Bundesrepublik Deutschland muß 
es möglich machen, diese schwierige Aufgabe zu 
lösen.“ 

An dieser Auffassung hält die Bundesregierung 
weiterhin fest. Im übrigen darf ich Bezug nehmen 
auf meine Ausführungen zu den Fragen der Kolle- 
gen Weisskirchen und Frau Fuchs. 

Anlage 48 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Pfeifer auf die Fragen des 
Abgeordneten Kuhlwein (SPD) (Drucksache 10/55 
Fragen 116 und 117): 

Was bedeutet konkret die Zusage von Bundeskanzler Kohl, 
daß im Herbst dieses Jahres alle Jugendlichen einen Ausbil- 
dungsplatz erhalten sollen, und wie ist die später hinzuge- 
fügte Einschränkung zu verstehen, diese Garantie solle für 
alle Jugendlichen gelten, die „ausbildungswillig und ausbil- 
dungsfähig sind“ (Regierungserklärung vom 4. Mai 1983)? 

In welchem Umfang hält die Bundesregierung es für zu- 
mutbar, von ausbildungsplatzsuchenden Jugendlichen mehr 
Mobilität zu verlangen, und wieweit würde die Bundesregie- 
rung dabei äußerstenfalls gehen? 

Zu Frage 116: 

Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl hat am 3. Fe- 
bruar 1983 vor der Bundespressekonferenz in Bonn 
u. a. folgendes erklärt: 

„Die Wirtschaft wird 1983 eine für alle Jugendli- 
chen, die ausbildungsbereit und ausbildungsfähig 
sind, ausreichende Zahl von Ausbildungsplätzen an- ^ 
bieten.“ 

Konkret bedeutet dies, daß grundsätzlich alle als 
ausbildungsplatzsuchend registrierten Jugendli- 
chen ein Angebot erhalten sollten. Dabei wird von 
den Bewerbern allerdings erwartet, daß sie im Hin- 
blick auf ihre Berufswünsche flexibel sind und ggf. 
auch eine Ausbildungschance außerhalb des Hei- 
matortes wahrnehmen. Außerdem wird davon aus- 
gegangen, daß sie bei ihrer Berufswahl auch die 
Feststellung der Arbeitsämter in bezug auf ihre 
Eignung berücksichtigen. 

Ein Vergleich der oben zitierten Erklärung mit 
der entsprechenden Passage in der Regierungser- 
klärung vom 4. Mai 1983 zeigt, daß beide Erklärun- 
gen in ihrer Aussage identisch sind. 

Zu Frage 117: 

Die Forderung nach größerer Mobilität richtet 
sich vor allem an die Älteren unter den Bewerbern, 
deren Zahl in den letzten Jahren erheblich zuge- 
nommen hat. Es ist z. B. nicht einzusehen, weshalb 
von einem volljährigen Ausbildungsplatz suchenden 
nicht die gleiche Bereitschaft zu einem Wohnort- 
wechsel verlangt werden kann wie etwa von einem 
Studienplatzbewerber. Auch bei jüngeren Bewer- 
bern wird allerdings eine auswärtige Unterbrin- 
gung während der Berufsausbildung nicht immer 
zu vermeiden sein. 

Im übrigen weise ich darauf hin, daß nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz finanzielle Mobilitätshil- 
fen gewährt werden können. 
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